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Protokoll

über die 64. Sitzung vom 13. Juni 2018

Beginn: 10:02 Uhr

Präsidentin Muhterem Aras: Guten Morgen, meine Damen 
und Herren! Ich eröffne die 64. Sitzung des 16. Landtags von 
Baden-Württemberg.

Von der Teilnahmepflicht befreit sind Frau Abg. Bay, Frau 
Abg. Böhlen, Herr Abg. Kopp, Herr Abg. Palka sowie Herr 
Abg. Dr. Rapp. 

Aus dienstlichen Gründen entschuldigt haben sich bis 15 Uhr 
Frau Ministerin Dr. Hoffmeister-Kraut, ab 13 Uhr Frau Staats-
sekretärin Olschowski, ab 17 Uhr Frau Ministerin Dr. Eisen-
mann. Außerdem ganztägig entschuldigt ist Herr Staatsminis-
ter Murawski.

Auf Ihren Tischen finden Sie einen Vorschlag der Fraktion der 
SPD für eine Umbesetzung im Ausschuss für Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz (Anlage). – Ich stelle fest, dass 
Sie der vorgeschlagenen Umbesetzung zustimmen. Vielen 
Dank. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, habe ich die freudi-
ge Mitteilung zu machen – da hinten findet es schon statt –: 
Wir haben ein Geburtstagskind in unseren Reihen. Lieber Herr 
Staatssekretär Volker Schebesta, im Namen des ganzen Hau-
ses wünsche ich Ihnen alles Gute und weiterhin viel Erfolg. 

(Beifall bei allen Fraktionen und auf der Regierungs-
bank)

Wir treten in die Tagesordnung ein. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf:

Aktuelle Debatte – Digital blamiert: Bildungsplattform 
„ella“ vor dem Aus?! – beantragt von der Fraktion der 
SPD

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Aktuel-
le Debatte eine Gesamtredezeit von 50 Minuten festgelegt. 
Darauf wird die Redezeit der Regierung nicht angerechnet. 
Für die Aussprache steht eine Redezeit von zehn Minuten je 
Fraktion zur Verfügung. Ich darf die Mitglieder der Landes-
regierung bitten, sich ebenfalls an den vorgegebenen Rede-
zeitrahmen zu halten.

Schließlich darf ich auf § 60 Absatz 4 der Geschäftsordnung 
verweisen, wonach im Rahmen der Aktuellen Debatte die 
Aussprache in freier Rede zu führen ist.

Für die SPD-Fraktion erteile ich das Wort Herrn Abg. Dr. 
Fulst-Blei. 

Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, Kolleginnen und Kollegen! „ella“ steht bislang für „Elek-
tronische Lehr- und Lernassistenz“ – noch. Denn – Vorsicht, 
Ironie! – die Digitalisierungsoffensive des Landes schreitet 
machtvoll voran, und man bleibt sich dabei treu. 

Als Ministerpräsident Kretschmann und Minister Strobl ihre 
bescheidenen Pläne im Dezember 2016 erstmals vorstellten, 
kam in der gleichen Woche heraus, dass aufgrund der ökokon-
servativen Streichung von über 1 000 Lehrerstellen der Infor-
matikunterricht gleich in Teilen mitgestrichen wird. 

Letzte Woche dann die erneute digitale Blamage: Auf den Ver-
such, sich dienstags mit einer Zwischenbilanz abfeiern zu las-
sen, folgt Ernüchterung. Die dringend erwartete schulische 
Bildungsplattform „ella“ steht vor dem Aus. Ein externes Gut-
achten bestätigt: Die Bildungsplattform ist in ihrer derzeiti-
gen Konzeption mit den derzeitigen Projektpartnern technisch 
nicht umsetzbar. 

Laut Gutachten gibt es nun zwei Handlungsoptionen, die bei-
de mit erheblichen finanziellen Unsicherheiten, ungewisser 
zeitlicher Verzögerung sowie unklaren Erfolgschancen ein-
hergehen. Was für ein Desaster! 

(Beifall bei der SPD und der FDP/DVP sowie des 
Abg. Klaus Dürr AfD)

Bisher hatte man sich ja durchaus mit fremden Federn, näm-
lich den von uns initiierten Projekten wie den Lernfabriken 
4.0 und dem Tablet-Projekt, geschmückt. Das erste eigene Di-
gitalisierungsprojekt der grün-schwarzen Landesregierung en-
det dagegen im Fiasko.

Bereits auf der Pressekonferenz zum ersten Digitalisierungs-
bericht letzten Dienstag fragten Journalisten natürlich nach 
„ella“. Aber da gaben der Ministerpräsident und sein Digita-
lisierungsminister lieber die Unwissenden bzw., wie wir seit 
gestern wissen, die Gelassenen. 8,7 Millionen € an die Wand 
gefahren? Halb so schlimm, man könne auch mal ins Risiko 
gehen. Herr Ministerpräsident, in welcher Welt leben Sie ei-
gentlich mittlerweile?

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Aber immerhin, Sie konnten sich auf Frau Ministerin Eisen-
mann verlassen. Sie hat nämlich die Ausgabe des Gutachtens 
an die Opposition gekonnt hinausgezögert. Das Gutachten lag 
schon vor den Pfingstferien vor. Letzten Montag hatten es aber 
die Parlamentarier immer noch nicht. Frau Ministerin Eisen-
mann, herzlichen Dank auch für Ihre freundliche Mail, dass 
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Sie veranlasst haben, uns das Gutachten wie versprochen zu-
kommen zu lassen, das Ganze sogar fürsorglich und für eine 
digitale Leitregion durchaus angemessen nicht per Mail, son-
dern per Post – mit dem zufälligen Nebeneffekt, dass es uns 
nicht am Dienstag, also parallel zu Ihrer Jubelkonferenz, er-
reicht hat, auch nicht am Mittwoch parallel zum Plenartag, 
sondern erst am Mittwoch gegen Abend. Was für ein peinli-
ches Spiel!

(Beifall bei der SPD und des Abg. Klaus Dürr AfD)

Frau Ministerin, niemand verlangt von Ihnen, dass Sie die Bil-
dungsplattform selbst programmieren. Was wir aber von Ih-
nen verlangen, ist, dass Sie bei den Punkten Vertragsgestal-
tung und Qualitätssicherung ordentlich arbeiten. Das haben 
Sie offensichtlich nicht getan. Warum haben Sie nur einen Let-
ter of Intent abgeschlossen – in welchem übrigens ausdrück-
lich auf die unverzügliche Notwendigkeit einer weiteren ver-
traglichen Regelung hingewiesen wird, die Sie dann aber 
komplett unterlassen haben? Was ist jetzt mit der Haftung? 

Im Ausschuss versuchten Sie, diese Versäumnisse sogar noch 
als Tugend zu verkaufen: Man müsse erst auf der Grundlage 
des Gutachtens über eine weitere vertragliche Vereinbarung 
entscheiden. Genau deshalb bestehen aktuell aber keine Ge-
währleistungsrechte, kam doch dieses Desaster möglicherwei-
se auch erst mangels Präzisierung zustande. Die 8,7 Millio-
nen € sind wohl weg – und keine Spur von einer funktions-
tüchtigen Bildungsplattform. 

Warum haben Sie erst beim Scheitern des Projekts einen ex-
ternen Gutachter eingestellt? Hätte ein Projekt dieser Größen-
ordnung und Komplexität gerade aufgrund der Tatsache, dass 
das Kultusministerium diese Expertise nicht liefern kann, 
nicht von Anfang an begleitet werden müssen? Für eine Mi-
nisterin ist es unseres Erachtens jedenfalls viel zu wenig, vom 
Stocken der Bildungsplattform kalt erwischt zu werden und 
über das Gutachten nur erschrocken zu sein. Warum haben 
Sie sich diesem Thema nicht selbst früh gewidmet, ja bis zum 
Abbruch noch nicht einmal eine Lenkungsgruppe eingerich-
tet?

Daher, Herr Ministerpräsident: „Halb so schlimm“? Nein, 
fahrlässig! Risikoorientiert? Nein, dilettantisch! 

Missstände werden beim Blick ins Innenministerium sehr 
deutlich. Ministerialdirektor Krebs versichert uns im Aus-
schuss, „ella“ habe fortan höchste Priorität. Herzlichen Glück-
wunsch! Das ist ein bisschen spät; finden Sie nicht auch? 

Oder soll es uns etwa beruhigen, dass Sie erst jetzt Ihrer Fach- 
und Dienstaufsicht über BITBW nachkommen? Die „Stutt-
garter Nachrichten“ vom 11. Juni zitieren Herrn Krebs mit den 
Worten, man müsse nun gemeinsam schlauer werden. Da ist 
er immerhin schon einmal einen Schritt weiter als Minister 
Strobl. Denn der weiß am liebsten gar nichts zum Großpro-
jekt „ella“. 

Damit nicht genug: Gleiches gilt für den Projektpartner 
KIVBF, dem das Innenministerium schriftlich eine Inhouse-
Fähigkeit bescheinigte. Trotz des geplanten Projektumfangs 
von 28,7 Millionen € wurde daher keine Ausschreibung, son-
dern lediglich eine Marktsichtung vorgenommen. Inhouse-Fä-
higkeit bedingt jedoch Kontrolle. Der Projektverlauf zeigt 

aber, dass Minister Strobl und seine BITBW keinerlei Kont-
rolle hatten. Oder wie erklären Sie, Herr Strobl, sonst, dass 
Sie drei Tage vor dem Start der Bildungsplattform im Febru-
ar nicht einmal im Ansatz wussten, wie schlecht es um das 
Projekt wirklich steht? Ein schweres Versäumnis – Ihr Ver-
säumnis. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/DVP 
– Vereinzelt Beifall bei der AfD)

Nein, meine Damen und Herren von der Regierungsbank, Sie 
können sich nicht wegducken. Ihre Aufgabe ist es, zu wissen, 
was in Ihren Häusern vorgeht und wie die von Ihnen beauf-
tragten Projekte verlaufen, vor allem, wenn Sie dafür Millio-
nen an Steuergeldern verwenden. So zu tun, als hätten Sie von 
nichts gewusst, ist ein Offenbarungseid. „ella“ läuft völlig aus 
dem Ruder.

Ich wiederhole unsere Forderung, die wir gemeinsam mit der 
FDP/DVP in der letzten Sitzung des Bildungsausschusses er-
hoben haben: Der Rechnungshof sollte sich dringend mit die-
sem Vorgang auseinandersetzen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP/DVP sowie des 
Abg. Klaus Dürr AfD)

Pikant ist übrigens: Nachdem die bildungspolitische Spreche-
rin der Grünen, Boser, laut ihrem Statement im Ausschuss ei-
gentlich keinen Mehrwert in der Aufklärung des Sachverhalts 
um „ella“ sieht und nun lieber nach vorn schaut, schiebt sie 
die Schuldfrage offensiv in Richtung Minister Strobl. Wir ha-
ben mit dem ewigen grünen Schuldabdrücken auch unsere Er-
fahrungen gemacht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Oh-Rufe von 
den Grünen)

Richtig lächerlich war es dann letzte Woche, als Kollegin Bo-
ser behauptet hat, das alte Kultusministerium hätte versäumt, 
klare Zieldefinitionen zu erarbeiten. Geht es noch?

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Ja, so war es halt! 
– Abg. Sandra Boser GRÜNE: Ja! – Gegenruf von 

der SPD: Völliger Unfug!)

Der Kabinettsbeschluss, dass es überhaupt eine Bildungsplatt-
form geben soll, wurde im Dezember 2015 gefasst. Dabei ging 
es um die von uns initiierte Ausweitung des Informatikunter-
richts. 

(Abg. Sandra Boser GRÜNE: Ja, unter Kultusminis-
ter Stoch!)

Dann war Wahlkampf im Jahr 2016. Wir reden von drei Mo-
naten. Schon vergessen, liebe Grüne? Ihr regiert seit über zwei 
Jahren. 

(Abg. Sandra Boser GRÜNE: Sie vergessen gern!)

Ihr habt mit den Schwarzen zusammen 8,7 Millionen € ohne 
vertragliche Absicherung ausgegeben und „ella“ voll an die 
Wand gefahren.

(Beifall bei der SPD und der FDP/DVP sowie des 
Abg. Klaus Dürr AfD)
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Frau Ministerin Eisenmann, Herr Minister Strobl, wir haben 
eine klare Erwartungshaltung an Sie. Nehmen Sie die Heraus-
forderung der digitalen Wende endlich ernst. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Machen Sie transparent, wer für den Schaden – materiell wie 
politisch – die Verantwortung trägt. Zeigen Sie nicht nur Ent-
setzen, sondern zeigen Sie Lösungswege auf. Prüfen Sie ge-
wissenhafter als bisher die Handlungsmöglichkeiten, und un-
terbreiten Sie uns einen Vorschlag für „ella“. Stellen Sie si-
cher, dass die Schulen spätestens Anfang 2019 damit arbeiten 
können.

Ansonsten werden einige „ella“ in Zukunft ganz anders über-
setzen, nämlich mit „Eisenmann liefert leider Ausschuss“ – 
Ausschuss in der Bedeutung von Pfusch. Lustig ist aber si-
cherlich anders. 

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/DVP 
sowie des Abg. Klaus Dürr AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE er-
teile ich das Wort Frau Abg. Boser.

Abg. Sandra Boser GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Digitalisierung an unseren 
Schulen hat viele Gesichter. Die digitale Bildungsplattform 
„ella“ soll eines davon sein, weil sie wichtig ist, um unsere 
Schulen bei Open Source und digitalen Lernangeboten zu un-
terstützen.

(Zuruf der Abg. Gabi Rolland SPD)

Daneben sind aber vor allem Fortbildung und pädagogische 
Konzepte wichtig, um Digitalisierung an unseren Schulen gut 
und auf die Zukunft ausgerichtet umzusetzen.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Mit der Einführung von Informatik ab dem nächsten Schul-
jahr – was wir umsetzen, Herr Kollege Fulst-Blei –,

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Mit einem Jahr Ver-
zögerung!)

mit den Tablet-Versuchen und dem Breitbandausbau sind wir 
auf einem guten Weg, um die Schülerinnen und Schüler in un-
serem Land aktiv auf das spätere Berufsleben und auf die Vo-
raussetzungen, die der digitale Wandel mit sich bringt, vorzu-
bereiten. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Was „ella“ betrifft, kann ich sagen: Nach der langen Planungs-
zeit, die ins Land gegangen ist und die durchaus auch für uns 
eine Ernüchterung mit sich bringt, sind wir sehr gern bereit, 
aufzuklären, wie „ella“ am Ende positiv funktionieren kann. 

Es ist für uns eine Ernüchterung; das habe ich auch nie ver-
schwiegen. Wir müssen schauen, wie wir eine digitale Bil-
dungsplattform in Baden-Württemberg zeitnah auf den Weg 
bringen können. 

Für viele Schulen im Land bedeutet der Umstand, dass die 
Planungen mit „ella“ nicht umgesetzt werden können, dass sie 
Planungen zur Digitalisierung auf den Weg gebracht haben, 
die sie nicht realisieren können. 

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Genau so ist es!)

Digitalisierung bedeutet, dass digitale Angebote, beispiels-
weise Onlinelernangebote, zur Verfügung gestellt werden, 
dass differenzierte Lernangebote zur Verfügung gestellt wer-
den, dass Kommunikation über eine digitale Bildungsplatt-
form ermöglicht wird. All dies wollen wir unseren Schulen 
ermöglichen. Wir setzen alles daran, dass dies zeitnah umge-
setzt werden kann. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Was die Frage nach der Verantwortung betrifft, muss ich, lie-
be SPD, jetzt auf das Hin- und Hergeschiebe zurückkommen, 
das heute von Ihnen im Bildungsbereich betrieben worden ist. 
Die ersten Kabinettsbeschlüsse dazu sind im Frühjahr 2015 
unter Ihrer Verantwortung gefasst worden. Der Kabinettsbe-
schluss mit KV ist im Dezember 2015 gefasst worden. Schie-
ben Sie also nicht sämtliche Verantwortung von sich weg. Es 
steht Ihnen gut zu Gesicht, auch einmal dazu zu stehen.

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Zuruf des 
Abg. Andreas Stoch SPD)

– Das ist auch Ihnen bei der Regierungsübernahme im Jahr 
2011 passiert. Natürlich gibt es zeitliche Übergänge, bei de-
nen nicht alles glatt läuft; 

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: 2015! Das ist ja 
höchst interessant!)

das muss ich zugestehen. Nun sind drei Jahre vergangen. Das 
ist sicherlich auch dem Umstand geschuldet, dass es einen 
Wechsel im Kultusministerium gab. Für uns ist trotzdem nicht 
nachvollziehbar, dass „ella“ nicht funktionsfähig ist. Aber, wie 
gesagt, Verantwortung hin- und herzuschieben bringt an die-
ser Stelle nichts.

Wir, die grüne Fraktion – das möchte ich betonen –, haben be-
reits im Januar 2017 eine Große Anfrage zur Medienbildung 
und zur digitalen Bildung an den Schulen eingereicht, in der 
gemäß den Anforderungen, die wir an eine Bildungsplattform 
stellen, die Inhalte von uns abgefragt wurden. Die Einhaltung 
dieser Anforderungen wurde im Großen und Ganzen bestä-
tigt. 

Auch nach dem Fehlstart der Bildungsplattform in diesem Jahr 
haben wir uns natürlich informiert, welche Gründe es hierfür 
gibt. Uns wurde gesagt, dass dies vor allem auf Kapazitäts-
probleme zurückzuführen sei, die leicht behoben werden 
könnten. 

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Das hat sich als an-
ders herausgestellt! – Abg. Sabine Wölfle SPD: Was 
für Ausreden! – Abg. Reinhold Gall SPD: Das ist ja 

lächerlich!)

– Herr Kollege Dr. Kern, ich bin als Teil der Regierungskoa-
lition durchaus auch selbstkritisch. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Da sind Sie 
aber die Einzige!)
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Ich möchte jetzt auch eine gewisse Aufklärung betreiben. 

Dass das vorliegende Gutachten nun aber von weitreichenden 
Problemen spricht, ist für uns überraschend und muss drin-
gend aufgeklärt werden. Wir halten es auch für erforderlich, 
dass geprüft wird, ob die Inhouse-Anforderungen tatsächlich 
erfüllt sind, um diese komplexen Systeme allein zu bewälti-
gen. Dass bereits Externe eingebunden wurden, zeigt, dass 
dies nicht in allen Bereichen möglich ist. Wir müssen zuse-
hen, dass es am Ende eine funktionierende Bildungsplattform 
gibt, die für alle Zugriffe da ist. 

Meines Erachtens sollte in diesem Zusammenhang durchaus 
auch einmal geschaut werden, welche Angebote digitaler Bil-
dungsplattformen es derzeit auf dem Markt gibt. Darauf auf-
bauend muss dann geprüft werden, wie es mit „ella“ weiter-
geht. Die Forderung der FDP/DVP, alles auf null zu stellen, 
kann ich nicht nachvollziehen. Wenn wir bei null anfangen 
würden, hätten wir wieder lange Planungsphasen und Aus-
schreibungsphasen. Zudem wäre nicht gesichert, dass es am 
Ende besser funktioniert. Deswegen muss beides geprüft wer-
den: Kann man „ella“ besser machen, sodass die Plattform am 
Ende funktioniert, oder müssen wir von vorn anfangen? Ich 
finde, das muss offen geprüft werden. Aber den Ruf nach ei-
ner sofortigen Beendigung von „ella“ halte ich für absolut 
falsch. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
– Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das ist 

doch geprüft!)

– Nein, das ist nicht geprüft. Es ist momentan nicht geprüft, 
ob ein Neuanfang besser wäre. Wenn man das vorliegende 
Gutachten zu „ella“ mit einer Note zusammenfassen würde, 
läge man zwischen „Vier“ und „Fünf“. Es ist aber keine 
„Sechs“. Es gibt sehr wohl Aufgaben, die „ella“ mit guter 
Funktionalität übernehmen kann. 

Die Punkte, die jetzt am Ende nochmals in den Blick genom-
men werden, nämlich dass alle Anwendungen möglich sind, 
dass auch alle Zugriffe möglich sind, müssen genau geprüft 
werden. Wir sind gern bereit, das mit zu unterstützen, sehen 
aber nicht, dass wir der Forderung nach einer sofortigen Be-
endigung von „ella“ nachkommen müssen. Ganz im Gegen-
teil, man muss genau prüfen: „ella“ ja, oder Neuanfang? Wir 
sind für beides offen. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Lorek.

Abg. Siegfried Lorek CDU: Frau Präsidentin, sehr geehrte 
Damen und Herren! Wir befassen uns in der heutigen Debat-
te mit der Bildungsplattform „ella“. Zugegeben: Hier läuft 
nicht alles optimal.

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: So kann man es 
auch formulieren!)

Allerdings wurde die Debatte von der SPD beantragt. Da fragt 
man sich immer: Warum? Wahrscheinlich wohl nur, um von 
der Bildungsmisere der letzten Legislaturperiode abzulenken.

(Beifall bei der CDU – Zuruf von der SPD: Argumen-
tativ sehr stark! Meine Güte!)

Ich erinnere hier an die Bilanz der SPD-Bildungspolitik. 

(Abg. Sascha Binder SPD: Jetzt bleiben wir mal beim 
Thema! – Abg. Sabine Wölfle SPD: Ablenkungsma-

növer!)

– Ich glaube, ich bekomme Zustimmung. – Strukturdebatte 
statt Qualität, damit der Absturz in nahezu allen Vergleichs-
studien, von der Champions League bis auf den Abstiegsplatz. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Fangen Sie noch mal von 
vorn an! Sie sind schon wieder auf dem Holzweg! 

Vielleicht wird es besser!)

– Es gibt den Ausspruch: Getroffene Hunde bellen. Ich glau-
be, in diesem Fall ist es so. 

Als Bildungsminister führte Kollege Stoch den von seiner Vor-
gängerin Warminski-Leitheußer eingeschlagenen Abwärts-
trend unbeirrt fort. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Sie haben definitiv keine 
Ahnung!)

Hier seien der Stellenabbaupfad und die Absenkung der Ein-
gangsbesoldung genannt. Das, was Sie „Bildungsaufbruch“ 
genannt haben, war maximal ein Bildungsbeinbruch.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Reinhold 
Gall SPD: Meine Güte! Was für eine Qualität! – Abg. 
Sascha Binder SPD: Schuster, bleib bei deinem Leis-

ten!)

– Um nur einige Punkte zu benennen. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Das glaube ich! Das kann 
aber kaum besser werden!)

Der FDP/DVP kommen die Schwierigkeiten, die es bei „ella“ 
gibt, nur gelegen. Sie springt momentan auf jedes Pferd, das 
sie in die Medien bringt. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Es sind 
ziemlich viele tote Pferde bei euch unterwegs! – Zu-

rufe von der SPD)

Schwierigkeiten bei der Umsetzung eines ambitionierten, aber 
noch unter SPD-Verantwortung eingeleiteten Projekts möch-
te Kollege Rülke gern zu einem ausgewachsenen Skandal ma-
chen.

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Es ist ein Skandal!)

Aber einer sachlichen Aufarbeitung dient diese Rhetorik nicht. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Ihre Rede auch nicht!)

Jetzt – Sie haben es ja eingefordert – zu „ella“. Ich zitiere: 

Moderne Formen der Zusammenarbeit und Kommunika-
tion werden auch im Bildungsbereich immer wichtiger. 
Mit der digitalen Bildungsplattform wollen wir neue Stan-
dards setzen und die Möglichkeiten in diesem Bereich für 
die Schulen im Land deutlich erweitern.
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So der damalige Kultusminister Stoch

(Abg. Andreas Stoch SPD: Alles richtig so weit!)

in seiner Pressemitteilung vom 2. Dezember 2015. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Und wer hat die Beauf-
tragung vorgenommen?)

Das Ganze basierte also auf einem Kabinettsbeschluss – Kol-
legin Boser hat es schon angesprochen – nach einer Vorlage 
des Kollegen Stoch.

(Abg. Andreas Stoch SPD: Richtig!)

Was ist denn nach dieser vollmundigen Ankündigung passiert? 
Einfach nichts. So kennen wir die SPD.

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Wer regiert denn 
seit zwei Jahren?)

Das Kultusministerium hat sich des Themas dann unter einer 
anpackenden Kultusministerin Dr. Eisenmann angenommen.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Ab dann 
ging es bergauf! – Unruhe)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, ich 
bitte Sie um etwas mehr Ruhe. – Danke.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Ziemlich schwierig!)

Abg. Siegfried Lorek CDU: Im Juli 2017 wurde dann der 
Letter of Intent zwischen dem Kultusministerium, BITBW 
und der Kommunalen Informationsverarbeitung Baden-Fran-
ken unterzeichnet. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: 2017 schon? – Abg. Sa-
scha Binder SPD: Schlecht gemacht!)

Nach dem Letter of Intent übernimmt die BITBW die Steue-
rung gegenüber der KIVBF und stellt die vertragskonforme 
Leistungserbringung durch diese sicher. 

(Abg. Sascha Binder SPD: Schlecht verhandelt!)

Sie richtet ein angemessenes Auftrags- und Eskalationsma-
nagement sowie eine Projektorganisation für den Aufbau und 
Betrieb des Cloudservices „Bildungsplattform BW“ ein. 

Da kann man sich schon fragen: Warum wurde die BITBW 
beauftragt? Ganz einfach: weil es nach einem Gesetz des da-
maligen SPD-Innenministers Gall so vorgeschrieben ist. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Aber erst ab 2018! Das 
stimmt ja wiederum gar nicht! Seit 2018 verpflich-

tend! Schon wieder Unfug erzählt! Meine Güte!)

Ich zitiere aus seiner Plenarrede vom 16. April 2015: 

Die Dienststellen und Einrichtungen der unmittelbaren 
Landesverwaltung werden grundsätzlich ... zur Nutzung 
der Dienstleistungen der BITBW verpflichtet. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja, so ist es! – Abg. 
Reinhold Gall SPD: Das ist einfach falsch! Er erzählt 

wieder mal Stuss! – Unruhe)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine – –

Abg. Siegfried Lorek CDU: Zielsetzung von BITBW war 
u. a. die Einsparung von 40 Millionen €. Die Leistungsfähig-
keit der Behörde war zweitrangig. 

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Ist das echt alles an 
Argumenten? – Gegenruf des Abg. Reinhold Gall 

SPD: Und auch noch falsch!)

Wie Sie sehen, hat unsere Kultusministerin einen von der SPD 
initiierten Kabinettsbeschluss umgesetzt und mit der BITBW 
die Stelle beauftragt, welche nach der damaligen Kabinetts-
vorlage so vorgesehen sowie nach dem SPD-Gesetz zu beauf-
tragen war.

Das Ansinnen von „ella“ macht absolut Sinn. 

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Das bestreitet nie-
mand! – Abg. Andreas Stoch SPD: Das bestreitet 

doch niemand!)

Die digitale Bildungsplattform würde unsere Bildungsland-
schaft klar voranbringen. Aber wir brauchen nicht darum he-
rumzureden – Sie sagen es –: „ella“ läuft nicht wie gewünscht. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Gar nicht!)

Darum auch Respekt vor dem Handeln unserer Kultusminis-
terin Dr. Susanne Eisenmann. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Sie wurstelt nicht einfach weiter, sondern sie handelt mutig 
und entschlossen. Es wurde ein Gutachten in Auftrag gege-
ben. Ich denke, zu einer guten Politik gehört auch die Refle-
xion der eigenen Bemühungen. 

(Vereinzelt Beifall)

Das Gutachten hat eklatante Probleme zutage gefördert, ins-
besondere durch die Umsetzung von der KIVBF. Diese wer-
den nun aufgearbeitet, und dann wird entschlossen entschie-
den: Geht es weiter, oder geht es nicht weiter? So ist es ein-
fach auch richtig. 

Lieber Kollege Fulst-Blei, wenn Sie fragen, warum bei der 
KIVBF vieles nicht funktioniert, können Sie beispielsweise 
auch gern auf den stellvertretenden Verbandsvorsitzenden der 
KIVBF zugehen, OB Mentrup. Er war ja bis 2013 Mitglied 
Ihrer Fraktion; Sie dürften ihn also kennen.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Mein Gott, könnt ihr nicht 
jemanden reden lassen, der eine Ahnung hat! Das ist 
ja nur noch billig! Meine Güte! – Gegenruf von der 

CDU: Ganz ruhig bleiben!)

Für die BITBW ist im Übrigen der CIO des Landes zustän-
dig. Wer hat denn den eingesetzt, Herr Gall?

Zusammenfassend scheint die SPD mit dem jetzigen Einprü-
geln auf Kultusministerin Dr. Eisenmann und Innenminister 
Strobl

(Zuruf des Abg. Sascha Binder SPD)
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nur davon ablenken zu wollen, dass erstens die Grundlage von 
„ella“ plus die geplante Umsetzung genauso in der KV der 
SPD war und zweitens Kultusministerin Dr. Eisenmann das 
Thema energisch angeht und Probleme nicht verschweigt, son-
dern diese aufarbeitet. Das ist richtig, das ist eine richtige po-
litische Handlung;

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

vielleicht können Sie es einfach nicht vertragen, dass eine 
Kultusministerin erfolgreich arbeitet und beliebt sein kann. 
Insbesondere nach der Ära Warminski-Leitheußer kennt die 
SPD dies so offenbar nicht.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb bin ich froh, dass das Bildungsressort jetzt wieder 
unter der Verantwortung der CDU steht und nicht noch wei-
tere Jahre durch eine SPD-Bildungspolitik verschenkt wer-
den.

(Beifall bei der CDU – Abg. Reinhold Gall SPD: Das 
glaube ich!)

Auch wenn die SPD jetzt nur von ihrem eigenen Versagen ab-
lenken wollte, 

(Abg. Sabine Wölfle SPD: Das tun Sie doch gerade!)

die Aktuelle Debatte heute ist richtig, und es ist richtig, dass 
sich das Plenum damit befasst. Allerdings: Maß und Mitte, 
Kollege Rülke, verlieren gerade Sie. Inflationär fordern Sie 
derzeit Untersuchungsausschüsse, und zwar

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das habe 
ich nicht gefordert! Sie müssen die Akten lesen! Le-
sen und verstehen! – Zuruf des Abg. Reinhold Gall 

SPD)

ganz klar über das Ziel der parlamentarischen Kontrolle und 
Aufklärung hinaus. Die Ressourcen, die ein Untersuchungs-
ausschuss binden würde, wären sinnvoller für eine tatsächli-
che Lösung des Problems eingesetzt. Ein Untersuchungsaus-
schuss nützt weder den Schülern noch den Lehrern, er verbes-
sert nicht den Unterricht und bringt die Digitalisierung nicht 
voran. Von einer Partei, die vor einem Jahr noch plakatiert hat 
„Digital first. Bedenken second.“,

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Ja, genau!)

hätte ich etwas anderes erwartet.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Sie bleiben den Beweis 
bislang schuldig!)

Wir haben Vertrauen in die Regierung, dass das Thema jetzt 
angegangen, aufgearbeitet und entschieden wird und dass „el-
la“ dann erfolgreich zu Ende geführt wird. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und den Grünen)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die AfD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Dr. Balzer.

Abg. Dr. Rainer Balzer AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Damen und Herren Kollegen Abgeordnete! In-
zwischen hat offenbar jede Landesregierung eine Leiche im 
Keller. Bei den einen ist es der Flughafen, der auf unbestimm-
te Zeit nicht in Betrieb gehen kann, bei den anderen ist es ein 
Bahnhof, der auch teurer wird als gedacht, und bei uns ist es 
eine schöne Frau – und diese sind auch meist teurer als ge-
dacht, und pünktlich kommen sie auch selten.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Ist das Ihre Erfahrung? 
– Vereinzelt Heiterkeit)

Sie heißt „ella“ und ist gestolpert. Wie konnte es dazu kom-
men, und wer ist schuld daran?

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Herr Stoch, Sie vielleicht? Inzwischen könnte man zu fast je-
dem Verwaltungsakt der Vorgängerregierung einen Untersu-
chungsausschuss fordern.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Abg. Andreas 
Stoch SPD: Wahnsinn!)

Natürlich nicht über diesen; denn ein Untersuchungsausschuss 
kostet Geld, und auch eine Überprüfung durch den Landes-
rechnungshof kostet Zeit und Ressourcen. 

Festzuhalten ist, dass die SPD hier offensichtlich versucht, die 
Verantwortung für die Misere der CDU anzuhängen. Doch 
wer hat den Auftrag vergeben?

(Zurufe der Abg. Reinhold Gall und Andreas Stoch 
SPD: Wir nicht!)

Das kann doch nur der ehemalige Kultusminister gewesen 
sein. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Völlig falsch!)

Die SPD sagt dazu, das Prestigeobjekt der grün-schwarzen 
Landesregierung sei vorläufig gescheitert, denn das Gutach-
ten schlage zwei Handlungsoptionen vor: Fortführung der Zu-
sammenarbeit mit den bisherigen Partnern, Kommunale In-
formationsverarbeitung Baden-Franken, KIVBF, oder Rück-
abwicklung und Neuausschreibung. Beide Optionen gehen 
mit erheblichen finanziellen Unsicherheiten und einer zeitli-
chen Verzögerung von ungewisser Dauer sowie mit unklaren 
Erfolgschancen einher – so die Gutachter. 

Richtig ist: Die CDU hätte ihre Kontrollfunktion früher aus-
üben müssen. Warum ist das nicht passiert? Warum sind von 
den geplanten 24,5 Millionen € 8,7 Millionen € in den Sand 
gesetzt worden? Warum wurde kein Vertrag abgeschlossen? 
Warum wurde keine konkrete Zielvereinbarung geschlossen? 
Wir haben gesehen, dass der Letter of Intent eigentlich ein 
Witz ist – vier DIN-A-4-Seiten, 

(Zurufe von der SPD)

nachdem das Projekt schon versenkt wurde. 

Im Bildungsausschuss hatte ich schon einmal gefragt: Kann 
es wirklich wahr sein, dass ein echter Kaufvertrag erst in den 
letzten vier, fünf Wochen unterfertigt werden sollte und – zu-
mindest den Ausschussmitgliedern – bis heute nicht vorliegt? 
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Kann es wahr sein, dass tatsächlich kein Lastenheft mit zuge-
sicherten Eigenschaften erstellt worden ist – Eigenschaften, 
die man in einem bestimmten Zeitrahmen abprüfen kann? Und 
kann es wirklich wahr sein, dass diese eine – sicherlich hüb-
sche – Powerpoint-Präsentation – es war tatsächlich nur die-
se eine Präsentation! – die Eigenschaften der Bildungsplatt-
form „ella“, die immerhin mehrere Millionen Euro schwer ist 
und allein 4 100 Schulen dienen soll, beschreibt? Kann das 
wahr sein? 

(Beifall bei der AfD)

Wir im Landtag sollten einen Straftatbestand Steuerver-
schwendung einführen. 

(Zuruf von der AfD: Ja! – Abg. Dr. Timm Kern FDP/
DVP: Da wüsste ich schon jemanden! – Gegenruf des 

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Genau!) 

Das Grundsatzprogramm der Alternative für Deutschland sagt 
dazu: 

Während Steuerhinterziehung auch bei vergleichsweise 
kleinen Beträgen in Deutschland verfolgt und bestraft 
wird, bleibt die ebenso gemeinwohlschädigende Steuer-
verschwendung straffrei.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Aufspaltung der 
AfD-Fraktion! – Gegenruf des Abg. Reinhold Gall 

SPD: Das wäre gar nicht so schlimm!)

Kann das wirklich sein? Wir Parlamentarier sollten, wir müs-
sen einen neuen Straftatbestand der Haushaltsuntreue einfüh-
ren. 

(Beifall bei der AfD)

Ich habe auf jeden Fall den deutlichen Eindruck, dass hier 
Steuergeldverschwendung vorliegt. 

Wenn man ein wenig Erfahrung mit EDV hat, weiß man: Bei 
digitalen Entwicklungen ist es wichtig, dass nur gemeinsam 
mit der Fachkompetenz der Endnutzer sinnvoll entwickelt 
werden kann. Dies gilt gerade für Lehrer. Deren Hauptberuf 
ist es nämlich, guten Unterricht zu halten, Unterricht vorzu-
bereiten, Klassenarbeiten schreiben zu lassen, mit den Eltern 
zu sprechen – und nicht, sich in neue Programme einzuarbei-
ten. Programme müssen – das ist eine Binsenweisheit – prak-
tikabel, leicht zu bedienen und intuitiv sein. 

Wie konnte es also sein, dass über Jahre an diesem Projekt ge-
werkelt wurde, ohne dass das Versagen früher deutlich wur-
de? Da muss man nach der Aufsichtspflicht fragen und muss 
in das streng vertrauliche Gutachten – es ist tatsächlich streng 
vertraulich; ich zitiere nur Teile daraus, die öffentlich sind – 
hineinschauen. Das Kultusministerium hat an die KIVBF den 
Auftrag vergeben. Diese wiederum hat 90 % an die fluid Ope-
rations AG weitervergeben. Seit 2018 gehört diese Firma zu 
einer Firma Veritas; die haben sie akquiriert. – Also 90 % ex-
tern. 

(Zuruf von der SPD)

Von diesen 90 % ist wiederum je die Hälfte an eine Firma 
Stemmer GmbH in Olching und an eine Firma xevIT-Network 
nach Ettlingen gegangen, für Design und Umsetzung. Die 

10 %, die noch übrig sind, betreffen den sogenannten organi-
satorischen Service, die Software-Ebene. Von diesen 10 % 
sind aber wiederum 60 % – Outtasking nennt man das – wei-
terverteilt worden an eine Firma Etis in Stuttgart. 

(Zuruf von der AfD: Hört, hört!)

Beim KM verblieben kleinere Leistungspakete – was auch im-
mer das ist. Das ist der First-Level-Support – auf Deutsch der 
Helpdesk oder das Telefon, wenn man irgendwo anruft und 
eine Antwort braucht. 

(Heiterkeit des Abg. Anton Baron AfD)

Und das Ganze bei einer Benutzerverwaltung, die für 1,5 Mil-
lionen Anwender gedacht ist! Im Übrigen wurde auch keine 
Machbarkeitsstudie – die nennt sich Proof of Concept – er-
stellt – sehr eigentümlich. Von Microsoft kommt die Software; 
die sind auch nicht eingebunden. 

Da muss man schon fragen: Hat das Ministerium eigentlich 
deutlich gemacht, welche Erwartungen dieses Programm er-
füllen soll, welche Aufgaben es erfüllen soll? Offensichtlich 
gibt es hier an und für sich gute Software – das Hasso-Platt-
ner-Institut hat mit dem Bundesministerium für Bildung und 
Forschung für Schulen dergleichen entwickelt. Warum wur-
de diese nicht eingeführt? Musste man das Rad zweimal er-
finden? Hätte man dies tun sollen? Hätte man nach einer bun-
deseinheitlichen Lösung suchen sollen? Das ist eine schwie-
rige Frage. 

Diese Frage führt zum zweiten Themenfeld, zum politischen 
Thema. Nehmen wir einmal an, irgendwo sei eine Grundge-
setzänderung im Rohr. Haben Sie die Rede des französischen 
Präsidenten Macron an der Sorbonne zur Gestaltung der Se-
kundarstufe gehört? Sie war leider nur auf Französisch anzu-
hören. Mit einer Grundgesetzänderung, wie Macron sie ei-
gentlich gern hätte, würde das Goldene Kalb der Bildungsho-
heit der Länder gekippt werden. Dann könnte die Bundesre-
gierung die Erwartungen der Europäischen Union erfüllen und 
in die Bildungshoheit der Länder eingreifen. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Um Gottes willen!)

– „Um Gottes willen“, eben. – Wie macht man so etwas? Am 
besten fängt man damit an, dass man den Ländern zeigt: Ihr 
schafft das nicht allein, ihr braucht den Bund dazu – z. B. bei 
einem digitalen Millionenfiasko. 

Die Vorgaben der EU werden von vielen Leuten zufälliger-
weise gern gesehen und gern angenommen. Deswegen ist das 
Beispiel gar nicht so weit hergeholt, meine Damen und Her-
ren. Im Rahmen der PISA-Studie wurde das ja genauso ge-
macht: Zuerst wurde eine riesige Katastrophe inszeniert, und 
hinterher wurde das umgesetzt, was die OECD im Bildungs-
wesen verlangte. Erst hat man den Bock zum Gärtner ge-
macht, und dann hat man ihn entscheiden lassen, welches 
Pflänzchen angepflanzt werden soll. 

Nehmen wir einmal an, dieses Theater um die schöne „ella“ 
dient der Förderung der Bildung unter Bundeshoheit – eine 
wahrhaft geschickte psychologische Vorbereitung auf eine 
Grundgesetzänderung. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Endlich ei-
ne Verschwörungstheorie!)



3794

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 64. Sitzung – Mittwoch, 13. Juni 2018
(Dr. Rainer Balzer) 

Dann fragen wir vielleicht die Bildungsministerin, was sie von 
dieser Grundgesetzänderung halten könnte, die sich mögli-
cherweise ihre CDU-Kollegin auf Bundesebene ausdenkt. 
Klar ist: Unsere Bildungsministerin steht für Kultushoheit in 
den Ländern. 

Deswegen zurück zum Anlass: Wir, die Alternative für Deutsch-
land, verlangen eine lückenlose Aufklärung, wie es dazu kom-
men konnte, und zwar von unabhängiger Seite. Die AfD-Frak-
tion hat den Landesrechnungshof bereits gebeten, diese Vor-
gänge eingehend zu untersuchen. Wir fordern Konsequenzen 
für die Verantwortlichen. Wir müssen danach fragen, ob bei 
diesem Schachtelmodell mit Unteraufträgen irgendjemand be-
günstigt wurde, ob es persönliche Beziehungen gab. All dies 
ist zu untersuchen. 

Man muss auch darüber nachdenken, ob dieses Geschäftsmo-
dell wirklich sinnvoll ist. Was nicht passieren darf, ist, dass 
sich CDU, SPD und Grüne hier einen Theaterdonner liefern, 
um die eigentliche Aufklärung, wie es zu diesem Millionen-
grab kommen konnte, letztendlich zu verhindern. Denn eines 
ist klar: Für dieses Millionengrab sind mindestens SPD und 
CDU verantwortlich.

(Beifall bei der AfD)

Zufälligerweise sind sie, CDU und SPD, die Parteien, die in 
Berlin an der Regierung sind. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der SPD) 

Präsidentin Muhterem Aras: Für die FDP/DVP-Fraktion er-
teile ich Herrn Abg. Dr. Kern das Wort.

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ministerpräsident Winfried Kretsch-
mann wurde gestern laut dpa mit folgenden Worten zitiert: Er 
rate

mit Blick auf die Pannen bei ... „ella“ zu Gelassenheit. 
„Das ist Neuland, das betreten wird, da muss man damit 
rechnen, dass Dinge nicht funktionieren“, sagte er ... Er 
ermuntere seine Minister, Risiken einzugehen und Fehler 
in Kauf zu nehmen –

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das machen 
die auch!)

auch wenn das Geld koste. 

Nun, Herr Ministerpräsident, ich kann Ihnen versichern, dass 
die betroffenen Minister Eisenmann und Strobl Ihre Ermun-
terung, Risiken einzugehen, Fehler in Kauf zu nehmen und 
Kosten zu verursachen, bei „ella“, dem digitalen Vorzeigepro-
jekt Ihrer Landesregierung, mit Bravour umgesetzt haben.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und der SPD)

Kennen Sie, Herr Ministerpräsident, eigentlich folgende Fak-
ten, die durch ein unabhängiges Gutachten, ein externes Gut-
achten festgestellt wurden – wohlgemerkt kein Gutachten der 
Opposition, sondern ein Gutachten, das von Ihrer Kultusmi-
nisterin beauftragt wurde? Wussten Sie, dass in Baden-Würt-

temberg ein 28,7 Millionen € teures Prestigeprojekt der Lan-
desregierung ohne Machbarkeitsstudie, ohne Lastenheft, oh-
ne Mindeststandards und ohne Ausschreibung vergeben wur-
de? Dass nur ein Letter of Intent existiert, aber kein Vertrag 
mit dem beauftragten Dienstleister? Dass das Projekt drei Ta-
ge vor dem geplanten Start abgesagt werden musste und dass 
der externe Gutachter zu dem Schluss kam, dass „ella“ tech-
nisch nicht umsetzbar ist und dass wohl ein Millionenbetrag 
abgeschrieben werden muss?

(Zuruf von der FDP/DVP: Hört, hört!)

Der Gutachter stellte außerdem fest, dass das Betriebskonzept 
unvollständig ist, zentrale Bausteine der Plattform fehlen, die 
Durchführbarkeit der Benutzerverwaltung und die Leistungs-
fähigkeit des Anwendersupports nicht geprüft wurden, das Si-
cherheitskonzept unvollständig ist, ein Notfallkonzept, Qua-
litätssicherungskonzept und Speicherkomponenten nicht vor-
handen sind, 

(Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Was funktioniert 
überhaupt?)

Microsoft als Softwarelieferant nicht beratend eingebunden 
wurde sowie die Wartung und Weiterentwicklung der für „el-
la“ genutzten Cloudsoftware

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Das ist ja 
dilettantisch!)

durch das beauftragte Unternehmen gefährdet sind. 

Angesichts dieser Faktenlage, Herr Ministerpräsident, sollten 
Sie sich wirklich noch einmal überlegen, was Sie gestern in 
Ihrer Regierungspressekonferenz für einen Unsinn gesagt ha-
ben.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und der SPD)

Wir Freien Demokraten haben vor diesem unfassbaren Hin-
tergrund eine Große Anfrage eingebracht. Übrigens: Als wir 
sie vorbereiteten, hatten wir große Mühe, mit den 30 zulässi-
gen Fragen auszukommen. Eigentlich hätten wir mehr als 100 
Einzelfragen gehabt.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Habt ihr nur Fra-
gen, keine Antworten? – Zuruf der Abg. Brigitte 

Lösch GRÜNE) 

Denn man muss davon ausgehen, dass „ella“ von Anfang an 
fahrlässig umgesetzt wurde. Es fehlte nicht nur an allem, was 
in der freien Wirtschaft bei einem Projekt dieser Größenord-
nung selbstverständlich wäre.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr rich-
tig!)

Vielmehr wurde eine zweifelhafte Kettenbeauftragung vorge-
nommen und damit die Verantwortungslosigkeit organisiert. 
Ob die handelnden Personen für ihren Anteil an der Umset-
zung des Projekts ausreichend qualifiziert waren, ist unklar 
und zu hinterfragen. Es ist derzeit noch völlig offen, inwie-
weit das Projekt vonseiten des Kultus- und des Innenministe-
riums überhaupt gesteuert und überwacht wurde und wer je-
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weils die Verantwortung trägt oder, besser, hätte tragen sol-
len. Diese Fragen hat das Gutachten explizit nicht untersucht. 

Frau Ministerin Eisenmann, Sie geben sich überrascht und er-
bost. Dabei sind Sie als Fachministerin von Beginn an für „el-
la“ zuständig. Sie, Frau Ministerin, verhalten sich wie eine 
private Bauherrin, die sich ein Haus bauen lässt, aber erst am 
Tag des Einzugs zum ersten Mal die Baustelle betritt und sich 
dann wundert, dass das Haus nicht steht. Von Anfang an hät-
ten Sie, Frau Ministerin Eisenmann, dieses für die Bildung so 
wichtige und zudem teure Projekt zur Chefsache machen müs-
sen – und nicht erst drei Tage vor dem Start.

Wir möchten von Ihnen, Frau Ministerin, wissen, was Sie 
denn den 100 Schulen mitteilen, die seit Februar eigentlich 
mit „ella“ arbeiten sollten.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr rich-
tig!)

Was macht Digitalisierungsminister Thomas Strobl? Am Tag 
vor der Veröffentlichung des desaströsen „ella“-Gutachtens 
sonnte er sich in seinem ersten Bericht zur Umsetzung der Di-
gitalisierungsstrategie. Auf den fast 80 Seiten des Berichts 
wird „ella“ als das größte Einzelprojekt der Strategie 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Ha, ha!)

mit gerade einmal drei mageren Sätzen erwähnt. Das passt zur 
Logik der organisierten Verantwortungslosigkeit – 

(Zuruf des Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP) 

Hauptsache, auf der Sonnenseite segeln, Herr Minister.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der SPD 
– Zuruf der Abg. Brigitte Lösch GRÜNE) 

Dabei sollte sich ein verantwortlicher Bauingenieur auch ein-
mal in die Realität einer Baustelle begeben. Aber vermutlich 
dachten Sie, Herr Minister Strobl, es reiche für Sie, wenn Sie 
zur Eröffnungsparty erstmals auf die Baustelle kommen und 
die PR-Maschine anwerfen würden. Nun, die Party wurde be-
kanntlich abgesagt.

In Minister Strobls Zuständigkeitsbereich liegt die Fachauf-
sicht über die BITBW und die KIVBF. Das Innenministerium 
mit Thomas Strobl an der Spitze ist für weite Teile der Um-
setzung von „ella“ und damit auch für das technische Schei-
tern des Projekts verantwortlich. 

Was ist nun zu tun? Die FDP/DVP hat ein Positionspapier mit 
folgenden Forderungen vorgelegt:

Erstens: „ella“ ist in der aktuellen Form nicht mehr zu retten. 
Wir brauchen einen vollständigen Neuanfang. Dazu gehören 
eine seriöse Machbarkeitsstudie, ein abgestimmtes Gesamt-
konzept statt vager Vorstellungen, eine Ausschreibung des 
Projekts und klare Verträge statt eines unklaren Letters of In-
tent sowie die Einrichtung klarer Verantwortlichkeiten in Um-
setzung und Beaufsichtigung des Projekts.

Zweitens: Baden-Württemberg muss sich jetzt die Erfahrung 
anderer Bundesländer mit Bildungsplattformen zu eigen ma-
chen und sich bewährten Lösungen anschließen oder sich an 
einer länderübergreifenden Bildungscloud beteiligen. In Bay-

ern beispielsweise ist das Internetportal mebis seit 2017 an 
4 300 Schulen im regulären Einsatz und hat 750 000 regist-
rierte Nutzer. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP) 

Drittens: Die Umsetzbarkeit muss in einer öffentlichen Anhö-
rung mit IT-Experten, Experten für Datenschutz und Datensi-
cherheit sowie Vertretern des Schulbereichs diskutiert wer-
den.

Viertens: Ziel muss eine Bildungsplattform sein, die neben ei-
ner Mediathek Schülern und Lehrern einen sicheren Raum für 
Kommunikation zur Bearbeitung von Aufgaben und zur Spei-
cherung von Materialien bietet.

Fünftens: Lösungen müssen sich an denen orientieren, die sie 
nutzen, und dürfen nicht wie bei „ella“ an Schülern und Leh-
rern vorbei geplant werden. 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig!)

Darum muss bei Lehrern und Schülern erhoben werden, wel-
che wichtigen Anwendungen und Tools sie von einer Bil-
dungsplattform erwarten.

Sechstens: Wir müssen eine Schulverwaltungssoftware vor-
antreiben, die in allen Schulen eingesetzt wird und mit der 
sich Daten wie beispielsweise der Unterrichtsausfall schul-
scharf und zugleich länderübergreifend ermitteln lassen.

Wie es funktionieren kann, kann man in Hessen und in Bay-
ern erfahren. – So viel zum Thema Neuland, Herr Minister-
präsident.

(Zuruf von der SPD)

Siebtens: Die Landesregierung hat unverzüglich zu prüfen, 
inwieweit sie die bis jetzt bereits geleisteten Zahlungen – für 
das Jahr 2017 allein 8,7 Millionen € – ganz oder teilweise zu-
rückfordern kann. Das Verhalten aller Projektpartner ist auf 
Verfehlungen und Möglichkeiten der Geltendmachung von 
Ansprüchen zu prüfen. Auch sind dienstrechtliche Konsequen-
zen zu prüfen.

Über all diese Punkte muss dem Landtag Bericht erstattet wer-
den.

Es gibt weitere wichtige Fragen; denn das externe Gutachten 
des Kultusministeriums hat keine Bewertung der Projektor-
ganisation und der Projektprozesse, keine datenschutzrechtli-
che Bewertung, keine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung und kei-
ne Bewertung des pädagogischen Nutzens vorgenommen.

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen mit Antworten des In-
nenministeriums unter der Verantwortung von Minister Tho-
mas Strobl haben wir kein Vertrauen in den Aufklärungswil-
len des Innenministeriums. Deshalb verlangen wir, dass der 
Rechnungshof mit der Aufklärung des „ella“-Desasters beauf-
tragt wird. Das müsste auch in Ihrem Interesse sein, sehr ge-
ehrte Frau Eisenmann.

Sollte sich die Landesregierung der umfassenden Aufklärung 
verweigern, ist für uns ein Untersuchungsausschuss der nächs-
te konsequente Schritt.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Digitalisierung des Lan-
des braucht mehr als einen Sonnenscheinminister, wie es Herr 
Minister Thomas Strobl offenbar ist. Wir brauchen eine Per-
sönlichkeit, die diese existenzielle Zukunftsaufgabe mit Ver-
antwortungsbewusstsein und der entsprechenden Professio-
nalität anpackt. Deshalb fordern die Freien Demokraten, die 
Digitalisierung aus dem Innenministerium herauszulösen und 
ein eigenständiges Digitalisierungsministerium zu schaffen.

(Zurufe von den Grünen: Oh, oh!)

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP/DVP – Abg. Thomas Blenke 
CDU: Sonst fordert ihr immer weniger Ministerien! 
Das darf doch nicht wahr sein! – Abg. Andreas 
Schwarz GRÜNE: Wollt ihr echt noch ein Ministeri-

um?)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Landesregierung er-
teile ich Herrn Minister Strobl das Wort.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Frau Präsidentin Aras, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Neue Zeiten erfordern neue Wege. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr gut!)

Die Bildung der Kinder in unserem Land ist unwahrschein-
lich wertvoll. Auch für die Zukunft der Bildung müssen im 
Zeitalter der Digitalisierung neue Wege gegangen werden. Das 
erfordert Mut. 

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Und Kompetenz!)

Wir sind fest entschlossen, die Kreidezeit an unseren Schulen 
zu beenden.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Und glauben Sie: Niemand ist trauriger als wir und ungedul-
diger als wir, wenn es nicht klappt, wenn es einen Fehlstart 
gibt. Den hat es gegeben. Das muss man einräumen. Aller-
dings ist ein Vorwurf – ich habe sehr genau zugehört – im Lauf 
der Debatte nicht gemacht worden: Wir haben in keiner Se-
kunde versucht, irgendetwas zu vertuschen, irgendetwas nicht 
publik zu machen, 

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Herr Minister, weil 
Sie gar nichts wussten!)

sondern wir haben die Dinge sofort transparent auf den Tisch 
gelegt. Wir haben reagiert. Wir unternehmen einen Versuch, 
die Dinge zu ordnen. Das ist genau das, was verantwortungs-
volles Regierungshandeln auszeichnet.

(Lachen des Abg. Dr. Gerhard Aden FDP/DVP – Zu-
ruf des Abg. Sascha Binder SPD)

Natürlich ärgern wir uns, wenn etwas nicht klappt. Die Kul-
tusministerin wie auch ich sind ins Gelingen verliebt. Wir wol-
len, dass Baden-Württemberg eine Bildungsplattform be-
kommt, mit der wir Pionierarbeit für ganz Deutschland leis-
ten. Wir wollen Baden-Württemberg bei der Digitalisierung 
voranbringen. Wir wollen, dass Baden-Württemberg an der 
Spitze steht.

Das wird aber nichts, wenn man verzagt die Hände in den 
Schoß legt. Das wird nichts, wenn man nur das tut, was alle 
anderen tun. Das wird nur dann etwas, wenn man Neues wagt, 
wenn man sich anspruchsvolle Ziele setzt, wenn man die 
Komfortzone auch einmal verlässt.

(Zuruf des Abg. Sascha Binder SPD)

So etwas ist aber auch mit Risiken verbunden.

Eine vernetzte Bildungsplattform, also eine Bildungsplattform 
in der Cloud, verehrter Herr Abg. Dr. Kern, ist etwas Neues; 
das gibt es nicht in Bayern, das gibt es nicht in Hessen, das 
gibt es in keinem Land in der Republik.

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP schüttelt den Kopf.)

Wir haben ambitioniertere, ehrgeizigere Ziele, als die ande-
ren sie haben.

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Abg. Dr. 
Timm Kern FDP/DVP: Ziele vielleicht, aber Sie sind 
gescheitert mit den Zielen! – Abg. Sascha Binder 

SPD: Es geht darum, die Ziele zu erreichen!)

Das ist letztlich auch der Grund für unsere heutige Debatte. 
Entweder man geht auch bewusst einmal Risiken ein und stellt 
sich Herausforderungen, oder – das kann ja Ihr Weg sein – 
man verharrt gemütlich im Stillstand.

(Zuruf des Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP)

Letzteres ist für uns allerdings keine Alternative.

(Zuruf des Abg. Sascha Binder SPD)

Unser landeseigener IT-Dienstleister BITBW und das Kultus-
ministerium haben gemeinsam die KIVBF, unseren großen 
kommunalen IT-Dienstleister, mit der Entwicklung der not-
wendigen Software und der Herstellung der Betriebsumge-
bung beauftragt.

Die BITBW, meine Damen und Herren, ist eine nach wie vor 
junge und noch lange nicht perfekte Institution. Aber eines 
möchte ich schon sagen: Durch die BITBW haben wir eines 
der stabilsten und sichersten Verwaltungsnetze in ganz Deutsch-
land. Die BITBW ist ein kaufmännisch wirtschaftender Lan-
desbetrieb, der stetig und schnell wächst – in den Bereichen 
Umsatz und Personal –; die BITBW ist in einem steten und 
schnellen Wandel und liefert in Anbetracht dieser Rahmenbe-
dingungen gute Arbeit für unser Land und die Beschäftigten 
in der Landesverwaltung.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, eine Bildungsplattform 
ist auch nicht trivial. Sie greift in die persönlichen Daten un-
serer Landeskinder und von Tausenden von Lehrerinnen und 
Lehrern ein: 1,5 Millionen Schülerinnen und Schüler, Lehre-
rinnen und Lehrer. Daher war ganz klar, dass wir für dieses 
Projekt vor allem seriöse Partner benötigen, die zum einen Er-
fahrungen im Cloudcomputing und zum anderen ein aller-
höchstes Maß an Sicherheit für die Daten der Kinder bieten 
können. Daher lag es nahe – auf diese Idee sind ja, verehrter 
Herr Kollege Stoch, auch andere schon gekommen –, dass 
man die KIVBF mit an Bord holt.
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Hinzu kommt, dass wir neben den IT-Experten von Kommu-
nen und des Landes mit der Firma fluidOps ein baden-würt-
tembergisches Softwareunternehmen mit an Bord hatten. Dies 
ist ein renommiertes Unternehmen aus Walldorf – was sicher-
lich nicht der schlechteste Standort für gute IT-Unternehmen 
ist.

(Zuruf von den Grünen: Wohl wahr!)

Die BITBW und die KIVBF haben gemeinsam mit dem Kul-
tusministerium einen Weg eingeschlagen, der vorsah, dass 
nicht sofort detaillierte Verträge geschlossen werden sollten. 
Da staunt man als Jurist schon ein bisschen. Ich habe mir aber 
erklären lassen, dass man die Entwicklung vielmehr Schritt 
für Schritt vornehmen wollte, damit unkompliziert und flexi-
bel auf die fachlich-pädagogischen Anforderungen eingegan-
gen werden kann.

Aus meiner Sicht will ich Ihnen offen sagen: Es war wahr-
scheinlich nicht richtig, Verträge – echte Verträge, also nicht 
nur einen Letter of Intent – nicht zu einem früheren Zeitpunkt 
unter Dach und Fach zu bringen.

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Das war fahrlässig!)

Das muss jetzt nachgeholt werden, und auf diesem Weg sind 
wir. Da gibt es im Übrigen, Herr Abg. Fulst-Blei, auch eine 
klare Ansage, dass das korrigiert werden muss.

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Dann sind aber 
9 Millionen € möglicherweise schon verloren! – Zu-

ruf des Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP)

Wenn so etwas passiert, meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, dann geht es darum, die Situation zu bewerten, zu 
managen und Lösungen zu finden. Nichts anderes haben wir 
getan.

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD)

Sofort haben wir einen Lenkungskreis aus Kultusministeri-
um, Innenministerium, BITBW und KIVBF auf Ebene der 
Ministerialdirektoren eingerichtet.

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Wann?)

Hier fiel die Entscheidung, gemeinsam durch das Kultusmi-
nisterium und das Innenministerium einen externen Gutach-
ter zu beauftragen. Verehrter Herr Abg. Dr. Kern, Sie haben 
jetzt gerade den Eindruck erweckt – auch wenn Sie es so nicht 
gesagt haben –, als hätten Sie das Gutachten beauftragt.

(Zuruf des Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP)

Das haben wir schon selbst gemacht, und wir haben es auch 
gegenüber dem Parlament vollumfänglich transparent ge-
macht.

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Stimmt überhaupt 
nicht!)

Insofern können Sie sehen, dass wir selbst ein Aufklärungs-
interesse haben und auch ein Interesse haben, die Dinge, die 
möglicherweise nicht optimal gelaufen sind, zu verbessern.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: „Möglicher-
weise nicht optimal“!)

Ich habe auch klar verfügt, dass, wenn es einen zweiten An-
lauf in dieser Konstellation gibt, der zweite Schuss sitzen 
muss. Deswegen brauchen wir eine gründliche Untersuchung 
auf Risiken, etwaige Softwareschwächen und weitere Heraus-
forderungen. 

Wir sind nicht in Schockstarre verfallen, nein, wir haben die 
Lage schnell analysiert, wir haben reagiert, und wir haben 
auch versucht, mit neuen Strukturen das Projekt zum Laufen 
zu bringen. Ich habe klar gesagt: In einem Monat müssen wir 
Ergebnisse haben: Macht es Sinn, den eingeschlagenen Weg 
weiterzugehen? Dann aber brauchen wir klare Verträge, wir 
brauchen einen klaren Zeitplan, und wir brauchen klare Ver-
antwortlichkeiten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, stets wird in unse-
rem Land das Silicon Valley bewundert. Auch hier im Land-
tag ist dies schon oft gesagt worden. Das Silicon Valley lebt 
davon, dass Mut zum Risiko mit Achtung und nicht mit Ver-
achtung honoriert wird. 

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

Davon dürfen wir uns zuweilen eine Scheibe abschneiden. 

(Beifall des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los])

Lassen Sie uns die Ärmel aufkrempeln, lassen Sie uns die Din-
ge aufräumen, die aufzuräumen sind; lassen Sie uns aber bit-
te in einem nicht nachlassen: dass wir gerade im Bildungsbe-
reich den Mut haben, es in Baden-Württemberg besser zu ma-
chen, als es andere Länder machen. Unser Ziel ist es, die bes-
te Bildungscloud in dieser Republik zu haben. In der Verfol-
gung dieses Ziels dürfen wir miteinander nicht nachlassen. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie des Abg. 
Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos])

Präsidentin Muhterem Aras: In der zweiten Runde erteile 
ich das Wort für die SPD-Fraktion Herrn Abg. Dr. Fulst-Blei.

Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Ich gebe zu, dass ich eben 
etwas überrascht war; denn ich hatte immer noch damit ge-
rechnet, dass die Frau Ministerin auch selbst spricht. 

(Ministerin Dr. Susanne Eisenmann: Die kommt noch!)

– Ach, die kommt noch? 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja! – Minister Tho-
mas Strobl: Das Beste kommt zum Schluss! – Weite-

re Zurufe)

– Dann muss ich mir ja fast überlegen, ob ich meine Rede 
gleich wieder abbreche; denn ich würde sie auch ganz gern 
hören. 

(Beifall bei der SPD und der CDU – Vereinzelt Hei-
terkeit – Zurufe)

Aber ja, ich warte es mal ab. 
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Herr Minister Strobl, der Kollege Binder hat gerade zu Recht 
zu mir gesagt, dass Ihre Rede so voller Phrasendrescherei war, 
dass Sie sie im Grunde zu jedem Thema an dieser Stelle hät-
ten halten können. 

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der AfD 
und der FDP/DVP – Vereinzelt Heiterkeit)

Sie haben die Dinge übrigens erst dann transparent gemacht, 
als wir im Bildungsausschuss massiv nach den Vertragsgrund-
lagen gefragt haben. Und dann haben Sie es uns auch noch 
verspätet zugestellt. 

Es gibt einen Unterschied zwischen Risikobereitschaft und 
Fahrlässigkeit. Gescheite Verträge sind kein Neuland. Das hat 
überhaupt nichts mit Silicon Valley zu tun; denn auch dort 
weiß man, wie man Verträge abschließt, um die Haftung si-
cherzustellen. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Sie von der CDU werfen anderen „Wurschteln“ vor. Wir ha-
ben die Grundsatzentscheidung getroffen; ihr seid zuständig 
– 26 Monate lang – für die Umsetzung. In dieser Zeit gab es 
keine präzisen Vereinbarungen, keinen Vertrag, keine Len-
kungsgruppe, keine Präzisierung durch ein Lastenheft, keinen 
Plan. Das ist nicht „Wurschteln“, das ist ein ganzer Wurstsa-
lat. 

30 Sekunden habe ich noch. 

Danke.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE er-
teile ich das Wort Frau Abg. Boser. 

Abg. Sandra Boser GRÜNE: Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Das Gutachten, lieber Herr Kollege 
Kern, spricht an keiner Stelle davon, dass „ella“ komplett ge-
scheitert wäre und alles auf null gesetzt werden müsste. 

(Abg. Anton Baron AfD: Man kann sich auch alles 
schönreden! – Gegenruf des Ministers Thomas Strobl 
– Gegenruf des Abg. Anton Baron AfD: Herr Strobl, 

das war unterirdisch!)

Das Gutachten sagt ganz klar: Es gibt zwei Optionen. Die ei-
ne wäre, „ella“ weiterzuentwickeln, die andere ein Neuanfang. 
Aber das, was Sie hier machen, halte ich für verantwortungs-
los; das ist falsch. Man muss schauen, wie man eine digitale 
Bildungsplattform zeitnah auf den Weg bekommt. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

An dieser Stelle möchte ich noch einmal auf die Vorausset-
zungen eingehen, die für uns wichtig sind. Es muss natürlich 
gewährleistet sein, dass alle Anwendungen möglich sind, dass 
auch BYOS-Angebote – Schülerinnen und Schüler bringen 
ihre eigenen Geräte in den Unterricht und werden dann von 
der digitalen Bildungsplattform unterstützt – möglich sind, 
dass es für alle Anwender offen steht, das heißt, dass Schüle-
rinnen und Schüler, Lehrerinnen und Lehrer sowie auch El-
tern Zugriff haben, und – das halte ich wirklich für das Wich-

tigste, weil wir in Verzug sind – dass die zeitliche Schiene am 
Ende eingehalten werden kann. 

Auf diesen Grundlagen, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, muss man jetzt schauen, ob „ella“ weiterentwickelt wer-
den kann oder nicht. 

Ich halte mir auch noch etwas Zeit offen und freue mich auf 
die nächste Runde. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Lorek. 

Abg. Siegfried Lorek CDU: Ich möchte doch noch einmal 
aus der Kabinettsvorlage von 2015 zitieren: 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD – Zurufe von der 
SPD: Nein! – Abg. Reinhold Gall SPD: Da ging es 
um eine politische Grundsatzentscheidung und nicht 
ums Handwerk! Das sollten Sie einfach mal begrei-
fen, auch wenn es schwerfällt! – Gegenruf des Abg. 

Anton Baron AfD: Schwarz auf weiß, Herr Gall!)

Die BITBW wird aufseiten – – 

(Unruhe)

– Es geht so weiter wie vorhin. 

Die BITBW wird aufseiten des Landes in der technischen 
Projektführung und -steuerung eine zentrale Rolle spie-
len

(Zurufe von der SPD)

und so weit wie rechtlich möglich mit kommunalen Ein-
richtungen kooperieren. 

In dieser Kabinettsvorlage wird auch angegeben, das Lasten-
heft müsse nur noch finalisiert werden, die Version 1.10 liege 
vor, und die Haushaltsmittelfreigabe sei dann erfolgt. 

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Warum habt ihr 
kein Lastenheft abgeschlossen?)

Ihre Reaktion in der ersten Runde jetzt zeigt ganz klar: Er-
tappt! Etwas anderes kann man dazu nicht sagen. 

(Heiterkeit – Beifall bei der CDU – Vereinzelt Bei-
fall bei den Grünen)

Minister Strobl hat es vorhin ausgeführt: Innovative IT-Pro-
jekte bergen natürlich immer Risiken. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Wie naiv muss man ei-
gentlich sein, um so einen Stuss zu reden?)

Was nicht richtig funktioniert, wird jetzt aufgearbeitet und 
wird besser gemacht. Natürlich wird auch über das Gutach-
ten des Landesrechnungshofs diskutiert. Das können wir ma-
chen, aber dann ist die Plattform noch einmal ein oder zwei 
Jahre lang gestoppt, da definitiv, während der Rechnungshof 
prüft, einfach nicht weitergearbeitet würde. Denn was wäre, 
wenn wir weiterarbeiten, und der Rechnungshof kommt zu ei-
nem anderen Ergebnis? Dann will ich Sie einmal hören. 
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Ich glaube, wir sollten doch jetzt einfach darangehen, das, was 
das Land benötigt, was die Lehrerinnen und Lehrer, die Schü-
lerinnen und Schüler benötigen, nämlich eine ordentlich funk-
tionierende Bildungsplattform – Kollegin Boser hat es ange-
sprochen –, aufzustellen. Im Gutachten steht es: Manche Tei-
le funktionieren gut, manche nicht. 

(Abg. Sascha Binder SPD: Was machen denn die 
9 Millionen?)

Jetzt schauen wir: Was ist der richtige Weg? Was muss man 
neu machen? Wo müssen wir herangehen? Oder muss man es 
stoppen? 

Auch ich habe noch eine Minute und acht Sekunden übrig. 

(Beifall bei der CDU – Vereinzelt Beifall bei den 
Grünen)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die AfD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Dr. Balzer. – Nur der Hinweis, falls 
Sie auch Ihre Zeit sparen wollen: Sie haben 34 Sekunden 

(Abg. Dr. Rainer Balzer AfD: 34 Sekunden?)

insgesamt. 

(Heiterkeit)

Abg. Dr. Rainer Balzer AfD: 34 Sekunden insgesamt. Das 
ist nicht viel. Aber da muss ich doch wenigstens kurz etwas 
sagen. 

Was mir in der Diskussion aufgefallen ist, Herr Minister Strobl, 
ist Folgendes: Bei dem, was Sie als Mängel erkannt haben – 
fehlendes Sicherheitskonzept, schlechte bzw. gar keine Ver-
träge, kein Zeitplan, unklare Verantwortlichkeiten –, geht es 
eigentlich um Selbstverständlichkeiten, die man bei allen Auf-
trägen – ob man eine Garage oder ein Gartenhäuschen baut 
oder ob man EDV installiert – überall braucht. Das hat eigent-
lich mit „ella“ gar nichts zu tun. 

(Beifall bei der AfD)

Zweitens: Offensichtlich gibt es keine Leistungsbeschreibung 
außer dieser Powerpoint-Präsentation – die ist uns zugesagt 
worden, Frau Ministerin, und ist auch noch nicht da –, eine 
einzige Powerpoint-Präsentation, die tatsächlich die Leis-
tungsbeschreibung oder das, was „ella“ leisten kann, enthal-
ten soll. Die haben wir auch noch nicht. 

Drittens: Wenn man ein Projekt in dieser Größe abwickeln 
möchte, sollte man die richtigen Leute haben, um das Projekt 
agil managen zu können. Daran scheint es auch zu fehlen. 
Aber das liegt wieder daran: Wenn ich 90 % der Aufträge 
fremdvergebe und diese gar nicht bei der KIVBF selbst habe, 
dann ist der Einfluss, den ich habe, eben ein denkbar geringer. 

(Abg. Anton Baron AfD: So ist es! Genau!)

Das ist auch ein Mangel an diesem Projekt. 

Danke. 

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die FDP/DVP-Fraktion er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Dr. Kern. 

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Herr Minister Strobl, Sie 
haben gesagt, Sie hätten jetzt verfügt, der zweite Schuss müs-
se unbedingt sitzen. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

Wenn es so einfach ist, dass Sie nur verfügen müssen, und 
dann klappt es,

(Zuruf des Abg. Sascha Binder SPD) 

warum haben Sie dann nicht verfügt, dass schon der erste 
Schuss sitzt? Das wäre doch wichtig gewesen.

(Beifall bei der FDP/DVP und der SPD sowie Abge-
ordneten der AfD – Abg. Sascha Binder SPD: Sehr 

gut!)

Was Grüne und CDU hier geboten haben, war wirklich be-
merkenswert. 

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Absolut!)

Was hier an Ratlosigkeit herrscht! Nachdem die Regierung in 
der Vergangenheit die organisierte Verantwortungslosigkeit 
hatte, haben wir bei der jetzigen Regierungskoalition die or-
ganisierte Ratlosigkeit. Ich bin gespannt auf die zweite Run-
de. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der SPD 
– Vereinzelt Beifall bei der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Landesregierung er-
teile ich das Wort Frau Ministerin Dr. Eisenmann. 

(Abg. Sascha Binder SPD: Und die Kultusministerin 
hat so viel Angst, dass sie am Schluss redet?)

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Susanne Ei-
senmann: Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es freut mich, dass Sie alle noch Zeit gespart haben, 
um auf mich antworten zu können. Aber es kann ja jetzt kei-
ne so große Überraschung sein.

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD – Weitere Zuru-
fe – Unruhe)

Zunächst hat der Herr Innenminister gesprochen, der Digital-
minister, den Sie ja auch als mitverantwortlich bezeichnet ha-
ben, wenn ich das richtig gelesen habe.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Richtig!)

Deshalb kann es keine Überraschung sein, dass zunächst der 
Herr Innenminister gesprochen hat. Genauso wenig kann es 
eine Überraschung sein, dass ich das Wort ergreife. Ich glau-
be, ich bin im Haus nicht dafür bekannt, dass ich irgendeiner 
Diskussion aus dem Weg gehe.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)
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Lassen Sie mich zunächst etwas zum 17.  Mai sagen. Am 
17. Mai war die Bildungsausschusssitzung, in der wir ausführ-
lich und sehr detailliert, übrigens öffentlich – Herr MD Krebs 
war seitens des Innenministeriums anwesend –, über die The-
men der digitalen Bildungsplattform „ella“ und über die Tat-
sache, dass wir mit dem, was vorliegt, nicht zufrieden sein 
können, diskutiert haben. 

Nachdem ich den Startschuss – der übrigens auf Vorschlag der 
technischen Partner kam, weil man mit 100 Schulen in der 
Projektphase 1 gearbeitet hat – auf Ende Februar festgelegt 
hatte, musste ich wenige Tage zuvor erfahren, dass technisch 
gar nichts geht. Daraufhin habe ich den Startschuss gestoppt. 
Ich mute meinen Schulen nicht zu, dass etwas implementiert 
wird, was nachher nicht funktioniert; denn die Lehrerinnen 
und Lehrer, die Rektorinnen und Rektoren sind eh schon be-
lastet genug. Deshalb müssen sie sicher sein, dass, wenn et-
was angeboten wird, es auch funktioniert, und erst dann gebe 
ich den Startschuss.

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der AfD)

Wenn so etwas dadurch gebremst wird, dass es ein technisches 
Problem gibt – das kann tatsächlich immer auftreten; seien 
wir einmal ehrlich –, dann stellt sich natürlich die Frage: „Was 
ist denn das technische Problem?“, vor allem wenn es vorher 
bei Projektierungsphasen hieß: Es läuft. 

Gleich zu dem Zeitpunkt, als es keine Antwort auf die Frage 
gab, was genau das technische Problem ist, haben wir – der 
Kollege Strobl hat es dargestellt – einen Gutachter beauftragt, 
einen externen Gutachter, der, glaube ich, ein sehr ehrliches, 
sehr gründliches, sehr fundiertes Gutachten vorgelegt hat. 

(Zurufe der Abg. Jochen Haußmann und Dr. Hans-
Ulrich Rülke FDP/DVP)

Es ist übrigens nicht die Regel – um das auch einmal zu sa-
gen –, dass im Sinne der Transparenz ein Gutachten vom Kul-
tusministerium beauftragt wird. Das Kultusministerium hat es 
bezahlt. Ich sage dies deshalb, weil diese Frage hier wieder 
kam; ich habe bereits im Bildungsausschuss alles ausführlich 
dargestellt, weil es mir wichtig war, eine ehrliche Schau und 
maximale Transparenz zu haben. 

Tatsächlich hat mich die Aussage: „Wir haben leichte techni-
sche Probleme, deshalb funktioniert der Start nicht“ in Rela-
tion zu dem, was das Gutachten ergeben hat, entsetzt; denn da 
kann ich nicht von „leichten technischen Problemen“ spre-
chen – um das in aller Deutlichkeit zu sagen. 

(Zuruf: Ja!) 

Deshalb gilt es, das aufzuarbeiten.

Herr Fulst-Blei, ich muss mich bei Ihnen entschuldigen. Ich 
kann Ihnen auch die Gründe sagen: Am 17. Mai tagte der Bil-
dungsausschuss an einem Donnerstag direkt vor den Pfingst-
ferien. Das Gutachten bekam ich – das habe ich ja auch ge-
sagt – vor den Pfingstferien, und ich habe mit dem Gutachter 
ein ausführliches Gespräch geführt. Dann habe ich mir das 
Gutachten angeschaut. Jetzt ist etwas passiert, für das ich mich 
ausdrücklich entschuldige: Ich hatte tatsächlich in den Pfingst-

ferien Urlaub. Stimmt’s? Da bitte ich um Verständnis. Ich 
dachte, das ist für einen Arbeitnehmer denkbar, aber ich wer-
de das künftig berücksichtigen. Deshalb hat es tatsächlich die 
Pfingstferien gedauert, nämlich zwei Wochen, um das Gut-
achten im Urlaub zu lesen und es zusammenzufassen. Direkt 
am Montag nach den Pfingstferien ging es an die Landtags-
verwaltung, wie es der übliche Weg ist. Schneller geht es 
nicht.

Deshalb weise ich Ihren Vorwurf, dass das alles so lange ge-
dauert habe, definitiv zurück. Ich glaube, so schnell war noch 
nie ein Gutachten beim Bildungsausschuss, beim Parlament, 
und im Übrigen – auch das zu sagen sei gestattet – noch nie 
so schnell bei der Presse.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Den Passus, dass dieses Gutachten eigentlich, wenn es an ei-
nen Ausschuss geht, den Status einer Vertraulichkeit hat, er-
spare ich mir. Deshalb haben wir es übrigens auch nicht per 
E-Mail verschickt, Herr Fulst-Blei – nicht, weil wir dazu nicht 
in der Lage wären, sondern weil wir dachten: Wenn man es 
analog macht, dauert es ein bisschen länger, bis es zur Presse 
kommt. Aber ich muss sagen: Respekt an alle, die daran be-
teiligt waren. 

(Heiterkeit bei der CDU – Zuruf: Wir waren es nicht!)

Jetzt geht es um die Frage, wie es weitergeht. Ich kann nur sa-
gen: Das Gutachten zeigt zwei Wege auf. Im Übrigen wäre es 
denkbar gewesen – so war es in den letzten Jahren hier üblich 
–, dass ich das Gutachten erst dann herausgebe, wenn wir im 
Rahmen der Landesregierung entschieden haben, wie wir wei-
termachen. Wir haben uns – Thomas Strobl hat es angespro-
chen – für maximale Transparenz zum frühestmöglichen Zeit-
punkt entschieden. 

Es gibt nun zwei mögliche Wege. Der eine Weg besteht laut 
Gutachter darin, das, was bisher vorliegt, nachzubearbeiten – 
natürlich mit den vorhandenen Partnern. Warum mit den vor-
handenen Partnern? Es gibt ein BITBW-Gesetz – ob das der 
Weisheit letzter Schluss war, darüber werden wir diskutieren 
müssen –, daher also gemeinsam mit der BITBW und mit dem 
kommunalen Zweckverband KIVBF. 

Herr Dr. Fulst-Blei, Ihre Überraschung darüber, wie man auf 
den kam, habe ich jetzt nicht ganz verstanden, weil der SPD-
Amtschef des Kultusministeriums bereits im Mai 2015 mit 
genau diesem kommunalen Zweckverband über die Möglich-
keiten von „ella“ diskutiert hat. Ich danke dem Archiv des 
Kultusministeriums. Da ist alles sauber dargelegt. Also kann 
für Sie die Auswahl der Partner wahrlich nicht überraschend 
sein. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Abg. Andre-
as Stoch SPD: Wir haben mit vielen diskutiert!)

Natürlich sind die Partner für uns jetzt die Ansprechpartner in 
der Aufarbeitung: Geht es mit den Partnern weiter oder nicht? 

Richtig ist – diese die Einschätzung teile ich; das habe ich 
auch schon im Mai im Bildungsausschuss eingeräumt –, dass 
die Vertragslage definitiv so nicht zufriedenstellend ist; kein 
Thema. 
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Nur: Wir haben kein Rechtsproblem. Wir reden auch nicht 
über eine juristische Vorlesung. Wir reden über die technische 
Umsetzung dessen, was allen als Zielsetzung bekannt war. Es 
gibt ja bei keinem der Partner irgendeinen Dissens bei der Fra-
ge: Was soll die Plattform können? Welche Zielsetzung hat 
die Plattform? Sonst hätte man den Startschuss am 26. Feb-
ruar ohnehin nicht wie geplant machen können. Denn analog 
gilt: Wenn niemand gewusst hätte, was zu tun ist, dann hätte 
es diesen Termin – den wir nachher absagen mussten – gar 
nicht geben können.

Natürlich werden wir dieses Thema angehen. Darauf habe ich, 
wie gesagt, schon im Bildungsausschuss hingewiesen. Das 
Grundproblem ist die technische Umsetzung. Ein Lastenheft, 
das wir definieren, wird uns trotzdem vor die Aufgabe stellen, 
bewerten zu können, ob die Partner, die wir haben, dies tat-
sächlich umsetzen. 

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Warum habt ihr das 
überhaupt nicht gemacht?)

Das ist die Grundlage. Es haben natürlich Gespräche stattge-
funden, und es wird heute noch von den Partnern deutlich ge-
macht, dass sie das umsetzen können. Das werden wir jetzt 
sehen. 

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Warum haben Sie 
kein Lastenheft definiert? Das ist doch Wahnsinn!)

Herr Fulst-Blei, zunächst einmal gilt die Grundlage, dass der 
Partner, der im Boot ist, die Möglichkeit hat, nachzuarbeiten.

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Nein, sie müssen 
doch etwas haben, was Sie überhaupt wollen!)

Das ist übrigens eine alte Handwerkerregel: Wenn etwas 
schiefgelaufen ist, gilt zunächst einmal die Grundlage: Wir 
schauen gemeinsam, ob man das lösen kann. 

(Abg. Sascha Binder SPD: Das ist keine Handwer-
kerregel! Es gibt ein Gesetz!)

Das ist zunächst einmal der Punkt. – Ich kann Ihnen nur sa-
gen: Die Partner vom Zweckverband haben ein großes Inter-
esse daran. 

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Ein guter alter 
Brauch: Da, wo man kauft, da flickt man auch!)

Deshalb werden wir das ganz in Ruhe mit den Partnern be-
werten. 

Die Partner haben gestern ein Schreiben bekommen, in dem 
sie aufgefordert werden, zu den einzelnen Themenfeldern im 
technischen Bereich, die nicht funktionieren, Stellung zu neh-
men und Lösungswege aufzuzeigen. Übrigens sollen sie auch 
zur Frage des Umgangs mit diesen Subunternehmen, die ein-
geschaltet wurden und die nicht mehr in deutscher Hauptver-
antwortung liegen, Stellung nehmen. Die Antwort erwarten 
wir bis in vier Wochen. 

Dann werden wir gemeinsam entscheiden: Klappt es in die-
ser Struktur? Sind die Partner technisch in der Lage, diese sehr 
komplexe und sehr herausfordernde Bildungsplattform um-
zusetzen, oder nicht? Da ist, mit Verlaub, noch keine Entschei-

dung gefallen – bei mir nicht. Wir werden uns diese Entschei-
dung unter Begleitung unseres Gutachters auch sehr gründ-
lich überlegen, weil es tatsächlich wichtig ist, dass wir im 
nächsten Schritt recht haben. 

Wenn es nicht überzeugend dargestellt ist – es ist sehr kom-
plex und eine große Herausforderung und erfordert viel Er-
fahrung –, dann werden wir den zweiten Weg des Gutachters 
wählen. Dann werden wir nämlich neu anfangen. Was heißt 
das? Wie soll es aussehen? Diese Zeit nehmen wir uns aber, 
und das ist auch richtig.

Deshalb haben wir das Gutachten zu einem Zeitpunkt veröf-
fentlicht, zu dem noch beide Wege offen sind. Wir zeigen: Wir 
sind offen in der Diskussion, wir sind transparent im Vorge-
hen. Nur nehmen wir uns die Zeit. Wir prüfen gründlich. Wir 
weisen auch nicht irgendjemandem eine Schuld zu. Vielmehr 
sagen wir: Da, wo wir stehen, das kann nicht zufriedenstel-
lend sein. Wir bearbeiten das. In den nächsten vier Wochen 
wissen wir mehr. 

Deshalb ist es wichtig, dass wir uns in aller Ruhe und aller 
Ehrlichkeit mit den Problemen befassen. Das tun wir. Das ist 
wichtig für „ella“ und für die Situation, die wir jetzt vorge-
funden haben, die sich keiner ausgesucht hat, die ärgerlich ist, 
die kritisch ist. Deshalb heißt es, in aller Ehrlichkeit klar zu 
bewerten, wo wir stehen. Auch die Partner, die wir im techni-
schen Bereich eingeschaltet haben, sind gebeten, kritisch zu 
überprüfen, ob sie das, was sie sich zutrauen, tatsächlich leis-
ten können oder nicht.

Dies machen wir, und deshalb werden wir natürlich – davon 
bin ich überzeugt – auch weiter in aller Öffentlichkeit darü-
ber diskutieren. Wir lassen uns nicht drängen. Wir machen es 
gründlich. Wir wollen es richtig machen – so schnell wie mög-
lich, aber nicht schlampig. Deshalb werden wir uns einfach 
die Zeit noch nehmen müssen, die wir jetzt brauchen. 

Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei den Grünen und der CDU – 
Zuruf von der SPD: Schlampig war bisher!)

Präsidentin Muhterem Aras: In der dritten Runde erteile ich 
das Wort für die SPD-Fraktion Herrn Abg. Dr. Fulst-Blei.

Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Ich wiederhole den Vorwurf 
unseres PGF. Wenn man zu zweit sprechen kann, dann kann 
man das auch nacheinander tun. Es ist eine Unart, die sich hier 
allmählich einschleicht, dass die Regierung immer das letzte 
Wort haben will. Das ist schlechter Stil. Die Legislative soll-
te weiterhin das letzte Wort haben, insbesondere bei Regie-
rungsfehlhandeln. 

(Beifall bei der SPD und der FDP/DVP)

Frau Eisenmann, erst zum Startschuss, den Sie vornehmen 
wollten, haben Sie sich bemüßigt gefühlt, sich genauer um das 
Projekt zu kümmern. Erst mit dem Scheitern ist Ihnen einge-
fallen, einen Experten einzuschalten, um präzise zu beschrei-
ben, was „ella“ eigentlich können soll. 

Entschuldigung, Frau Ministerin, dass ich Ihnen vorgeworfen 
habe, dass Sie das mit der Post geschickt haben. Es gibt übri-
gens auch Scanner. Das geht dann relativ schnell. Sie hinge-
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gen wollen offensichtlich Digitalisierungsverbreitung verhin-
dern. 

(Unruhe – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Sie brau-
chen einmal Urlaub!)

– Sorry, das habt ihr in der Oppositionszeit doch genauso ge-
macht. Gut, dass Sie keine Brieftaube mit Büttenpapier auf 
den Weg geschickt haben; denn sonst hätten wir das Gutach-
ten heute noch nicht. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/DVP 
– Oh-Rufe von der CDU – Abg. Nicole Razavi CDU: 

Das ist ja lächerlich!)

Sie werfen dem Projektpartner Scheitern und Fehlverhalten 
vor. Der Projektpartner kann aber nur dann liefern, wenn er 
genau weiß, was Sie eigentlich wollen. Ihr Ministerium hat 
nicht geliefert. Es wurde fahrlässig gehandelt. 

Präsidentin Muhterem Aras: Kommen Sie bitte zum Schluss.

Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Bisher ist völlig offen, Frau 
Ministerin: Wo erfolgte eine fachliche Kontrolle, und wie ha-
ben Sie die Prozesssteuerung sichergestellt? Haben Sie – vor 
dem Scheitern – eine Lenkungsgruppe eingesetzt, oder ist Ih-
nen das erst jetzt eingefallen? 

Ich sage Ihnen ganz deutlich: Sie haben hierzu keine Antwor-
ten geliefert. Sie sind uns die Antworten aber schuldig. Über 
einen Untersuchungsausschuss reden wir heute nicht – noch 
nicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP/DVP – Oh-Rufe 
von der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE er-
teile ich Frau Abg. Boser das Wort.

Abg. Sandra Boser GRÜNE: Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! An dieser Stelle einen Untersuchungsausschuss 
zu fordern – –

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Über Auf-
klärung hat keiner ein Wort verloren!)

– Doch. Jeder, der hier im Saal – ob von der CDU, von den 
Grünen oder vom Ministerium – dazu gesprochen hat, hat da-
von gesprochen, dass wir die Gutachten genau überprüfen und 
dann entscheiden werden, wie wir die Bildungsplattform in 
Baden-Württemberg weiter voranbringen. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Abg. Rein-
hold Gall SPD: Der Kollege Lorek hat den größten 

Unfug erzählt!)

An keiner Stelle wurde hier Ratlosigkeit vermittelt. Wir ha-
ben genau definiert, welche Anforderungen wir Grünen an ei-
ne digitale Bildungsplattform stellen. Diese Anforderungen 
haben wir bereits in unserer Anfrage vom Januar 2017 an das 
Kultusministerium zum Ausdruck gebracht. Unsere Anforde-
rungen wurden damals bestätigt. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Reinhold Gall SPD: Lesen Sie mal den Wort-
beitrag von Herrn Lorek nach! – Abg. Anton Baron 

AfD: Machen Sie das einmal öffentlich!)

– Herr Baron, diese Anfrage steht in der Plenarsitzung am 
11. Juli auf der Tagesordnung. Dann können wir noch einmal 
darüber diskutieren, was digitale Bildung und Medienbildung 
in Baden-Württemberg bedeuten. Die Bildungsplattform „el-
la“ ist ein Teil davon. Digitale Bildung geht aber noch viel 
weiter. Es wäre mir wichtig, nicht immer nur auf Basis von 
Schuldzuweisungen zu diskutieren, 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das könn-
te euch so passen!)

sondern sich auch einmal fachlich darüber auseinanderzuset-
zen, was digitale Bildung für Lehrerinnen und Lehrer, Schü-
lerinnen und Schüler sowie für die Schulen im Land bedeu-
tet. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Abg. Andre-
as Schwarz GRÜNE: Sehr gut!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich Herrn Abg. Lorek das Wort.

Abg. Siegfried Lorek CDU: Den klaren Worten der Kultus-
ministerin ist wieder einmal – so kennen wir sie auch – nichts 
hinzuzufügen. Ausdrücklicher Dank für die maximale Trans-
parenz, für die Herausgabe des Gutachtens. Das ist einfach 
richtig und wichtig.

(Beifall bei der CDU und der Abg. Sandra Boser 
GRÜNE) 

Nun zum Thema Scheitern – Scheitern von Projekten, gerade 
von innovativen Projekten –: Das Gutachten sagt, nicht alles 
ist schlecht, manches funktioniert, manches nicht. Da wird 
nachgebessert. 

Ich möchte gern einmal von den Freunden von der FDP wis-
sen, was sie einem Start-up-Unternehmer sagen. Hören Sie 
sich doch einmal zum Thema Scheitern die Rede von Herrn 
Lindner im Landtag von Nordrhein-Westfalen an.

Ich glaube, dass man jetzt wieder zur Sachlichkeit zurückkeh-
ren muss. Es läuft nicht alles optimal. Man schaut, was nicht 
funktioniert.

(Abg. Anton Baron AfD: 8 Millionen €!)

Dann wird man entscheiden, und das noch vor der Sommer-
pause, wie die Ministerin ausgeführt hat. Ich hoffe, dass wir 
uns alle einig sind, dass die Funktionalitäten von „ella“ auch 
wirklich für die Schülerinnen und Schüler sowie die Lehre-
rinnen und Lehrer benötigt werden. 

(Abg. Sascha Binder SPD: 9 Millionen € zurück!)

Lassen Sie uns doch mit ein bisschen weniger Aufregung wie-
der etwas Gutes für die Bildungslandschaft tun. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Sascha Binder SPD: I want my money back! 
– Gegenruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal 

GRÜNE: Das ist doch nicht dein Geld!)
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Präsidentin Muhterem Aras: Das Wort für die FDP/DVP-
Fraktion erteile ich Herrn Abg. Dr. Kern.

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Frau Präsidentin! Uns ist 
wichtig, wir brauchen beide Blickrichtungen: nach vorn, aber 
eben auch zurück. Es muss aufgeklärt werden,

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Richtig!)

warum dieses Projekt so gegen die Wand gefahren ist. Es ist 
unser verfassungsmäßiger Auftrag als Opposition, das aufzu-
klären.

(Beifall bei der FDP/DVP und der SPD sowie Abge-
ordneten der AfD)

Unstrittig ist, glaube ich, in diesem Haus, dass wir auf jeden 
Fall das Fehlen eines professionellen Projektmanagements zu 
beklagen haben. Dieses wäre aber bei einem solch großen Pro-
jekt wichtig gewesen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP/DVP und der SPD sowie Abge-
ordneten der AfD)

Ich bleibe auch bei meiner Forderung: Wenn der zuständige 
Digitalisierungsminister Thomas Strobl das wichtigste Digi-
talisierungsprojekt der Landesregierung in dieser Legislatur-
periode in der Vergangenheit mit einem derartigen Desinter-
esse begleitet hat, 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Unter anderem!)

dann ist er für die Digitalisierung der falsche Mann in diesem 
Land, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP/DVP und der SPD sowie Abge-
ordneten der AfD) 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Kern, kommen 
Sie bitte zum letzten, kurzen Satz. 

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Herr Minister Strobl, küm-
mern Sie sich um die innere Sicherheit in diesem Land. 

(Abg. Gabi Rolland SPD: Aber lassen Sie die Finger 
vom Thema Bildung!)

Auch da ist bei Ihnen noch Luft nach oben. Wir brauchen ein 
eigenständiges Digitalisierungsministerium. Wir können uns 
in diesem für unser Land entscheidenden Zukunftsthema kei-
ne Zweitklassigkeit erlauben.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Timm, noch ein 

Ministerium?)

Präsidentin Muhterem Aras: Nun erteile ich Herrn Abg. Dr. 
Fiechtner das Wort. 

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Sehr verehrte 
Frau Präsidentin, sehr verehrte Damen, sehr geehrte Herren! 
Manchmal hat man den Eindruck, dass es in der Politik nicht 

um Lösungen geht, sondern nur darum, aufzuzeigen, warum 
der andere noch schlechter ist als man selbst. Kollegen Kern 
möchte ich an dieser Stelle von dieser Kritik ausnehmen. 

(Zuruf: Was?)

Die Idee, die hinter „ella“ steckt, ist lobenswert. Die Tatsache, 
dass das Projekt ins Stocken geraten ist und hier jedenfalls er-
hebliche Kosten entstehen, ist definitiv nicht zufriedenstel-
lend.

Ich bin jedoch auch froh, dass Frau Dr. Eisenmann das Pro-
jekt unterbrochen und ein Gutachten in Auftrag gegeben hat. 
Dazu bedarf es Mut – etwas, was es in der Politik nicht selbst-
verständlich gibt –, Mut, den man auch honorieren sollte.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Wenn etwas gescheitert 
ist, weshalb braucht man da noch Mut?)

Ich würde mir für Diskussionen wie diese sinnvolle Lösungs-
vorschläge wünschen anstatt stumpfen Populismus.

Liebe Kollegen von der SPD, wenn Sie schon das Wort „bla-
miert“ benutzen: Blamiert hat sich in meinen Augen die SPD, 

(Beifall der Abg. Carola Wolle AfD)

indem sie einen muslimischen Genossen mit Migrationshin-
tergrund, einen ehemaligen Fließbandarbeiter, den ich aus der 
Arbeitslosigkeit geholt habe, so unter Druck gesetzt hat, bis 
er gekündigt hat und nun demnächst wieder arbeitslos ist. Lie-
be SPD, das ist für mich blamiert. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Das ist ein bisschen wirr, 
oder? – Zuruf von den Grünen: Was war das jetzt?)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, mir 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die Ak-
tuelle Debatte beendet und Punkt 1 der Tagesordnung erle-
digt. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf:

Antrag der Fraktion der FDP/DVP und Stellungnahme 
des Ministeriums für Soziales und Integration – Altersfest-
stellung bei angeblich minderjährigen Flüchtlingen und 
die Einführung einer Beweislastumkehr – Drucksache 
16/3777 (Geänderte Fassung)

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat folgende Rede-
zeiten festgelegt: für die Begründung fünf Minuten und für 
die Aussprache fünf Minuten je Fraktion.

Das Wort für die FDP/DVP-Fraktion erteile ich Herrn Frakti-
onsvorsitzenden Dr. Rülke. 

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Nach Einschätzung des Lan-
desjugendamts war im Zeitraum zwischen dem 1. Juni 2017 
und dem 31. Dezember 2017 bei rund 30 % der mutmaßlich 
minderjährigen nach Baden-Württemberg eingereisten Flücht-
linge die Volljährigkeit anzunehmen. Das ist aus unserer Sicht 
ein Zustand, der so nicht bleiben kann. Dieser Zustand ver-
langt nach Veränderung.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP)
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Denn es ergeben sich daraus mannigfache Probleme. Zum ei-
nen fallen deutliche Mehrkosten für einen UMA im Vergleich 
zu einem Erwachsenen an. Die Mehrkosten für das Land und 
für die Kommunen gehen in die Millionen. Zum anderen hat 
dies auch spürbaren Einfluss auf das Sicherheitsgefühl der Be-
völkerung und möglicherweise auch auf die Motivation von 
Straftätern.

Nehmen wir nur zwei sehr prominente Fälle: Einmal geht es 
um den Mordfall an Maria L. in Freiburg, den ein angeblich 
Jugendlicher verübt hat und bei dem sich hinterher im Pro-
zess herausstellte, dass dieser angeblich Jugendliche bis zu 
über 30 Jahre alt sein soll. Zum anderen hat sich auch beim 
aktuellen Mainzer Mordfall Susanna jetzt herausgestellt, dass 
der Straftäter entgegen seinen ursprünglichen Angaben zum 
Zeitpunkt der Tatverübung mutmaßlich schon über 21 Jahre 
alt war, was vermutlich deutliche Auswirkungen auf das Straf-
maß haben wird.

(Abg. Rainer Hinderer SPD: Das war aber kein 
UMA! Der hat seine Familie dabei gehabt!)

Wir stellen also fest: Die Frage der Kosten für das Land, der 
Rechtsstaat, dem man auf der Nase herumtanzt, und auch das 
Sicherheitsgefühl der Bevölkerung verlangen nach einer Än-
derung der Situation, und es ist die Aufgabe dieser Landesre-
gierung, an einer Änderung dieser Situation mitzuwirken.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
AfD)

Was kann die Landesregierung nun tun? Die Landesregierung 
könnte beispielsweise eine Bundesratsinitiative zur sogenann-
ten Umkehr der Beweislast in die Wege leiten. Das heißt, dass 
künftig die Ausländerbehörden direkt bei der Einreise die Al-
tersfeststellung verbindlich für alle Behörden vornehmen kön-
nen. Das ist bisher nicht der Fall, und diese Veränderung ist 
notwendig, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Wie könnte das geschehen? Beispielsweise durch Röntgenun-
tersuchungen etwa des Handwurzelknochens, des Schlüssel-
bein- oder des Brustbeingelenks oder des Zahnstatus. Die 
Rechtslage wird von den oberen Gerichten in Deutschland un-
terschiedlich bewertet. Die Oberlandesgerichte in Karlsruhe 
und in Hamm sehen in ihren Urteilen aus dem Jahr 2015 die 
Rechtslage so, dass dies zulässig sei. Dagegen steht etwa das 
Oberlandesgericht Köln, das im Jahr 2013 festgestellt hat, dies 
sei nicht zulässig.

Wenn eine derartige Rechtsunsicherheit bei den oberen Ge-
richten herrscht, ist es notwendig, dass der Gesetzgeber zu ei-
ner rechtlichen Klarstellung kommt, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der FDP/DVP und des Abg. Dr. Wolfgang 
Gedeon [fraktionslos])

So sieht es ja auch die CDU-Fraktion. – Ich bin immer zur 
Stelle, wenn es darum geht, die CDU-Faktion zu loben, wenn 
sie etwas Richtiges fordert.

(Vereinzelt Heiterkeit – Zuruf des Abg. Dr. Bernhard 
Lasotta CDU)

So etwa der Fraktionsvorsitzende Kollege Reinhart in einer 
Pressemitteilung vom 13. April 2018. Ich darf Sie zitieren, 
Herr Kollege Reinhart:

Außerdem fordern wir eine gesetzliche Regelung, dass es 
in bestimmten Fällen zu einer Beweislastumkehr kommt 
... 

Wo er recht hat, meine Damen und Herren, da hat er recht.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
AfD)

Nur, meine Damen und Herren, haben wir den Verdacht, dass 
sich die CDU innerhalb der Koalition gegenüber dem grünen 
Koalitionspartner wieder einmal nicht durchsetzen kann. Wir 
haben den Verdacht, Herr Kollege Lucha, dass der Sozialmi-
nister das alles blockiert und dass Innenminister Strobl sich 
wieder einmal nicht durchsetzen kann – so, wie sich Innen-
minister Strobl nie durchsetzen kann. Beispielsweise beim 
Wahlrecht scheitert er an der eigenen Fraktion, und bei der in-
neren Sicherheit scheitert er am Koalitionspartner. Das ist nun 
einmal die Realität, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
AfD)

Wir haben den Verdacht, Herr Kollege Lucha, dass Sie sich 
sozusagen als junger Mensch, der anderen jungen Menschen 
als Lobbyist zur Seite steht, fühlen.

(Zuruf des Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: So jung 
ist er auch nicht mehr!)

– Das haben Sie jetzt gesagt.

(Vereinzelt Heiterkeit)

Aber in der Realität macht er sich eben zum Lobbyisten für 
Betrüger; denn er gibt ja selbst zu, dass bei der Einreise be-
trogen wird, meine Damen und Herren. Und das kann der 
Rechtsstaat nicht hinnehmen; da verlangen wir von der Poli-
tik Handlungsfähigkeit. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
AfD)

Im Nachgang zur Pressemitteilung des Kollegen Reinhart gab 
es Ankündigungen der Landesregierung: Im April kam die 
Pressemitteilung des Kollegen Reinhart, und immer noch im 
April folgte das Versprechen der Minister Strobl und Lucha, 
zur Altersfeststellung minderjähriger Flüchtlinge bis Pfings-
ten ein Konzept präsentieren zu wollen. 

(Zuruf: Noch eines? – Abg. Dr. Friedrich Bullinger 
FDP/DVP: Da hat er das Jahr nicht gesagt!)

Herr Strobl, Herr Lucha, wann ist eigentlich bei Ihnen Pfings-
ten? 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Pfingsten dauert 
40 Tage nach dem Kirchenrecht!)

Pfingsten ist nach religiöser Definition sozusagen die Aussen-
dung des Heiligen Geistes. 

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Der Heilige Geist 
wirkt immer!)
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Aber dass die Herren Strobl und Lucha es mit dem Heiligen 
Geist nicht so haben, das wird in diesem Haus wahrscheinlich 
niemanden wundern, meine Damen und Herren.

(Zuruf von den Grünen: Tätä, tätä!)

Jetzt plötzlich stellen wir fest: Dienstagvormittag beantragt 
die FDP/DVP eine Debatte zu ihrem Antrag. – Am Montag 
hatten wir zunächst eine Aktuelle Debatte zu einem anderen 
Thema beantragt; das mussten wir dann aufgrund höherer Ge-
walt verändern. – Am Dienstag beantragten wir also vormit-
tags eine Antragsdebatte zu diesem Konzept, das fehlt, und 
am Dienstagabend erfahren wir dann: Jetzt ist dieses Konzept 
plötzlich da. 

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: FDP wirkt!)

Opposition wirkt offensichtlich, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP/DVP)

Aber das Problem bei diesem Konzept ist: Das Entscheiden-
de fehlt wieder. Es fehlt nämlich die Durchsetzung der Alters-
feststellung für minderjährige Flüchtlinge. Denn Sie in der 
Koalition können sich offenbar immer noch nicht einigen. Was 
Sie da jetzt bringen, mag schöne Lyrik sein. Aber das Ent-
scheidende fehlt, und das ist die Beweislastumkehr bei der Al-
tersfeststellung für minderjährige Flüchtlinge. 

(Zuruf von der FDP/DVP: Ja!)

Deshalb können Sie das Konzept, das Sie in der heutigen De-
batte nun vermutlich preisen werden, das Sie gestern Nach-
mittag mit heißer Nadel gestrickt haben, um in der heutigen 
Debatte nicht völlig blank dazustehen, vergessen. Sie können 
das vom Tisch wischen. Stimmen Sie unserem Antrag zu. Wir 
brauchen eine Bundesratsinitiative zur Umkehr der Beweis-
last. 

(Beifall bei der FDP/DVP und der AfD sowie der 
Abg. Dr. Heinrich Fiechtner und Dr. Wolfgang Ge-

deon [fraktionslos])

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Lede Abal. 

Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Für meine Fraktion möchte ich festhalten: Wir bekennen 
uns zu der Verantwortung, unbegleitete minderjährige Aus-
länder hier aufzunehmen und sie nach den Regelungen und 
Vorschriften der Jugendhilfe zu versorgen und zu betreuen. 

(Vereinzelt Beifall bei den Grünen – Abg. Dr. Ger-
hard Aden FDP/DVP: Das haben wir auch nicht be-

stritten!)

Diese wichtige Aufgabe weist das SGB VIII den Kommunen 
zu; bei uns in Baden-Württemberg ist dies den Stadt- und 
Landkreisen zugewiesen. Dazu gehört natürlich auch die Auf-
gabe der Altersfeststellung nach § 42 f des SGB VIII, neben 
anderen gesetzlichen Regelungen zur Altersfeststellung, bei-
spielsweise im Aufenthaltsgesetz. 

Das bedeutet im Gegenzug aber auch, dass die Maßnahmen 
der Jugendhilfe unbegleiteten Minderjährigen vorbehalten 

sind – ausdrücklich und ausschließlich unbegleiteten Minder-
jährigen. 

(Abg. Anton Baron AfD: Und das wissen die nicht, 
die Minderjährigen?)

Deshalb haben wir natürlich ein Interesse daran, dass die An-
gaben zur Person korrekt sind, 

(Zuruf von der AfD: Hört, hört!)

und dazu gehört auch die korrekte Altersangabe.

(Zuruf von der AfD: Auf einmal!)

Deshalb werden ja auch die Angaben bei der Einreise von Ju-
gendämtern überprüft. 

(Abg. Anton Baron AfD: Aha! Das hat man in Mann-
heim gesehen!)

Die Maßnahmen der Jugendhilfe enden auch nicht automa-
tisch mit dem 18. Geburtstag, sondern sie bemessen sich am 
jeweiligen individuellen Bedarf und an der Lebenssituation. 
Das ist auch sinnvoll; denn wir wollen ja, dass unbegleitete 
minderjährige Ausländer hier bei uns beispielsweise einen 
Schulabschluss anstreben und erfolgreich einen Weg in Aus-
bildung und Berufsleben finden. 

Wir wissen auch, dass die übergroße Mehrzahl der UMAs dies 
sehr ernst nimmt und zielstrebig hieran arbeitet. Das hören 
wir auch von haupt- und ehrenamtlichen Begleitern und den 
Einrichtungen. 

Wir tragen einerseits die Verantwortung für die Gewährleis-
tung der Rechte der UMAs; das bedeutet im Umkehrschluss 
aber andererseits, dass es uns ein Anliegen ist, zu wissen, wer 
sich hier aufhält, welches Alter diese Personen haben. Das war 
in der Vergangenheit so, und das werden wir auch künftig so 
fortsetzen. 

(Beifall bei den Grünen)

Es gibt nun vom Bund und von der EU Ankündigungen zu ei-
ner Neuregelung der Altersfeststellung. Wir begrüßen diese 
Schritte, die zu einer wirklichen Klärung beitragen. Die Bun-
desregierung hat das im Koalitionsvertrag angekündigt, und 
wir sind grundsätzlich bereit, diese Vorschläge zu unterstüt-
zen. Es wäre aber gut, wenn sie denn einmal kämen.

Zum anderen wird auf europäischer Ebene die Asylverfah-
rensrichtlinie überarbeitet und als Verordnung neu gefasst. 
Dieser Prozess steht wohl kurz vor dem Abschluss, aber auch 
hier warten wir noch auf Details. Es steht aber im Raum, dass 
es Regelungen zu Mitwirkungspflichten geben soll 

(Zuruf des Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU) 

und auch eine Regelung zur Vermutung des Alters – keine Be-
weislastumkehr, denn das ist dem Strafprozess vorbehalten, 
sondern eine Vermutungsregelung, denn wir sind hier in ei-
nem Verwaltungsverfahren; Herr Rülke, das nur nebenbei. 

Trotzdem hat die Landesregierung bereits Maßnahmen einge-
leitet, um dem Ganzen schon vorzugreifen und die Erfassung 
und Altersfeststellung von unbegleiteten Minderjährigen zu 
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verbessern, z. B. durch Nacherhebungen und Nachkontrolle 
und bei der Registrierung und Altersfeststellung der UMAs 
hier in Baden-Württemberg. Von dort stammen auch die von 
Ihnen zitierten Zahlen.

Bereits im August 2017 haben das Sozialministerium und das 
Innenministerium gemeinsam Handlungshinweise herausge-
geben, 

(Abg. Anton Baron AfD: Ach ja! Funktioniert gar 
nicht!)

damit Jugendhilfe und Ausländerbehörden – beide – eine ef-
fektive Altersfeststellung in Baden-Württemberg gewährleis-
ten können. Wir setzen auch weiterhin auf die enge Koopera-
tion von Ausländerbehörden und Jugendämtern. 

(Beifall bei den Grünen)

Dass diese Handlungsweise überprüft wird – und das auch 
schon seit mehreren Wochen und Monaten – und jetzt eine 
Überarbeitung erfahren hat, wie wir der Presse entnehmen 
konnten, hat wirklich nichts mit Ihrem Antrag zu tun.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Nein!)

Ich gehe auch davon aus, dass Herr Lucha 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das bestrei-
ten wird!)

das noch ausführen wird. 

Sie schlagen in Ihrem Antrag jetzt vor, „Ausländerbehörden“ 
sollten die Altersfeststellung „direkt bei der Einreise ... ver-
bindlich für alle Behörden“ vornehmen. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Genau!)

Das teilen wir ausdrücklich nicht, 

(Abg. Anton Baron AfD: Warum nicht?)

weil bei der Einreise gar keine Ausländerbehörde beteiligt ist. 
Das könnten Sie sich vielleicht noch einmal genauer überle-
gen. 

Wir sehen auch keinen Zusammenhang mit dem jetzt ange-
kündigten Konzept der Landesregierung, weil auch Heidel-
berg nun einmal nicht direkt an der Grenze liegt – höchstens 
bei Ihnen. Aber wo bei Ihnen die Grenzen liegen, fragen wir 
uns öfter.

Bei dem sensibelsten Bereich, den Sie vorhin aufgegriffen ha-
ben, nämlich beim Stichwort „Straffälligkeit und Strafverfol-
gung“, ist die Altersfeststellung in der Strafprozessordnung 
umfassend und ausdrücklich geregelt, bis hin zur Röntgenun-
tersuchung. Es gilt aber auch, dass eine etwaige Altersfeststel-
lung aus dem ausländerrechtlichen Verfahren, bei der im Zwei-
fel von Volljährigkeit ausgegangen wurde, niemals im Strafver-
fahren Anwendung finden kann. Deshalb muss im Strafverfah-
ren immer eine eigene Altersfeststellung auf Grundlage der 
Strafprozessordnung erfolgen. 

Auch die angeblich so treffsichere Röntgenuntersuchung lie-
fert Ergebnisse mit Abweichungen von bis zu vier Jahren. Das 

ist gerade im Bereich der Strafprozessordnung ein Problem, 
weil sich daran die Frage bemisst, ob nach Jugendstrafrecht, 
Heranwachsendenstrafrecht oder Erwachsenenstrafrecht ent-
schieden wird. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Aber das 
Mindestalter kann man doch nehmen!)

Im Zweifel muss eben auch bei der Strafprozessordnung vom 
unteren Ende der Alterseinschätzung ausgegangen werden. 

Wir werden Ihren Beschlussantrag daher ablehnen, bestärken 
die Landesregierung aber ausdrücklich darin, weitere Opti-
mierungen und Verbesserungen vorzunehmen. Ich sehe das 
neue Konzept als ersten Schritt in diese Richtung an. 

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich Herrn Abg. Dr. Lasotta das Wort.

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Liebe Frau Präsidentin, 
verehrte Kolleginnen, werte Kollegen! Deutschland vollbringt 
mit der Aufnahme von Flüchtlingen eine große humanitäre 
Leistung, insbesondere auch bei der Aufnahme unbegleiteter 
minderjähriger Flüchtlinge. 

Zugleich führt das auch zu Spaltungen in unserer Gesellschaft, 
weil Ängste und Befürchtungen auf die Flüchtlingsgruppen 
projiziert werden. Die Vorgänge im BAMF und die Aufsicht 
durch das Bundesinnenministerium haben nicht unbedingt da-
zu beigetragen, das Vertrauen in der Bevölkerung zu stärken.

(Abg. Anton Baron AfD: So ist es!)

Umso wichtiger ist es, gutes Regierungshandeln umzusetzen, 
um die Sicherheit und Ordnung von uns allen zu schützen und 
um vor allem auch eine Integration von denjenigen mit Blei-
berecht zu gewährleisten. 

Deswegen ist es gut und richtig, unbegleitete Kinder und Ju-
gendliche nach dem Sozialgesetzbuch VIII in die Obhut der 
Jugendämter zu nehmen. Hier bestehen ein besonderer För-
derbedarf und ein besonderes Schutzbedürfnis, denen wir über 
die Jugendhilfe gerecht werden können. Das kann im Übri-
gen auch junge Erwachsene betreffen, die besonderer Förder-
maßnahmen bedürfen, insbesondere was das große Thema 
Traumatisierung, was das Erleben des schrecklichen Kriegs- 
und Traumatisierungsgeschehens betrifft.

(Vereinzelt Beifall bei den Grünen)

In Baden-Württemberg werden über 7 000 junge Menschen 
von den Jugendämtern in unserem Land betreut. Aber auch 
hier kommt es zu einem Gerechtigkeitsthema, da nach Exper-
teneinschätzung ein Drittel bis die Hälfte dieser jungen Aus-
länder falsche Angaben machen, was ihr Alter betrifft. 

Das hat natürlich auch Auswirkungen auf Baden-Württem-
berg – eine hohe Relevanz. Wir erstatten den Kommunen pro 
Betreutem in den Jugendämtern durchschnittlich 20 000 € pro 
Jahr. Das betrifft auch das Thema, wie wir unsere Ressourcen 
effizient einsetzen. Im Übrigen hat es auch materiell Auswir-
kungen auf das Asylverfahren und das Bleiberecht. Insofern, 
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glaube ich, müssen wir hier seitens des Staates auch deutlich 
und konsequent handeln, klare Regelungen umsetzen.

Wir können bereits im jetzigen Verfahren bei den meisten jun-
gen Menschen gute Einschätzungen vornehmen. Wir haben 
ein abgestuftes Verfahren: auf der einen Seite die Kontrolle 
der Personaldokumente, eine qualifizierte Inaugenscheinnah-
me, standardisierte Gespräche, Fragebogen; bei Zweifeln kön-
nen wir auch ärztliche Untersuchungen einleiten. Die Ergeb-
nisse werden auch an die Ausländerbehörden weitergegeben, 
sodass bei Zweifeln eine erneute Prüfung stattfinden kann und 
weitere ärztliche Untersuchungen – auch mit körperlichen 
Eingriffen, im Zweifel auch mit Röntgen – erfolgen können. 

Wichtig ist aber immer die Zusammenschau aller Ergebnisse 
– der Frageergebnisse, auch der Ergebnisse der medizinischen 
Untersuchungen. Man kann sich nie nur auf eine Untersu-
chung – beispielsweise Röntgen – verlassen, weil die Varianz 
mit zwei bis vier Jahren Abweichung nach oben und nach un-
ten auch deutlich ist.

Aber wir können die Verfahren noch deutlich verbessern. Da-
zu hat die Landesregierung jetzt auch Vorschläge vorgelegt. 
Das Sozial- und das Innenministerium arbeiten an noch bes-
seren Lösungen.

Für die CDU-Landtagsfraktion sind in diesem Verfahren ein 
paar Punkte wichtig: 

Erstens: Aufgrund der geteilten Zuständigkeiten erwarten wir 
eine noch bessere Kooperation der beteiligten Behörden – Ju-
gendämter, Ausländerbehörden, Familiengerichte –, um das 
Verfahren klar zu ordnen.

Zweitens: Im Rahmen der erkennungsdienstlichen Tätigkeit 
der Ausländerbehörden sollten diese eine stärkere Einbindung 
bei der Altersfeststellung erfahren. Hierzu müssen Verfahren 
definiert werden, wie Ausländerbehörden und Jugendämter 
miteinander arbeiten, um dann auch Ergebnisse allgemeinver-
bindlich festlegen zu können. 

Die Altersfeststellung durch Ausländerbehörden und Jugend-
ämter sollte – neben der Identität – allgemeinverbindlich auch 
für alle beteiligten Behörden gelten. Dazu werden wir wahr-
scheinlich auch den Datenaustausch noch verbessern müssen. 
Wir haben immer wieder auch von Fällen gehört, wonach es 
unterschiedliche Akten für die beteiligten Flüchtlinge gege-
ben hat. Im abgestuften Verfahren – in den meisten Fällen kön-
nen falsche Angaben erkannt und korrigiert werden – werden 
aber auch immer Zweifelsfälle bleiben. 

Wir wollen auch, dass Missbrauch verhindert wird. Deswe-
gen haben junge Ausländer nun auch Eingriffe durch medizi-
nische Maßnahmen zu dulden. Dieses Verfahren wollen wir 
optimieren und es mit dem Thema Beweislastumkehr verbin-
den. Wenn jemand nicht bereit ist, zu kooperieren, nicht be-
reit ist, diese medizinischen Maßnahmen über sich ergehen zu 
lassen, muss man eben davon ausgehen, dass er nicht volljäh-
rig ist. Das, denke ich, wird auch durch die – –

(Zurufe von der CDU, u. a.: Dass er volljährig ist!)

– Dass er volljährig ist. – Das wird auch durch das, was jetzt 
im Koalitionsvertrag im Bund festgelegt wird, und durch die 
Fortschreibung der EU-Verfahrensrichtlinie grundsätzlich un-
terstützt. Deswegen begrüßen wir die Ankündigung der Lan-

desregierung und auch das, was wir heute über die Medien 
schon teilweise erfahren durften.

(Abg. Rainer Hinderer SPD: Haben Sie es auch über 
die Medien erfahren?)

Wir fühlen uns in dem bestärkt, was unser Fraktionsvorsitzen-
der Wolfgang Reinhart schon vor Wochen und Monaten ge-
fordert hat, nämlich, hier ein klares Verfahren zu schaffen. Da 
dies alles auf einem guten Weg ist, Herr Rülke, brauchen wir 
Ihrem Antrag gar nicht zuzustimmen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen 
– Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Ach so!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die AfD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Rottmann.

Abg. Daniel Rottmann AfD: Sehr geehrte Landtagspräsiden-
tin, sehr geehrte Kollegen! Herr Innenminister Strobl, es ist 
noch gar nicht so lange her, da hatten wir Sie auf die Notwen-
digkeit hingewiesen, endlich die flächendeckende medizini-
sche Altersprüfung für unbegleitete minderjährige Ausländer 
einzuführen. Den entsprechenden Antrag hatten wir bereits im 
Januar eingebracht. Natürlich wurde er abgelehnt, wie das hier 
im Haus üblich ist.

Die Landesregierung zog es vor, in Untätigkeit zu verharren 
und sich weder von dem Brandbrief aus Mannheim noch von 
sonstigen Hinweisen oder Vorschlägen beeinflussen zu lassen. 

(Vereinzelt Beifall bei der AfD)

Ich möchte dazu sagen – ich glaube, das ist etwas, was man 
durchaus über die Arbeit der gesamten Landesregierung stel-
len kann –: Wo ein Wille ist, ist auch ein Weg, 

(Vereinzelt Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Christina 
Baum AfD: Richtig!)

und wo kein Wille ist, findet sich immer eine Ausrede. 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Genau!)

Im April fiel es dann Herrn Strobl wie Schuppen von den Au-
gen. Ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis:

„Das bisherige System der Altersfeststellung funktioniert 
nicht zuverlässig.“ 

Guten Morgen, Herr Strobl. Schön, dass Sie es gemerkt ha-
ben. 

(Vereinzelt Beifall bei der AfD)

Es brauche 

– ich zitiere weiter –

„eine Bewusstseinsänderung“, der Staat dürfe sich nicht 
auf der Nase herumtanzen lassen.

– Aha. 

Der Weg der Altersfeststellung müsse auch über die Aus-
länderbehörden gehen, die eine Rechtsgrundlage für me-
dizinische Untersuchungen hätten, ...

– Bemerkenswert. 
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Im Januar verkündeten Sie noch vollmundig, wie sehr Sie an-
geblich bereits 2017 reagiert hätten, und sagten, die AfD kom-
me viel zu spät mit ihrem Antrag.

(Abg. Anton Baron AfD: Genau!)

Wie falsch Sie mit dieser Aussage lagen, wissen Sie heute und 
wussten es vermutlich damals auch schon. 

(Abg. Anton Baron AfD: So ist es!)

Ich möchte noch einmal daran erinnern, dass das von der AfD-
Fraktion vorgeschlagene Mittel der standardmäßigen medizi-
nischen Altersfeststellung es erheblich erleichtern würde, zwi-
schen tatsächlich minderjährigen Flüchtlingen oder Auslän-
dern und nicht minderjährigen zu unterscheiden. Wir sehen 
ja: In 30 % der Fälle sind die Zahlen falsch.

Es würde auch eine langfristige Schutzwirkung entfalten, so-
wohl für die tatsächlich unbegleiteten Minderjährigen als auch 
für alle Personen, die mit ihnen zu tun haben – z. B. die Fa-
milien, bei denen sie untergebracht sind, und auch für die jun-
gen Mädchen in den Familien, bei denen sie untergebracht 
sind.

Ein weiterer Skandal bei dem Ganzen: Den Jugendämtern dro-
hen bei noch so offensichtlichen Fehl- oder Nichtentscheidun-
gen keinerlei Sanktionen, keinerlei finanzielle Sanktionen, und 
dies, obwohl nach dem Gesetz den Ämtern die Fallkosten nur 
dann erstattet werden dürfen, wenn die Leistungen rechtmä-
ßig erbracht werden.

Da möchte ich folgende Frage stellen: Wurden die Leistun-
gen rechtmäßig erbracht, wenn Jugendämter beide Augen zu-
drücken und offensichtlich nicht Minderjährige als Minder-
jährige durchwinken und hinterher die Fallkosten kassieren? 
Ich meine, nein. Aber Herr Lucha wird sich dazu sicherlich 
noch äußern.

(Vereinzelt Beifall bei der AfD)

Wir sprechen immerhin von 159 Millionen €, die den Jugendäm-
tern allein 2017 für unbegleitete minderjährige Ausländer zuge-
flossen sind. Davon entfallen durchschnittlich über 20 000 € – 
der Kollege Lasotta hat es gesagt – auf jeden einzelnen Fall. 
Bei den Betrugsfällen ist das Geld nun futsch, und beim Ab-
schiebungsverhinderungskartell ist das Geld versenkt.

(Beifall bei der AfD)

Ob das zum Schaden des Steuerzahlers geschieht, scheint den 
Ministerien relativ egal zu sein. Jedenfalls ist das meine Sicht-
weise. Sie dürfen es gern korrigieren. Da müssen halt ein paar 
Rentner in Baden-Württemberg mehr Flaschen sammeln, um 
auf ihre Kosten zu kommen, wenn das Geld an anderen Stel-
len ausgegeben wird.

(Vereinzelt Beifall bei der AfD)

Herr Innenminister, Sie haben viel zu lange gezögert. Man 
muss kein Rechengenie sein, um zu wissen, dass auch außer-
halb Deutschlands mit diesen Geldern viel mehr Hilfe vor Ort 
geleistet werden könnte und manche Menschen gar nicht erst 
nach Deutschland kommen müssten, um hier eine bessere Per-
spektive zu suchen. 

(Vereinzelt Beifall bei der AfD)

Das setzt allerdings voraus, dass man von Ihrer Seite aus wirk-
lich helfen möchte und dies nicht nur vorschiebt, weil man 
vor dem grünen Regierungspartner kuscht oder nach dem 
Motto handelt: „Wo ein Wille ist, ist ein Weg; wo kein Wille 
ist, ist eine Ausrede“ – also einfach in Untätigkeit verharrt 
oder einfach so tut, als würde man handeln.

Aus den Anfragen in den letzten Wochen ergibt sich, dass Sie 
nun vorhaben, eine einheitliche Altersfeststellung zu etablie-
ren, die für die weisungsgebundenen Behörden gelten soll. Sie 
wissen sehr genau, dass Sie schon in den letzten zwei Jahren 
die Möglichkeit hatten, über Nacht auf Landesebene die Ver-
waltungsvorschrift zu § 49 des Aufenthaltsgesetzes anzupas-
sen und zu reagieren. Sie haben im Januar behauptet, Sie hät-
ten das getan. Letzten Endes stimmt das nicht. Sie haben le-
diglich den Behörden mitgeteilt – beide Ministerien –, dass 
im Zweifel über das Lebensalter alle erforderlichen Maßnah-
men zur Feststellung des Lebensalters zu treffen seien.

Vorhin meinte ein Kollege der FDP/DVP: Wenn es so einfach 
ist und Sie nur verfügen müssten usw. – –

(Unruhe)

Ja, aber Sie haben nur mitgeteilt, Sie haben nichts verfügt, Sie 
haben nichts durchgesetzt. Ich sage: nur heiße Luft aus dem 
Innenministerium.

(Beifall bei der AfD)

Herr Innenminister, brauchen Sie wirklich erst die Anfragen 
Ihrer Parteifreunde, um zu merken, dass Sie Ihren Laden nicht 
im Griff haben? Ich sage es Ihnen: Drucksache 16/3891, Klei-
ne Anfrage des Kollegen Lorek. Wie lange wollen Sie dieses 
Parlament für dumm verkaufen?

Herr Strobl, sorgen Sie dafür, dass die Sachen umgesetzt wer-
den. Ansonsten kann ich nur sagen: Treten Sie zurück, lassen 
Sie Ihren neuen Staatssekretär ran. Der kann es besser als Sie; 
davon bin ich überzeugt.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich Herrn Abg. Hinderer das Wort.

Abg. Rainer Hinderer SPD: Frau Präsidentin, werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Der Schutz junger Menschen hat für 
uns hohe Priorität. Die Umsetzung der UN-Kinderrechtskon-
vention ist uns gleichermaßen wichtig wie die Zuständigkeit 
der Jugendhilfe für minderjährige Menschen.

Wir erwarten aber auch, dass Menschen, die bei uns Schutz 
suchen, bei der Feststellung ihrer Identität vollumfassend mit-
wirken. Das gilt auch für unbegleitete minderjährige Auslän-
der. Denn wir haben das Recht, zu wissen, wer in unserem 
Land leben will.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/DVP 
sowie der Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch)

Deshalb müssen Name, Herkunft, Alter, Fingerabdruck usw. 
geklärt werden. CDU und SPD haben auf Bundesebene ver-
einbart, behördliche Möglichkeiten zur Identitätsfeststellung 
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bei ungeklärter Identität zu erweitern und so Täuschungen 
wirksamer zu begegnen.

Das unterstützen wir, wenn klar geregelt wird, welche Maß-
nahmen unter welchen Voraussetzungen ergriffen werden 
müssen. Sollten da medizinische Untersuchungen – dazu ge-
hört auch das Röntgen – erforderlich sein, müssen diese auch 
umgesetzt werden.

(Abg. Anton Baron AfD: Ihre Bundesregierung ver-
hindert das!)

Wir gehen davon aus, dass auch Landesregierungen mit grü-
ner Beteiligung diesen Neuregelungen zustimmen werden.

(Abg. Anton Baron AfD: Ihre SPD auf Bundesebene 
verhindert das! Das wissen Sie ganz genau!)

Herr Sozialminister Lucha, Sie haben bereits im April voll-
mundig ein neues Konzept zur Altersfeststellung bei unbeglei-
teten minderjährigen Asylbewerbern angekündigt und zuge-
sagt, dieses noch vor Pfingsten vorzustellen. Laut einer dpa-
Meldung vom 18. April führten Sie dazu täglich Gespräche 
mit dem Innenministerium. Diese haben sich ja nun etwas hin-
gezogen. Pfingsten ist längst vorbei. Nach Änderung der Ta-
gesordnung haben uns gestern Abend/heute Morgen tatsäch-
lich über die Presse Eckpunkte eines Konzepts erreicht.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: So ein Zu-
fall!)

Wir sind ja zufrieden, dass auch die Regierungsfraktionen sie 
aus der Presse erfahren haben und auch die Regierungsfrak-
tionen die Eckpunkte offensichtlich nicht gekannt haben. Vor-
her war ein Thema, wie schnell das Gutachten „ella“ den Weg 
in die Presse gefunden hat; ich glaube, bei den Eckpunkten 
ging es jetzt noch schneller. Es musste offensichtlich schnel-
ler gehen.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Hans-Ulrich 
Rülke FDP/DVP)

Herr Innenminister Strobl, Herr Lucha, jetzt kommen Sie mit 
Eckpunkten um die Ecke. Uns scheint das schon aus der Hüf-
te geschossen zu sein: Die Altersfeststellung soll jetzt zentral 
im Ankunftszentrum in Heidelberg durchgeführt werden, und 
zwar innerhalb eines Tages. Weiß das Ankunftszentrum schon 
davon? Gibt es dort genügend und spezifisch ausgebildetes 
Personal? Weiß die Stadt Heidelberg von diesem Vorhaben? 
Wie geht es überhaupt weiter mit dem Ankunftszentrum in 
Heidelberg – oder doch in Mannheim? Wurden die Eckpunk-
te mit den kommunalen Landesverbänden besprochen?

(Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Alles gestern er-
ledigt!)

Der Presse entnehmen wir auch: Wann das neue Konzept um-
gesetzt wird, ist noch unklar.

Herr Lucha, Herr Strobl, die eigentliche Frage – wie sehen 
denn nun die sicheren Instrumente aus, um ein möglichst ge-
naues Ergebnis zum Alter von Flüchtlingen zu bekommen? – 
bleibt nach wie vor offen. Wir haben den Eindruck, dass die 
Landesregierung und die Regierungsfraktionen bei diesem 
Thema wirklich keinen Plan haben. Wie sonst kommt es, dass 
jeden Tag eine andere Forderung auf den Tisch kommt? 

Kollege Rülke hat es angesprochen: Der Fraktionsvorsitzen-
de Reinhart fordert, dass den Ausländerbehörden komplett die 
Verantwortung übertragen wird. Herr Innenminister Strobl 
sagt: „auch“ den Ausländerbehörden. Der Sozialminister prüft 
den Sachverhalt zunächst einmal intensiv und kommt dann 
doch mit einer Ankündigung einer irgendwie gearteten Be-
weislastumkehr um die Ecke – ziemlich überraschend. Oder 
wie können wir Ihre Aussage in der „Badischen Zeitung“ in-
terpretieren? Ich zitiere Sie:

In den Fällen, in denen wir uns über die Minderjährig-
keit eines Geflüchteten unsicher sind, erwarten wir des-
sen Mitwirkung. Und wenn diese Mitwirkung nicht geleis-
tet wird, sollten wir ganz pragmatisch annehmen: Der Be-
troffene erklärt sich als volljährig. 

Das ist schon einmal in der Ankündigung so etwas wie die Be-
weislastumkehr.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Jetzt warten Sie doch 
ab, bis er nachher redet!)

Aber selbstständig tätig werden, Herr Lucha, wollen Sie nicht. 
Sie warten, bis die Regelung von der EU vorliegt. Dass das 
vermutlich dauern kann, 

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Was 
macht denn die Bundesregierung?)

kann sich jeder leicht ausmalen. Insofern wollen wir heute 
wissen: Wie sieht Ihr Konzept aus? Wann wird es umgesetzt? 
Und wenn Sie so ganz pragmatisch von einer Beweislastum-
kehr ausgehen: Welche Regelungen müssen dafür geändert 
werden? Und wie ist es nun mit dem Beschluss der EU dafür?

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Was habt 
ihr denn jetzt im Koalitionsvertrag in Berlin verein-

bart?)

Wir sind gespannt auf Ihre Antworten.

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Landesregierung er-
teile ich das Wort Herrn Minister Lucha.

Minister für Soziales und Integration Manfred Lucha: 
Sehr verehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Der Heimatbegriff kann kontrovers diskutiert werden. 
Allerdings sind wir uns bestimmt einig, dass Heimat auch der 
Ort ist, an dem die Familie, an dem Freunde oder andere Men-
schen leben, die uns wichtig sind. Junge Menschen, die aus 
Ihrem Heimatland geflüchtet sind, leiden unter der Trennung 
von ihren Bezugspersonen. Sie haben ihre Gemeinschafts-
strukturen verloren, die ihnen Halt gaben.

Dieses Schicksal haben Kinder und Jugendliche so gut wie 
nie selbst gewählt. Meist war die Flucht unausweichlich, 

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Ja, natürlich! – Weitere Zu-
rufe)
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oder sie wurde ihnen von den Eltern auferlegt. In unserer Ge-
sellschaft angekommen, müssen sie sich in einer fremden Welt 
zurechtfinden. 

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Die Armen! – Abg. Dr. 
Christina Baum AfD: In einer fremden Welt!)

Wir tun auch im eigenen Interesse gut daran, in die Zukunft 
dieser Kinder und Jugendlichen zu investieren und ihnen Un-
terstützung und Schutz zu gewähren. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und des Abg. 
Dr. Bernhard Lasotta CDU – Abg. Daniel Rottmann 
AfD: Am besten, indem wir sie nach Hause schi-

cken!)

Dank der funktionierenden Systeme, aber auch der Hilfe gro-
ßer Teile unserer Gesellschaft sind wir auf einem guten Weg, 
diese jungen Menschen in Deutschland zu integrieren und ih-
nen – und somit uns – positive Zukunftsaussichten zu bieten. 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Da bin ich mal gespannt!)

Aktuell kommen deutlich weniger unbegleitete minderjähri-
ge Ausländerinnen und Ausländer zu uns. Wir wissen nicht, 
ob das so bleibt. Es flammen immer wieder neue Krisenher-
de auf. Daher ist es wichtig, sich zukunftssicher zu organisie-
ren. 

Zum Stichtag 8. Juni 2018 wurden insgesamt 6 547 UMAs in 
Baden-Württemberg durch die Jugendämter betreut, versorgt 
und untergebracht. Baden-Württemberg ist seit Mai 2017 
durch das Bundesverwaltungsamt durchgängig als Einreise-
land definiert und damit berechtigt, UMAs zur bundesweiten 
Verteilung anzumelden. Von den 2 396 durch die baden-würt-
tembergischen Jugendämter vorläufig in Obhut genommenen 
UMAs wurden 35 % als volljährig eingeschätzt. 

Das heißt, die Praxis in Baden-Württemberg ist – Herr Dr. 
Rülke, vielleicht haben Sie da die Systematik nicht begrif-
fen –: Es erfolgt die erste vorläufige Inobhutnahme und Ein-
schätzung. Wir haben schon jetzt festgestellt, dass 35 % in das 
System der Erwachsenenhilfe gehen. In der Praxis in Baden-
Württemberg werden schon jetzt nicht weniger mutmaßliche 
UMAs festgestellt als in der Praxis in Ländern, die vorder-
gründig als Beispiel für eine gute Praxis herangezogen wer-
den.

Ja, die Altersfeststellung stellt in allen Bereichen die entschei-
dende Weiche. Wir haben ein ganz klares Ziel: Wer minder-
jährig ist, muss den notwendigen Schutz erhalten. Auf Voll-
jährige müssen die für Volljährige geltenden Regeln ange-
wandt werden.

(Zuruf des Abg. Daniel Rottmann AfD)

Natürlich wollen wir, weil dies für alle Verfahren entschei-
dend ist, die bestmögliche Alterseinschätzung erhalten. Wir 
haben in den letzten Jahren umfangreiche Erfahrungen dazu 
gesammelt. Diese nutzen wir jetzt, um unsere Verfahren wei-
terzuentwickeln. 

Die antragstellende Fraktion hat hierzu einen Vorschlag ge-
macht. Ich will Ihnen erläutern, warum wir diesen Vorschlag 
ablehnen. Uns alle eint der Wunsch, möglichst rasch zu Ver-

besserungen bei der Altersfeststellung zu kommen. Der von 
Ihnen gewählte Weg einer Bundesratsinitiative würde eine Lö-
sung aber vermutlich auf den Sankt-Nimmerleins-Tag ver-
schieben, weil es dauern würde, bis man über diesen Weg zu 
Potte gekommen wäre. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Ach so! Sie 
sind schneller!)

– Ja. Wir wollen und werden schneller sein und haben uns für 
diesen anderen Weg entschieden, den ich Ihnen jetzt erläutern 
werde. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Gut!)

Aber Ihr Vorschlag ist auch nicht durchdacht. Ich will es Ih-
nen kurz erläutern. Sie wollen, dass eine Beweislastumkehr 
eintritt, wenn UMAs sich weigern, an den notwendigen Un-
tersuchungen mitzuwirken. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: So wie der 
Kollege Reinhart!)

Vorab: Wir haben aktuell keine Hinweise, dass diese Mitwir-
kung im Moment verweigert würde. Aber wir sagen selbst: 
Wenn jemand nicht mitwirkt, gehen wir von seiner Volljäh-
rigkeit aus. Das haben wir klar so konzipiert, und das setzen 
wir dann ins Handeln um. 

Wir haben im Übrigen schon jetzt die Möglichkeit – das ma-
chen wir; darum sehen Sie ja auch diese Zahlen; wir haben 
derzeit keine Hinweise –, bei Verweigerung der Mitwirkung 
Jugendhilfeleistungen zu versagen. Wir definieren: Wer nicht 
mitwirkt, sagt: „Ich erkläre mich für volljährig.“ Wir werden 
dies bei Sanktionen im Fall einer Verweigerung nutzen. 

Aber: Wir brauchen zunächst eine unverzügliche Altersfest-
stellung durch die Jugendämter, damit sehr schnell entschie-
den werden kann, ob eine Inobhutnahme erfolgen oder auf-
rechterhalten werden muss. Ihr Vorschlag würde nicht zu bes-
seren Ergebnissen führen. Psychologische und sozialpädago-
gische Verfahren wie die qualifizierte Inaugenscheinnahme 
sind als eine Methode der Altersfeststellung europaweit defi-
niert und anerkannt. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Ja, was gilt 
jetzt?)

Diese fachliche Expertise für diese Verfahren ist vorhanden. 

Wir wollen mehr Erkenntnismöglichkeiten nutzen und nicht 
weniger. Der richtige Weg ist daher, dass Jugendhilfe und Aus-
länderbehörde bei der Altersfeststellung eng zusammenarbei-
ten und ihre jeweiligen Erkenntnismöglichkeiten nutzen und 
zusammenbringen. Durch eine enge Verzahnung der Zusam-
menarbeit von Jugendhilfe, Ausländerbehörde und gegebe-
nenfalls weiteren Fachleuten – insbesondere aus dem medizi-
nischen Bereich – werden wir alle Möglichkeiten umfassend 
und bestmöglich nutzen. 

Junge Menschen, die minderjährig sind, bei denen Minder-
jährigkeit vermutet wird, und die unbegleitet nach Deutsch-
land eingereist sind, werden wie bisher durch das örtlich zu-
ständige Jugendamt vorläufig in Obhut genommen. Sie wer-
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den dann unverzüglich einer zentralen Stelle – heute kursie-
ren Namen – zugeführt, in der Jugendhilfe und Ausländerbe-
hörde zusammenarbeiten und weitere Spezialistinnen und 
Spezialisten hinzuziehen. Dort erfolgt zukünftig auch die Re-
gistrierung und erkennungsdienstliche Behandlung. 

(Zuruf des Abg. Rüdiger Klos AfD) 

Zudem wird in einem zwischen Jugendhilfe und Ausländer-
behörde abgestimmten Vorgehen die Altersfeststellung durch-
geführt. 

Was wir bündeln und zentralisieren, sind einzelne Verfahrens-
schritte der Jugendämter und der Ausländerbehörden. Das 
heißt, in Kooperation mit den kommunalen Landesverbänden 
und den Trägern der Jugendämter werden wir durch eine Ver-
einbarung eine klar geregelte, spezialisierte Altersfeststellung 
für Baden-Württemberg schaffen. 

Im Übrigen, Kollege Hinderer, ist das selbstverständlich ab-
geklärt und konsentiert. Sie verzeihen mir: Mein Pfingstbe-
griff war noch ein bisschen ferienanalog, eine Woche darüber.

Ich bekenne: Wir haben natürlich mit dem Städtetag, mit dem 
Landkreistag, sogar mit dem Gemeindetag, mit allen Zustän-
digen – natürlich auch mit denen in Heidelberg – gesprochen. 
Die Verbände begrüßen das. 

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Die waren alle begeistert!)

Sie arbeiten ganz aktiv mit, weil wir ja damit vertragliche Lö-
sungen gestalten werden und diese dann gemeinsam umset-
zen werden.

Im weiteren Verfahren verständigen sich dann die Fachleute 
für Altersfeststellung aus Jugendhilfe und Ausländerbehörde 
über die Ergebnisse und das weitere Vorgehen. Das kann und 
wird dann auch Röntgenuntersuchungen mit einschließen.

Wir werden hierzu die im August 2017 herausgegebenen ge-
meinsamen Handlungshinweise zur Zusammenarbeit von Ju-
gendhilfe und Ausländerbehörden anhand der zwischenzeit-
lich gewonnenen Erkenntnisse weiterentwickeln. Dort steht 
übrigens, was gern übersehen wird, schon seit August 2017, 
dass die Ausländerbehörden in Zweifelsfällen weitere Unter-
suchungen veranlassen können und diese natürlich auch Rönt-
genuntersuchungen einschließen.

Jetzt haben wir das Ganze komprimiert auf dem Tisch. Jetzt 
wird die To-do-Liste abgearbeitet. Es gibt da ein Konsensprin-
zip. Am Ende müssen sich alle Beteiligten konsentieren. Das 
ist doch der Charme dieser Lösung.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Wird Volljährigkeit festgestellt, ist die vorläufige Inobhutnah-
me unverzüglich zu beenden und der oder die Betroffene in 
das Erwachsenensystem zu überführen. 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Minister, lassen Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abg. Glück zu?

Minister für Soziales und Integration Manfred Lucha: Ja, 
bitte, Herr Abgeordneter.

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Herr Minister, vielen Dank, 
dass Sie die Frage zulassen. – Sie haben gerade gesagt, dass 
eine Inobhutnahme durch Experten erfolge, um das Alter des 
Flüchtlings, um den es geht, einschätzen zu können. Sie sa-
gen, dabei könnten auch, wenn Unklarheiten bestehen, radio-
logische Verfahren zum Einsatz kommen. Genau das ist der 
Knackpunkt. Dürfen Sie das denn, wenn derjenige, bei dem 
diese Untersuchung durchgeführt werden soll, diese verwei-
gert? Genau das ist doch der Knackpunkt, bei dem wir sagen: 
Da brauchen wir eine Beweislastumkehr. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der 
AfD) 

Minister für Soziales und Integration Manfred Lucha: 
Herr Glück, da haben Sie den Ansatz nicht verstanden.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Sie haben 
selbst nicht verstanden, was Sie da erzählen!)

Wenn derjenige oder diejenige diesen Untersuchungstyp ab-
lehnt und nicht mitwirkt, gehen wir davon aus, dass er oder 
sie sich für volljährig erklärt. Das ist die pragmatische Um-
gehensweise. 

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU) 

Das Verfahren soll innerhalb eines Tages abgeschlossen wer-
den. Das wird ordentlich und sauber durchdekliniert. Wir sa-
gen heute gemeinsam zu, dass diese Einrichtung nicht zulas-
ten der Kommunen gehen wird. Wir werden unsere bisherige 
Erstattungspolitik gegenüber den Kommunen bei den UMAs 
beibehalten. 

So sorgen wir dafür, dass erstens die Altersfeststellung best-
möglich nach einheitlichen Standards durch hoch spezialisier-
te Teams und Fachleute vorgenommen wird – aus allen drei 
Ebenen: polizeilich, erkennungsdienstlich, ausländerrechtlich, 
jugendrechtlich – und diese Möglichkeiten, optimal abge-
stimmt, genutzt werden und die Belange derjenigen, die tat-
sächlich minderjährig sind und unseren Schutz brauchen, 
strikt gewahrt bleiben.

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Minister, lassen Sie eine 
weitere Zwischenfrage – und zwar von Herrn Abg. Hinderer 
– zu?

Minister für Soziales und Integration Manfred Lucha: Bit-
te, Herr Hinderer.

Abg. Rainer Hinderer SPD: Herr Minister Lucha, wenn ich 
Sie gerade richtig verstanden habe: an einem Tag alle drei 
Ebenen, also Polizei, Ausländerbehörde und Jugendhilfe – in 
dieser Reihenfolge oder in anderer Reihenfolge. Wenn medi-
zinische Untersuchungen notwendig sind – Röntgenuntersu-
chungen usw. –, dann braucht man auch Ärzte oder qualifi-
ziertes Personal. Das haben Sie jetzt vergessen. Wie gewähr-
leisten Sie, dass diese in Heidelberg die Untersuchungen dann 
auch tatsächlich innerhalb eines Tages vornehmen können? 

Minister für Soziales und Integration Manfred Lucha: Lie-
ber Herr Hinderer, aus der tatsächlichen Praxis wissen Sie 
vielleicht noch, dass die Inanspruchnahme weiterer techni-
scher, radiologischer Hilfen erst einmal nicht die Regel dar-
stellen wird. 
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Wir sind gerade dabei, vor Ort eine Grundausstattung zu or-
ganisieren. Selbstverständlich kann in Konflikten oder in et-
was unsicheren Fällen auch einmal eine zweite Anreise erfor-
derlich sein. Das wird im Zweifel so sein. Aufgrund der jet-
zigen Fallzahlenanalyse gehen wir erst einmal davon aus, dass 
wir in der Lage sind, dies in einem Tagesablauf zu bewälti-
gen. In wirklichen Zweifelsfragen geben wir uns natürlich 
auch die Chance, einen zweiten Tag anzuhängen. An dem wür-
de es nicht scheitern. 

Generell ist aber ein schnelles, unkompliziertes, zielorientier-
tes Vorgehen, das im Sinne der Betroffenen selbst ist, aber na-
türlich auch der örtlichen Behörden, die Inobhutnahmen und 
weitere Versorgung zu organisieren haben, unser Leitziel. Wir 
wollen nicht ewig hin und her schieben.

Ich glaube, wichtig ist: Wir haben in den Eckpunkten ge-
schafft, die Kompetenz und Expertise von Jugendämtern und 
Ausländerbehörden zu bündeln. Durch die Kooperation der 
Ausländerbehörden, der Polizei und der Jugendämter werden 
weitere Synergien gewährleistet. 

Damit wird auch gewährleistet – das ist eines der wichtigsten 
Ergebnisse dieser Eckpunkte –, dass alle Behörden die glei-
chen Daten zum gleichen Zeitpunkt in ihren Systemen vorfin-
den und entsprechend handeln können. Dadurch verhindern 
wir, dass in verschiedenen Systemen und Papieren verschie-
dene Daten angelegt sind. Die sogenannte Führungsakte wird 
in dieser zentralen Stelle verantwortlich, verbindlich festge-
legt. 

Somit haben wir das, was Sie in der Vergangenheit kennen-
gelernt haben, nämlich dass unterschiedliche Papiere und Da-
ten in unterschiedlichen Systemen waren, ausgeschlossen. Ich 
glaube, dass wir sowohl, was Sicherheit, als auch was den 
Umgang und die tatsächlichen Bedarfe betrifft, mit diesen 
wirklich – – Lieber Herr Innenminister, das waren wirklich 
intensive Überlegungen. Natürlich müssten wir geltendes 
Recht – Jugendhilferecht – mitbedenken. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Ebendes-
halb geht das gar nicht, was Sie da erzählen!)

– Doch, das geht. Das haben wir abgeklärt. Das geht hundert-
prozentig, was ich da erzähle. Wir sind seit Wochen dabei, die-
se Umsetzung jetzt mit den betroffenen Partnern der kommu-
nalen Familie, die das ausdrücklich begrüßt und mit uns mit-
trägt, zu besprechen.

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

Wir werden bald den Startschuss geben. Wir arbeiten jetzt 
noch praktisch daran, doch werden wir in Bälde an den Start 
gehen. Die Voraussetzung dafür haben wir mit diesen Eck-
punkten mehr als geschaffen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
– Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Sehr gut! Dan-

ke!)

Präsidentin Muhterem Aras: In der zweiten Runde erteile 
ich das Wort für die Fraktion der FDP/DVP Herrn Fraktions-
vorsitzenden Dr. Rülke.

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Landesregierung bzw. 
die Minister Lucha und Strobl haben unter dem Druck der 
heutigen Aktuellen Debatte am gestrigen Tag mit heißer Na-
del ein Konzept gestrickt. Das hat man heute gemerkt. Herr 
Lucha, nach Ihrer Rede gibt es mehr Unklarheiten als vorher. 

Sie sagen: „Wir haben jetzt den Stein der Weisen gefunden. 
Wer nicht mitwirkt, gilt als volljährig. Das haben Strobl und 
ich beschlossen.“ Kennen Sie die einschlägigen Gerichtsur-
teile zu diesem Thema nicht? Die einschlägigen Gerichtsur-
teile sagen nämlich: Wer nicht mitwirkt, hat als minderjährig 
zu gelten, bis das Gegenteil bewiesen ist. 

Also müssen Sie doch das Gegenteil erst einmal beweisen. 
Das ist Ihnen offensichtlich nicht klar, meine Damen und Her-
ren. Dass das aber irgendwo im Hintergrund schwebt, haben 
Sie deutlich gemacht, nachdem Sie auch über Röntgenunter-
suchungen, über psychologische Verfahren und dergleichen 
geredet haben. Das brauchten Sie nicht, wenn es so einfach 
wäre.

Es ist also doch völlig klar: Sie können nicht einfach einen 
solchen Beschluss fassen. Vielmehr brauchen Sie eine Ände-
rung der Rechtslage. Diese Änderung der Rechtslage haben 
Sie am heutigen Tag nicht vorgeschlagen, sondern Sie haben 
hier Widersprüchliches zusammengemixt und von diesem Re-
depult aus verbreitet, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
AfD)

Es ist deutlich geworden, dass sich die Regierungsfraktionen 
nicht einig sind. Herr Lede Abal sagt: „Die Röntgenuntersu-
chungen lehnen wir ab. Diese sind im Übrigen zu ungenau. 
Zumindest kann man dann aber den unteren Wert annehmen.“ 
Herr Lasotta sagt: „Genau das wollen wir, 

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE) 

nämlich die Beweislastumkehr im Sinne des Kollegen Rein-
hart.“ Sinngemäß sagt er weiter: „Den Antrag der FDP/DVP-
Fraktion lehnen wir ab wegen Übereinstimmung. Wir lehnen 
ihn ab, weil wir der gleichen Meinung sind und weil wir es 
im Endeffekt sowieso umsetzen.“ 

(Zuruf des Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU) 

So ungefähr argumentieren Sie. Dabei stellt man fest, dass die 
Fraktion GRÜNE überhaupt nicht mit Ihnen übereinstimmt

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE) 

und dass Herr Lucha auch nicht mit Ihnen übereinstimmt, son-
dern dass er sich offensichtlich, um eine gewisse Aktivität vor-
zutäuschen, mit dem Innenminister auf irgendwelche Dinge 
geeinigt hat, die einerseits so überhaupt nicht gehen und an-
dererseits höchst widersprüchlich sind. Er sagt: „Wir haben 
den Stein der Weisen gefunden. Es gelten ganz einfach alle 
als volljährig, die nicht mitwirken.“ Gleichzeitig reden Sie 
über Verfahren zur Altersfeststellung. Auf irgendeinen Weg 
sollten Sie sich einmal einigen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
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Vor allem müssen Sie einmal die Rechtslage bedenken. Sie 
können nicht einfach solche Dinge verkünden. Um das Prob-
lem zu lösen, ist es vielmehr notwendig, Gesetze zu ändern. 
An dieser Stelle ist eine Bundesratsinitiative der richtige Weg. 
Sie erklären jedoch, eine Bundesratsinitiative dauere Ihnen zu 
lange, und deshalb machen Sie gar nichts, zumindest nichts, 
was in irgendeiner Art und Weise sinnvoll ist, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der AfD 
sowie des Abg. Dr. Wolfgang Gedeon [fraktionslos])

Präsidentin Muhterem Aras: Jetzt erteile ich Herrn Abg. Dr. 
Fiechtner das Wort.

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, sehr verehrte Damen, sehr geehrte Herren! 
Wenn ein Student ins Kino geht, muss er seinen Studenten-
ausweis vorzeigen, um eine Reduzierung des Eintrittspreises 
zu erlangen. 

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Das hilft bei dir nimmer!)

Wenn ein Behinderter auf einem Behindertenparkplatz parkt, 
muss er einen Behindertenausweis haben. Wenn man Tabak 
oder Alkohol kaufen will, muss man sein Alter nachweisen. 
Das alles ist für uns sehr selbstverständlich. 

Geht es jedoch um den Altersnachweis bei UMAs, ist die Dis-
kussion groß. Dabei sollten wir alle ein gesteigertes Interesse 
an einer korrekten Altersfeststellung haben; denn UMAs un-
terliegen nicht nur einem besonderen Schutz, sondern sie er-
halten auch spezielle Fördermaßnahmen. 

Die Kleine Anfrage des Kollegen Lorek hat bereits gezeigt, 
wie viele UMAs wir in Baden-Württemberg haben. Dadurch 
wird erst klar, wie schwierig es ist, sämtlichen UMAs gerecht 
zu werden. Gerade darum ist es so wichtig, zu überprüfen, ob 
auch tatsächlich jeder ein Anrecht auf die Fördermaßnahmen 
hat. 

(Abg. Anton Baron AfD: So ist es!)

Für mich ist gerade auch im Hinblick auf die BAMF-Affäre 
eine reine Inaugenscheinnahme zur Altersfeststellung nicht 
ausreichend. Natürlich kann man einen Zehnjährigen von ei-
nem 20-Jährigen unterscheiden, aber ich würde nicht meine 
Hand darauf verwetten, richtig zu erraten, ob jemand nun 16 
oder 20 Jahre alt ist. Das hat schon einmal nicht geklappt. 

Natürlich verstehe ich, dass Nichtmediziner Angst vor den 
möglichen Folgen von Röntgenstrahlen haben. Leider waren 
nur wenige von Ihnen beim Europäischen Polizeikongress in 
Berlin. Dort wurde ein Gerät vorgestellt, welches anhand ei-
ner Kamera das Alter erkennen kann. Schon heute wird es ak-
tiv bei Spielhallen eingesetzt. 

Für mich wäre eine solche Altersüberprüfung genauso denk-
bar wie die Röntgenüberprüfung. Für mich ist klar: Wir brau-
chen zwingend die Altersüberprüfung und zwingend die Mit-
wirkung der Betroffenen, allein schon, um die wirklich Be-
dürftigen zu fördern. 

Präsidentin Muhterem Aras: Ich erteile Herrn Abg. Dr. Ge-
deon das Wort.

(Abg. Rainer Hinderer SPD: Es geht immer noch 
schlimmer! – Gegenruf des Abg. Dr. Hans-Ulrich 

Rülke FDP/DVP: Da herrschen keine Zweifel!)

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Herr Lucha, die Grünen haben die 
Heimat entdeckt. Aber Ihre Heimatrede ist geeignet für das 
Weihnachtsfest im Kreis Ihrer Familie, sofern Sie eine haben. 
Verschonen Sie uns aber bitte hier im Parlament mit solchen 
Pseudoemotionen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf des Abg. 
Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE)

Herr Lasotta, 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Sie haben den Na-
men falsch betont!)

Sie sagen, Deutschland vollbringe mit der Aufnahme von 
Flüchtlingen eine große Leistung.

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Humanitäre Leis-
tung!)

– Eine große humanitäre Leistung.

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Genau!)

Ich sage Ihnen: Im günstigsten Fall begeht Deutschland mit 
dieser Politik eine große Dummheit und im ungünstigsten Fall 
einen Akt der Selbstvernichtung. 

(Beifall bei der AfD – Abg. Rainer Hinderer SPD: 
Beifall bei der AfD!)

Herr Rülke, Sie sagen, Veränderung tue not. Richtig! Aber 
nicht erst seit jetzt, sondern spätestens seit 2015, und die gan-
ze Zeit haben Sie nichts gemacht, insbesondere nicht den hier-
zu gestellten Antrag der AfD unterstützt. Dennoch unterstüt-
ze ich die Resolution bzw. den Antrag der FDP/DVP, weil er 
im Kern richtig ist. 

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Das wird 
die FDP/DVP freuen!)

Vor allem der Begriff „Beweislastumkehr“ ist das entschei-
dende Moment in diesem Antrag. Auch der Weg über den 
Bundesrat ist richtig. 

Aber es fehlt natürlich ein entscheidender Punkt: Das ist die 
Sanktionierung. Meine Damen und Herren, eine falsche Al-
tersangabe im Asylverfahren ist ein Betrug, ein schwerer Be-
trug. Das ist kein Bagatelldelikt; das muss entsprechend sank-
tioniert werden.

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Wird es 
doch!)

Die entsprechende Sanktionierung ist die Abschiebung. Wer 
eine falsche Altersangabe macht, hat seinen Anspruch auf Asyl 
verwirkt.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf von der 
AfD: Bravo!)



3814

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 64. Sitzung – Mittwoch, 13. Juni 2018
(Dr. Wolfgang Gedeon) 

Wenn Sie jedem Flüchtling bei der Befragung klar sagen: 
„Wenn du jetzt eine falsche Angabe machst und es nachge-
wiesen wird, dass sie nicht richtig ist, dann hast du sofort dein 
Asylrecht verwirkt“, dann werden Sie mal sehen, wie viel 
mehr wahre Altersbestimmungen allein hierdurch erreicht 
werden.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Abg. Daniel An-
dreas Lede Abal GRÜNE: Was machen Sie denn mit 
den UMAs, die gar keinen Asylantrag gestellt ha-

ben?)

Wenn wir also einen Antrag im Bundesrat stellen, dann soll-
ten wir endlich Nägel mit Köpfen machen und nicht nur die 
Beweislastumkehr einführen, sondern auch eine strenge Sank-
tionierung, also eine Abschiebung im Betrugsfall.

Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Landesregierung Herr 
Minister Strobl, bitte.

(Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Schon wieder 
das letzte Wort? – Abg. Reinhold Gall SPD: Unglaub-

lich!)

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Das System der Altersfeststellung bei unbegleiteten 
minderjährigen Ausländern, sogenannten UMAs, hat nicht zu-
verlässig funktioniert. 

(Beifall des Abg. Daniel Rottmann AfD)

Als ich nach gewissen Ereignissen in Mannheim den Hinweis 
gegeben habe, man möge erst einmal prüfen, ob die dortigen 
UMAs auch tatsächlich UMAs sind, gab es große und zahl-
reiche Proteste.

(Abg. Anton Baron AfD: Zahlen! Zahlen!)

Inzwischen haben wir bei 19 angeblich minderjährigen Tat-
verdächtigen durch das Landeskriminalamt sogenannte Per-
sonenfeststellungsverfahren durchführen lassen. Bei einem 
dieser 19 Fälle hat es sich um einen unbegleiteten minderjäh-
rigen Ausländer gehandelt, in 18 Fällen waren es volljährige 
Tatverdächtige. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Was heißt 
das? – Zurufe von der AfD) 

– Das heißt, dass dieses System nicht funktioniert. 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Und das stellen Sie 
jetzt fest?)

Damit das ganz klar ist, Herr Dr. Rülke: Ich habe null Ver-
ständnis dafür, dass jemand in diesem Land um Schutz nach-
sucht, aber als Erstes diesen Staat betrügt und belügt. 

(Zurufe von der AfD) 

Deswegen sehen wir nicht tatenlos zu,

(Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Das hat sich bei 
Herrn Lucha aber anders angehört!)

sondern werden es ändern. 

(Abg. Anton Baron AfD: Was ist mit den anderen pas-
siert?)

Darauf hat ja auch der Kollege Lucha hingewiesen. 

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der AfD, u. a.: 
Skandal!)

Verehrter Herr Abg. Dr. Rülke, es braucht Ihrer nicht.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Ja, ja!)

Ich kann Ihnen das Datum sagen, wann ich mich mit dem Kol-
legen Lucha verständigt habe.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Gestern!)

Es war der 17. April gewesen. Es war im Übrigen, wenn mei-
ne Erinnerung richtig ist, noch – so, wie wir es uns vorgenom-
men haben – vor Pfingsten gewesen. 

(Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Heute Morgen 
stand es in der Zeitung!)

Das setzen wir jetzt auch Stück für Stück um. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Machen, 
nicht schwätzen!)

Zwei Punkte sind dabei wichtig. Erstens: Diejenigen, die be-
haupten, unbegleitete minderjährige Flüchtlinge zu sein, wer-
den von den örtlichen Jugendämtern unverzüglich in das An-
kunftszentrum nach Heidelberg verbracht. Dort haben wir 
bundesweit eine herausragende Expertise, was Identität und 
Altersfeststellung angeht, und im Zweifel schaffen wir das 
auch in den allermeisten Fällen an einem Tag. Diese Zentra-
lisierung und Bündelung sind ein entscheidender Punkt, und 
vor allem ist entscheidend, dass ab diesem Zeitpunkt für alle 
Behörden in diesem Land das Alter und die Identität allge-
mein verbindlich feststehen. Das ist ein entscheidender Fort-
schritt, den wir miteinander vereinbart haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Zuruf des Abg. 
Anton Baron AfD)

Zum Zweiten haben wir uns auch darauf verständigt, dass es 
in Zweifelsfällen die Möglichkeit der medizinischen Unter-
suchung gibt. Das lässt sich in Heidelberg in besonders guter 
Art und Weise darstellen. Wir haben uns auch darauf verstän-
digt, dass es bei denjenigen, die nicht mitwirken, die Regel-
vermutung gibt, dass sie volljährig sind. Wir gehen also da-
von aus, dass sie volljährig sind. Ich sehe im Übrigen keine 
Rechtsprobleme,

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Da gibt es 
entsprechende Urteile!)

genauso wenig wie in Hamburg und wie im Saarland Rechts-
probleme gesehen werden, Herr Abg. Rülke. Wir werden im 
Übrigen das, was zu ändern ist, im Zweifel auch auf der Bun-
desebene ändern.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
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Das ist auch in der Koalition so vereinbart. Aber so, wie es in 
Hamburg gemacht wird, so, wie es im Saarland gemacht wird, 
so, wie es in anderen Bundesländern unbeanstandet gemacht 
wird, werden wir es jetzt auch in Baden-Württemberg machen. 
In der Sache kann das ja auch nur in Ihrem Sinn sein. Wir sind 
schon etwas länger unterwegs. Der Initiative der FDP/DVP 
hätte es nicht bedurft. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, mir 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung des 
Antrags Drucksache 16/3777 (Geänderte Fassung). Abschnitt I 
des Antrags ist ein Berichtsantrag und kann für erledigt erklärt 
werden. – Sie stimmen zu. Vielen Dank.

Abschnitt II des Antrags ist ein Beschlussteil, der ein Hand-
lungsersuchen an die Regierung enthält. Die Fraktion der 
FDP/DVP hat mitgeteilt, dass Abstimmung über Abschnitt II 
gewünscht ist. Wer Abschnitt II zustimmt, den bitte ich nun 
um das Handzeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Ab-
schnitt II ist damit mehrheitlich abgelehnt.

Punkt 2 der Tagesordnung ist erledigt.

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf:

Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion der AfD 
– Gesetz zur Stärkung der direkten Demokratie in der Ver-
fassung des Landes Baden-Württemberg (Demokratiestär-
kungsgesetz) – Drucksache 16/3484

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses – Drucksache 16/4187

Berichterstatter: Abg. Dr. Bernhard Lasotta 

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Allge-
meine Aussprache eine Redezeit von fünf Minuten je Frakti-
on festgelegt. 

In der Allgemeinen Aussprache erteile ich das Wort für die 
Fraktion GRÜNE Frau Abg. Erikli.

Abg. Nese Erikli GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Demokratie lebt von 
Mitbestimmung. Bürgerbeteiligung und direkte Demokratie 
sind für eine moderne, selbstbestimmte Gesellschaft unent-
behrlich. Die Menschen sollen sich in politische Entscheidun-
gen direkt einbringen können.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Die Einbeziehung hat viele Funktionen: Sie bereichert politi-
sche Entscheidungen, sie versachlicht Entscheidungen, sie er-
höht die Akzeptanz, sie schafft Transparenz, und ich würde 
sogar sagen: Ohne Bürgerbeteiligung ist es in manchen Be-
reichen nicht mehr möglich, Gesetze oder größere Vorhaben 
auf den Weg zu bringen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen) 

Es gehört zur grünen Gründungs-DNA, Bürgerinnen und Bür-
ger umfassend in die Willensbildung einzubeziehen und staat-
liches Handeln 

(Zuruf von der AfD: Davon habt ihr euch schon ver-
abschiedet!)

so bürgernah und transparent wie möglich zu gestalten. Da-
her war es eines der großen erklärten Ziele im Jahr 2011, ei-
ne neue Kultur zu etablieren. Von der Hinterzimmerpolitik 
wollten wir den Wechsel zu einer Politik des Gehörtwerdens 
schaffen.

(Abg. Dr. Rainer Podeswa AfD: Ist aber nicht gelun-
gen!)

Ich würde sagen, dass diese damalige interfraktionelle Initia-
tive geglückt ist. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Denn wir haben in den letzten Jahren eine rasante Entwick-
lung genommen. Das betrifft nicht nur die Einführung und Er-
leichterung direktdemokratischer Elemente; das betrifft viele 
Formen der Bürgerbeteiligung. In Baden-Württemberg wur-
den im Jahr 2017 ca. 50 Bürgerbegehren auf kommunaler Ebe-
ne beantragt; 2016 waren es sogar über 80.

(Abg. Stefan Räpple AfD: Das ist langsam!)

Daran sehen Sie, die Reform wirkt. Bürgerinnen und Bürger 
können in Baden-Württemberg mitentscheiden. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
sowie des Abg. Andreas Kenner SPD)

Die Erste Beratung Ihres sogenannten Demokratiestärkungs-
gesetzes in der letzten Woche hat hingegen noch einmal deut-
lich gezeigt: Ihr Gesetzentwurf ist unverantwortlich, unaus-
gegoren und verfassungsrechtlich äußerst fragwürdig. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
– Lachen bei der AfD – Abg. Stefan Räpple AfD: Das 
ist doch lächerlich! So ein Blödsinn! – Weitere Zuru-

fe von der AfD)

– Hören Sie auf, immer reinzubrüllen; hören Sie lieber zu. 

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Haben Sie auch Argumen-
te?)

Die vorgesehenen Änderungen können in dem von Ihnen vor-
gesehenen Zusammenspiel nicht funktionieren. Sie destabili-
sieren das politische System – mit schwer voraussehbaren 
Konsequenzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
– Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Unsere Demokratie würde durch Ihren Entwurf geschwächt. 
Denn ein durch eine Volksabstimmung zustande gekomme-
nes Gesetz muss grundsätzlich von einer Mehrheit unterstützt 
werden. Andernfalls gibt es maßgebliche Zweifel an der Le-
gitimation eines Gesetzes. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)
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Auf genau diesen Zustand steuert aber Ihr Gesetzentwurf hin. 
Die Handlungsfähigkeit unseres Landes wäre dadurch aller 
Voraussicht nach maßgeblich beeinträchtigt. 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Nein!)

Der Entwurf führt also vor allem dazu, dass Partikularinter-
essen durchgesetzt werden können. Ich hatte es bereits in der 
ersten Lesung gesagt: Das Ganze gipfelt dann darin, dass 
selbst Verfassungsänderungen durch eine sehr kleine Zahl von 
abstimmenden Bürgerinnen und Bürgern möglich werden sol-
len. 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Ja, was ist denn hier? Die 
Abgeordneten sind doch viel weniger!)

Hier sind die Voraussetzungen viel zu niedrig. 

Man sieht also: Die AfD biegt sich die Wahrheit so hin, wie 
es ihr gerade passt. Wie Staatsrätin Gisela Erler in ihrer Rede 
schon erwähnt hat, werden bei Ihnen gern mal Teile der Lan-
desverfassung vergessen. Artikel 25 Absatz 1 der Landesver-
fassung sagt: 

Die Staatsgewalt geht vom Volke aus.

(Vereinzelt Beifall – Zurufe von der AfD: Genau!)

Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen 

(Zurufe von der AfD: „Und Abstimmungen“!)

und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der voll-
ziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt. 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Das haben wir ja!)

Deshalb setzen wir uns für eine repräsentative Demokratie mit 
nachhaltigen direktdemokratischen Elementen ein, so, wie sie 
in unserer Verfassung auch steht. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

An dieser Stelle verrate ich Ihnen eines: Ähnlich definiert üb-
rigens auch Ihr Lieblingsvorbild, die Schweiz, das Verhältnis 
von direkter und repräsentativer Demokratie. 

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Das hat 
Herr Räpple bis heute nicht verstanden! – Gegenruf 

des Abg. Reinhold Gall SPD: Nicht nur das!)

Für uns ist wichtig, dass die Bürgerinnen und Bürger nicht nur 
bei Wahlen und Abstimmungen in den politischen Prozess ein-
gebunden werden. Genauso wichtig ist nämlich, dass die Be-
völkerung schon beim Entstehen eines Gesetzes Mitsprache-
rechte hat. Die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger lässt 
sich nicht nur an den durchgeführten Volksentscheiden bemes-
sen. Jede fünfte Initiative wird schon im Vorfeld vom Parla-
ment übernommen. Insgesamt sind damit 30 % aller eingelei-
teten Verfahren in der Sache ganz oder teilweise erfolgreich. 

Zum Schluss meines Beitrags möchte ich noch einmal kurz 
auf die Vielzahl der Ablehnungsempfehlungen bezüglich Ih-
res sogenannten Demokratiestärkungsgesetzes eingehen. Vie-
le Institutionen haben sich gegen Ihren Entwurf ausgespro-
chen, beispielsweise der Landkreistag, der Städtetag, der Ge-
meindetag und nicht zuletzt sogar „Mehr Demokratie e. V.“. 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Her-
ren, diesen Empfehlungen schließe ich mich gern an. Denn 
wir haben bereits in der letzten Legislatur interfraktionell Ver-
besserungen der direkten Demokratie erarbeitet, und dieser 
gemeinsame Beschluss überzeugt. 

(Widerspruch bei der AfD)

Außerdem bringt Staatsrätin Gisela Erler u. a. mit Bürgerfo-
ren ... 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Frau Abgeordnete, beach-
ten Sie bitte die Redezeit. 

Abg. Nese Erikli GRÜNE: ... und dem Beteiligungsportal die 
Bürgerbeteiligung voran. 

Ein letzter Satz: Ich plädiere für die Umbenennung Ihres so-
genannten Demokratiestärkungsgesetzes. Ich würde es De-
mokratieschwächungsgesetz nennen; 

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Das sind jetzt zwei Sätze! 
Mit Zählen haben es die Grünen nicht so!)

denn nichts anderes ist es. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das Wort hat Herr Abg. 
Dr. Scheffold. 

Abg. Dr. Stefan Scheffold CDU: Frau Präsidentin, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir haben vor einer Woche 
schon ausführlich über dieses Thema miteinander debattiert. 
Ich schließe mich weitgehend dem an, was meine Vorredne-
rin bereits gesagt hat, und kann das unterstützen. Wir werden 
diesem Gesetzentwurf selbstverständlich nicht zustimmen. 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Hätte auch keiner erwar-
tet!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Dr. Scheffold, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage von Herrn – –

Abg. Dr. Stefan Scheffold CDU: Bitte schön.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Entschuldigung, das war 
keine Zwischenfrage.

Abg. Dr. Stefan Scheffold CDU: Dann fahre ich fort, Frau 
Präsidentin. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Das ist ei-
ne Möglichkeit!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Bitte, ja.

Abg. Dr. Stefan Scheffold CDU: Wir haben letzte Woche da-
rüber gesprochen, dass unsere Demokratie auf dem Funda-
ment der repräsentativen Demokratie basiert. Selbstverständ-
lich muss man darüber nachdenken, wie man direktdemokra-
tische Elemente einbauen kann. Das haben wir in der letzten 
Legislaturperiode mit allen Fraktionen gemeinsam getan und 
haben einen Gesetzentwurf eingebracht. 

(Abg. Anton Baron AfD: Hat aber nichts gebracht!) 
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Jetzt schon wieder Veränderungen an diesem Gesetz anbrin-
gen zu wollen – zumal in marginaler Form – ist völlig ver-
fehlt. 

Der entscheidende Punkt ist für mich folgender: Die Demo-
kratie wird nicht dadurch gestärkt, dass man ständig neue, zu-
dem gegebenenfalls nur marginale Erweiterungen beschließt. 

(Abg. Emil Sänze AfD: Marginal?)

Demokratie wird dadurch gestärkt, dass man versucht, ge-
meinsam in einer Gesellschaft zu leben. Dazu gehört, dass 
man sich auch entsprechend verhält. Ihre obersten Repräsen-
tanten vertreten in dieser Gesellschaft ständig extreme Posi-
tionen.

(Abg. Stefan Räpple AfD: Was ist mit Ihrer Reprä-
sentantin? Mutti Merkel, was macht die?)

Wenn Sie so weitermachen – das sage ich Ihnen – und sich 
davon nicht distanzieren, 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Sie distanzieren sich auch 
nicht von Frau Merkel!)

dann werden Sie hier immer am Rand sitzen, stehen und sein 
müssen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen 
sowie des Abg. Sascha Binder SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die AfD-Fraktion hat 
Herr Abg. Sänze das Wort. 

(Unruhe bei der AfD)

Ich denke, die anderen Mitglieder der Fraktion haben ihr Re-
derecht damit auf den Kollegen Sänze delegiert. 

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Abg. Anton Ba-
ron AfD: Sie wissen ja, Zwischenrufe sind erlaubt! – 

Zuruf von der AfD: Wir sind im Parlament!)

– Ja, einzelne. – Sie haben das Wort, Herr Sänze.

Abg. Emil Sänze AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, geehr-
te Damen und Herren! Die AfD-Fraktion hat das hier in Zwei-
ter Beratung zur Debatte stehende Demokratiestärkungsge-
setz in der Absicht eingebracht, die politischen Verhältnisse 
nun endlich wieder vom Kopf auf die Füße zu stellen. Die le-
diglich symbolischen und für den Bürger nicht praktikablen 
Elemente der direkten Demokratie in der Landesverfassung 
sollen durch Absenkung der Hürden praktikabel gemacht und 
erweitert werden. 

Zu der Frage, ob der Wegfall der Abstimmungsquoren für die 
Volksabstimmung undemokratisch sei: Nein, das ist er nicht, 
mitnichten. Sie behaupten, die Abschaffung von Abstimmungs-
quoren verstoße gegen das Demokratiegebot des Grundgeset-
zes. Das ist schon eine ziemliche Unverschämtheit. Wer kann 
sich denn anmaßen, festzulegen, ab welchem Schwellenwert 
ein Volksvotum gültig ist?

(Beifall bei der AfD und des Abg. Dr. Wolfgang Ge-
deon [fraktionslos])

Hier entlarven Sie sich nur selbst als Antidemokraten. Wer 
sich mit einer derartigen Arroganz der Macht über den eigent-
lichen Auftraggeber erhebt, macht deutlich, was er in Wahr-
heit vom Bürger hält: ein Statist, ein Untertan. 

(Beifall bei der AfD)

Bedroht unser Entwurf den Minderheitenschutz? Minderhei-
ten sind nach Artikel 3 des Grundgesetzes geschützt. Eine Ver-
fassungsbeschwerde gegen direktdemokratisch beschlossene 
Diskriminierungsakte bleibt Betroffenen weiterhin unbenom-
men. 

Ich erinnere daran: Ohne Zustimmung des Souveräns wurde 
die kulturelle Zusammensetzung der Bevölkerung durch ille-
gale Masseneinwanderung massiv verschoben. Dann dem ur-
sprünglichen Souverän seine Souveränität abzusprechen mit 
der Begründung, deren Ausübung würde eingewanderte Min-
derheiten diskriminieren, ist schon ziemlich schäbig.

(Beifall bei der AfD und des Abg. Dr. Wolfgang Ge-
deon [fraktionslos] – Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke 
FDP/DVP: Der Islam fehlt noch! – Zuruf des Abg. 

Sascha Binder SPD) 

Zur Senkung der Hürden für die direkte Demokratie und zur 
Stärkung der Partikularinteressen: Diese Frage kann ich deut-
lich verneinen. Nur weil Landtag und Regierung repräsenta-
tive Regierungsinstitutionen sind, heißt das noch lange nicht, 
dass in ihnen keine Partikularinteressen walten würden. Der 
Unterschied zum Volk liegt wohl nur darin, dass Partikularin-
teressen in der repräsentativen Demokratie, in repräsentativen 
Körperschaften besser getarnt sind. Genderlobby, Dieselzer-
störungslobby, Sozial- und Asylindustrie, Umweltlobby usw. 
– da könnten wir eine lange Liste führen. Die wahren Parti-
kularinteressen oder die Erfüllungsgehilfen sind doch hier zu 
finden – in diesem Hohen Haus – und nicht draußen.

(Beifall bei der AfD)

Zudem verweise ich auf die Partikularinteressen der politi-
schen Klasse an Pöstchen, Geldern, Status, die wegen fehlen-
der Transparenz und Machtbeschränkung von den etablierten 
Politikern in eigener Sache ungestört verfolgt werden.

Ich frage Sie weiter: Sind Volksabstimmungen zu finanziel-
len Fragen tatsächlich schon zulässig? Das scheint strittig zu 
sein. Es wird gern auf die Stuttgart-21-Abstimmung hinge-
wiesen, um zu belegen, dass die Baden-Württemberger gar 
keinen Finanzvorbehalt bei der Volksabstimmung hätten. So 
eindeutig ist die verfassungsrechtliche Lage aber nicht. Ich 
verweise hier nur auf das Gutachten von Kirchhof und Dol-
de. Demnach sei die Klausel in Artikel 60 der Landesverfas-
sung, dass über das Staatshaushaltsgesetz keine Volksabstim-
mung stattfinde, weit auszulegen. Alle Gesetze, die den Land-
tag zu einer Neuordnung des Gesamthaushalts zwängen, dürf-
ten nicht vom Volk beschlossen werden, weil dieses mit kom-
plexen Haushaltsfragen überfordert sei. Dies gelte sogar dann, 
wenn wir hier das Land zum Verzicht auf Ausgaben gezwun-
gen hätten.

Das Demokratiestärkungsgesetz schafft hier klare Verhältnis-
se und räumt den Bürgern Mitwirkung in finanz- und fiskal-
politischen Fragen ausdrücklich ein.

(Beifall bei der AfD)
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Abschließend will ich noch auf die Frage eingehen, ob das 
Verlangen der Gemeinden nach einer Volksabstimmung recht-
lich problematisch sei. Ich kann die mit dieser Frage verbun-
dene Hysterie überhaupt nicht nachvollziehen. Ich stelle fest: 
Die Gemeinden sind im Demokratiestärkungsgesetz überhaupt 
nicht als Gesetzgeber im engeren Sinn vorgesehen. Sie kön-
nen lediglich im Rahmen des fakultativen Referendums ver-
langen, dass ein vom Landtag beschlossenes Gesetz

(Zuruf des Abg. Dr. Stefan Scheffold CDU)

dem Volk zur Abstimmung vorgelegt wird. Gesetzgeber hier-
bei ist und bleibt der Landtag. Das Volk erhält das letzte Wort. 
Ich empfinde es geradezu als empörend, dass die Bundesge-
setzgebung dies zulässt, die Länder dort auch als Gebietskör-
perschaft agieren können, während es hier den Gemeinden 
verwehrt wird.

Ich komme zum Schluss. Die durchgängige Ablehnung unse-
res Gesetzentwurfs bei den anderen Fraktionen ist symptoma-
tisch für Ihr Machtkartell der politischen Klasse,

(Zuruf des Abg. Wolfgang Drexler SPD) 

das alles dafür tut, die erworbenen Privilegien und die Berei-
cherungsmöglichkeiten in den Händen zu behalten, und das 
direktdemokratische Reformen scheut wie der Teufel das 
Weihwasser.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Bereicherungsmöglichkei-
ten! Da wäre ich in Ihrer Partei einmal vorsichtig! Da 
springen ja jede Menge herum, die sich bereichern!)

Das zeigt sich bei der Positionierung in der Tagesordnung, 
und das zeigt sich auch bei der Beratung im Ständigen Aus-
schuss. Sie haben kein Interesse am Volk, nur am Machter-
halt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD und des Abg. Dr. Wolfgang Ge-
deon [fraktionslos])

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die SPD-Fraktion hat 
Herr Abg. Binder das Wort.

Abg. Sascha Binder SPD: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wir haben uns in der ersten Lesung sehr 
ausführlich, wie ich meine, über diesen Gesetzentwurf unter-
halten – in der Ersten Beratung, dann im Ständigen Ausschuss. 
Ich habe allerdings nicht den Eindruck, dass das, was die üb-
rigen Fraktionen und, wie ich finde, auch die Staatsrätin in 
sehr eindrucksvoller Form bei der Ersten Beratung gesagt ha-
ben, bei Ihnen in irgendeiner Weise angekommen ist. 

Es geht nicht darum, dass es hier irgendwelche Machtkartel-
le oder Ähnliches gäbe.

(Zurufe von der AfD: Nein! – Abg. Udo Stein AfD: 
Siehe Verfassungsgerichtshof!)

Es geht einfach nur darum, dass neben meiner Fraktion auch 
andere Fraktionen diesen Gesetzentwurf als schlecht, als nicht 
förderlich für die Demokratie in Baden-Württemberg empfin-
den. Deshalb lehnen wir den Gesetzentwurf ab. Sie haben kei-
nerlei Änderungen an dem Entwurf vorgenommen, keinerlei 

Punkte aufgenommen, die bei der Ersten Beratung und im 
Ständigen Ausschuss noch einmal zu bedenken gegeben wor-
den sind.

(Zuruf von der AfD)

Deshalb: Wenn Sie Mehrheiten wollen, dürfen Sie nicht sol-
che Gesetzentwürfe vorlegen.

Zu einem Zwischenruf des Herrn Räpple, der sinngemäß sag-
te: „Die Abgeordneten sind ja weniger als das Volk“: Wer sol-
che Ausdrücke verwendet und wer so etwas sagt, sollte sich 
tatsächlich noch einmal mit der Form der Demokratie ausei-
nandersetzen.

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP) 

Wir lehnen den Gesetzentwurf aus voller Überzeugung ab.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grünen 
und der CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Dr. Goll für die 
FDP/DVP-Fraktion, bitte.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Der Kollege Binder hat ja schon da-
rauf hingewiesen, dass wir bereits ausführlich über diesen Ge-
setzentwurf diskutiert haben.

(Zurufe von der AfD, u. a. Abg. Bernd Gögel: Wo?)

– In der ersten Lesung.

(Abg. Bernd Gögel AfD: Im Ausschuss?)

– Nein, in der ersten Lesung.

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Im Ausschuss haben Sie 
geschwiegen!)

In der ersten Lesung haben wir ausführlich darüber geredet.

(Zuruf des Abg. Emil Sänze AfD) 

Der Kollege Binder hat auch schon Ihren absurden Vorwurf 
widerlegt, dass wir uns hätten absprechen müssen, um diesen 
Vorschlag abzulehnen. Das brauchen wir, ehrlich gesagt, gar 
nicht.

(Zuruf von der AfD: Das ist klar! – Weitere Zurufe 
von der AfD – Gegenruf der Abg. Nese Erikli GRÜ-
NE: Ruhe! – Zuruf des Abg. Dr. Timm Kern FDP/

DVP)

– Sie können ruhig weiter dazwischenrufen; ich höre sowie-
so nicht hin. – Insofern möchte ich mich kurzfassen. Auf dem 
Deckblatt zu diesem Gesetzentwurf der AfD könnte bei „Al-
ternativen“ stehen: „Beibehaltung des bisherigen befriedigen-
den Zustands.“ Genau das wollen wir, und deswegen werden 
wir den Gesetzentwurf auch ablehnen. 

(Beifall bei der FDP/DVP, den Grünen und der SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Vielen Dank. – Für die 
Regierung spricht Frau Staatsrätin Erler.

(Abg. Bernd Gögel AfD: Sie ist die Einzige, die es 
verstanden hat und die es gelesen hat!)
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Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung Gi-
sela Erler: Frau Präsidentin, verehrte Kollegen und Kollegin-
nen Abgeordnete, Abgeordnetinnen! 

(Lachen bei der AfD)

Ich will jetzt nicht versuchen, meine Rede oder die anderer zu 
wiederholen. Ich möchte einmal versuchen, an dem heutigen 
Parlamentstag das Problem zu erläutern, das Sie hier eigent-
lich aufwerfen. Wir haben heute einen guten Parlamentstag. 
Wir haben Debatten zu zwei wirklich großen Problemen ge-
führt, Themen, zu denen es dicke Fragen gibt. Das gilt sowohl 
für die Altersfeststellung als auch für „ella“. Bei diesen The-
men gibt es Entwicklungen, neue Entscheidungsbedarfe. Wir 
haben hier mit sehr unterschiedlichen Positionen – überhaupt 
nicht einheitlich – diskutiert. Nicht nur die AfD hat andere Po-
sitionen vertreten, sondern auch die SPD, die FDP/DVP, die 
CDU, die Grünen haben das getan. Es waren bei allen Nuan-
cen da.

Es ist überhaupt nicht so, dass sich dieses Parlament ganz ein-
heitlich darstellt, sondern es ist ein Ort des demokratischen 
Diskurses. Das ist der Kern der Entscheidungsfindung von Po-
litik im Land, und das soll es bleiben. Darum lehnen wir Ih-
ren Gesetzentwurf ab.

(Beifall bei den Grünen, der SPD und der FDP/DVP 
sowie Abgeordneten der CDU)

Herr Sänze, nur am Rande – ich meine, man hat sich ja daran 
gewöhnt –: Überlegen Sie doch einmal. Sie reden hier von den 
Pfründen, den Privilegien, der Geldgier und von dem Kartell 
der Machtparteien.

(Zustimmung bei der AfD)

Das sind Ihre Kollegen. Die fahren alle durchs Land, die sind 
hier so fleißig wie Sie oder fleißiger. Das weiß ich nicht.

(Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Ich weiß es! – 
Zuruf von der AfD)

Die sind engagiert, die haben Positionen. 

Es wird nichts werden: Es ist Ihre Politik, Parlamente im Dis-
kurs zu diskreditieren, die Menschen, die da arbeiten, zu de-
nunzieren, gleichzeitig mit Ihrer Fraktion im Europaparlament 
für 400 000 € Champagner zu saufen 

(Heiterkeit und Beifall bei den Grünen, der CDU, der 
SPD und der FDP/DVP – Lachen bei Abgeordneten 

der AfD – Zuruf des Abg. Bernd Gögel AfD)

und sich hier als die Saubermänner zu präsentieren. 

Ich wiederhole jetzt nicht das, was alles gesagt worden ist. 

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Entschuldigung – –

Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung Gi-
sela Erler: Herr Räpple, ich würde gern einmal mit Ihnen 
auch in der Fraktion darüber diskutieren.

(Zuruf von den Grünen: Oh! – Unruhe – Glocke der 
Präsidentin)

Ihr Zwischenruf, den Herr Binder aufgegriffen hat, dass im 
Parlament nicht so viele Leute sitzen wie im Volk, zeigt in der 
Tat, dass Sie Demokratie grob missverstehen. Deswegen kann 
man sich darüber unterhalten. Wir lehnen diesen Gesetzent-
wurf ab.

Ein Nullquorum bedeutet doch z. B. beim Thema Altersfest-
stellung 

(Abg. Emil Sänze AfD: Das ist doch kein Nullquo-
rum!)

Folgendes – ich will es einmal an diesem Thema sagen –: Ge-
setzt den Fall, Ihre schöne neue Welt der Volksentscheide wä-
re da – ich weiß gar nicht, ob es zulässig wäre –, dann wür-
den Sie mit 80 000 Stimmen versuchen, einen Volksentscheid 
zur Altersfeststellung zu machen –

(Abg. Anton Baron AfD: Ja!)

mit Beweislastumkehr oder Abschiebung, 

(Zuruf von der AfD: Genau das!)

wenn gelogen wurde. – Genau. So ist es.

(Glocke der Präsidentin)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Entschuldigung, Frau 
Staatsrätin – –

Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung Gi-
sela Erler: Ich will Ihnen etwas sagen: Hier wurde sehr gut 
klar – Sie haben auch differenziert mitdiskutiert –, dass es da-
bei viele Problemdimensionen gibt. Aber wir brauchen eine 
Lösung, in der die Missetäter und Lügner – –

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Sehr geehrte Frau Staats-
rätin Erler, dürfen wir im parlamentarischen Prozess eine Zwi-
schenfrage zulassen?

Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung Gi-
sela Erler: Ja. Den Satz will ich aber noch fertig machen. 
Dann nehme ich eine Zwischenfrage entgegen.

Also: Wir wollen keinen Prozess, in dem alle UMAs denun-
ziert und verdächtigt werden, kriminell oder potenzielle Ter-
roristen oder weiß der Teufel was zu sein.

(Zuruf von der AfD: Wer sagt denn das?)

Wir wollen einen Prozess, in dem die Leute, die Missbrauch 
betreiben, ausgesondert werden. Meinetwegen kann man auch 
darüber diskutieren, ob sie abgeschoben werden. Aber wir 
wollen eine sachliche Diskussion.

(Zurufe der Abg. Dr. Heiner Merz und Emil Sänze 
AfD)

Als Alternative zu Ihrem Volksentscheid könnte ich mir dann 
vorstellen, dass man stattdessen ein Bürgerforum macht. Wenn 
Sie ein Bürgerforum mit allen Argumenten füttern, die heute 
hier gefallen sind, dann kommt, nehme ich an, nicht das her-
aus, was Sie sich wünschen,

(Unruhe bei der AfD)
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sondern ein differenziertes Votum von den Bürgerinnen und 
Bürgern.

Das war meine Stellungnahme. – Dann kommt die Frage.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Klos, bitte.

Abg. Rüdiger Klos AfD: Danke, Frau Staatsrätin Erler. – Sie 
haben eben gesagt, die Fraktion der AfD im Europäischen Par-
lament – –

Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung Gi-
sela Erler: Ihre Freunde. Ich weiß nicht.

(Abg. Dr. Heiner Merz AfD: Wissen Sie nicht mehr, 
was Sie reden?)

Abg. Rüdiger Klos AfD: Würden Sie bitte zur Kenntnis neh-
men ...

Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung Gi-
sela Erler: Ja.

Abg. Rüdiger Klos AfD: ... – das ist meine Frage –, dass es 
genau einen Abgeordneten der Alternative für Deutschland im 
Europaparlament gibt, 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Das ist genau ei-
ner zu viel!)

und das ist im Moment Professor Dr. Jörg Meuthen. Sie wol-
len doch nicht allen Ernstes hier offiziell die Tatsachenbehaup-
tung aufstellen, dass der für 400 000 € Verpflegungskosten 
verursacht hat?

(Lebhafte Unruhe – Abg. Daniel Andreas Lede Abal 
GRÜNE: Das hat sie gar nicht behauptet!)

Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung Gi-
sela Erler: Nein. Das ist eine klassische AfD-Verdrehung, wie 
Sie es gerade darstellen. Genau.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen, der CDU und 
der SPD – Lachen bei der AfD – Zuruf des Abg. Dr. 

Rainer Podeswa AfD)

Jeder weiß, worum es ging, und jeder weiß, wie Sie es ver-
dreht haben. Genau so wollen Sie Volksentscheide machen. 
Das ist das Problem mit Ihren Volksentscheiden.

(Beifall bei den Grünen, der CDU, der SPD und der 
FDP/DVP – Lachen bei der AfD – Glocke der Präsi-

dentin)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Frau Staatsrätin, möchten 
– – Mir liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor. Sehe 
ich das richtig? 

Dann kommen wir jetzt in der Zweiten Beratung zur  A b -
s t i m m u n g  über den Gesetzentwurf Drucksache 16/3484. 
Der Ständige Ausschuss empfiehlt Ihnen in der Beschlussemp-
fehlung Drucksache 16/4187, den Gesetzentwurf abzulehnen.

Ich bitte, damit einverstanden zu sein, dass ich den Gesetz-
entwurf im Ganzen zur Abstimmung stelle. – Sie sind damit 
einverstanden. 

Wer dem Gesetzentwurf der Fraktion der AfD, Drucksache 
16/3484, zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist der Gesetzentwurf 
mehrheitlich abgelehnt.

Damit ist Punkt 3 der Tagesordnung erledigt.

Wir treten in die Mittagspause ein. Wir finden uns dann um 
14:00 Uhr hier wieder ein.

(Unterbrechung der Sitzung: 12:52 Uhr)

*

(Wiederaufnahme der Sitzung: 14:00 Uhr)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, ich 
rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf:

Regierungsbefragung

Das erste Thema, gemeldet von der AfD-Fraktion, lautet: 

G e p l a n t e r  N a c h t r a g s h a u s h a l t  d e r  R e -
g i e r u n g

Wem darf ich das Wort erteilen? – Herr Abg. Dr. Podeswa, 
bitte.

Abg. Dr. Rainer Podeswa AfD: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Internati-
onale Studien und auch das Council on Clean Transportation 
zeigen auf, dass die größten Überschreitungen bei Dieselab-
gasen – über die gesetzlichen Vorgaben hinaus – durch fran-
zösische Hersteller, durch italienische Hersteller, durch japa-
nische Hersteller, durch koreanische Hersteller und, ja, auch 
durch amerikanische Hersteller erfolgen. Selbst Saubermann 
Toyota schneidet gegenüber allen deutschen Herstellern aus-
gesprochen mies ab. 

Trotzdem hat sich der Ministerpräsident in der gestrigen Lan-
despressekonferenz dazu entschlossen, die baden-württember-
gische Automobilindustrie wieder zu diskreditieren. „Dreck-
schleudern“ – so wörtlich –, diesen Begriff, Herr Ministerprä-
sident, kann ich nur als unverantwortlich, inkompetent und 
großmäulig bezeichnen. Der weltweite Schaden hinsichtlich 
des Vertrauens in die Automobilindustrie „Made in Baden-
Württemberg“ ist heute kaum noch wiedergutzumachen und 
wird Hunderttausende von Arbeitsplätzen gefährden. 

Ich frage die Landesregierung vor diesem Hintergrund: Ers-
tens: Welche Planung für einen Nachtragshaushalt gibt es, und 
welche Schwerpunkte wird die Landesregierung im Nach-
tragshaushalt setzen?

Zweitens: Welche Planung hat die Landesregierung für den 
realistisch zu erwartenden Fall von substanziellen Einbrüchen 
der Steuereinnahmen für den Haushalt?

Vielen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Abg. Anton Ba-
ron AfD: Sehr gut!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Landesregierung er-
teile ich das Wort Frau Staatssekretärin Dr. Splett.
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Ich wäre dankbar, wenn die Regierungsvertreter insgesamt die 
Antworten jeweils möglichst innerhalb von fünf Minuten ge-
ben würden; dann können mehr Fragen gestellt werden. – Vie-
len Dank.

Staatssekretärin Dr. Gisela Splett: Vielen Dank. Ich glau-
be, das schaffe ich. – Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Sehr geehrter Herr Abg. Podeswa, 
ich kriege jetzt Ihre Vorbemerkung mit den Fragen noch nicht 
so ganz zusammen. 

(Abg. Tobias Wald CDU: Ich auch nicht! Das kriegt 
keiner hin!)

Ich würde mich aber ganz gern auf die Fragen konzentrieren. 
Grundsätzlich gilt zu der Frage, ob und, wenn ja, wann ein 
Nachtragshaushalt aufgestellt wird: Ein Nachtragshaushalt 
wird dann aufgestellt, wenn zwingend notwendige Ausgaben 
anfallen, die nicht innerhalb des bestehenden Haushaltsplans 
getätigt werden können und zeitlich nicht bis zur Aufstellung 
des nächsten originären Haushaltsplans warten können. 

Im Moment sind wir in der Situation, dass alle Ausgaben und 
auch eventuelle geringfügige Mehrausgaben im Rahmen des 
Haushaltsvollzugs bezahlt werden können. Im Übrigen ist an-
zumerken, dass der Doppelhaushalt 2018/2019 ja erst seit we-
nigen Monaten in Kraft ist. Sollten sich Situationen ergeben, 
die es notwendig machen, einen Nachtragshaushalt aufzustel-
len, kommt das Finanzministerium diesbezüglich natürlich 
auf den Landtag zu. 

Zu Ihrer zweiten Frage, was passiert, wenn sich die Steuer-
einnahmen anders entwickeln, ist zu sagen: Es gab erst eine 
Mai-Steuerschätzung, die sehr positiv aussah. Wir werden im 
November die nächste Steuerschätzung haben. Natürlich gibt 
es in der geopolitischen Situation Dinge, die auch uns mit Be-
sorgnis erfüllen. Aber noch sehen die Steuerschätzungen, die 
Prognosen sehr gut aus, sodass sich auch daraus keine Not-
wendigkeiten ergeben, an dieser Stelle umzusteuern oder ei-
nen Nachtragshaushalt zu erstellen.

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Die nächste 
Wortmeldung – Moment, wir haben mehrere – stammt von 
der SPD-Fraktion. – Herr Abg. Hofelich, bitte. 

(Zuruf des Abg. Peter Hofelich SPD) 

– Ja, Sie sind jetzt dran. 

Abg. Peter Hofelich SPD: Frau Präsidentin, vielen Dank für 
die Gelegenheit zu einer Nachfrage. – Die Vorbemerkung und 
die eigentliche Frage, auf die wir uns hier auch vorbereitet 
hatten, kann ich so wie Sie, Frau Staatssekretärin, auch nur 
schwer zusammenbringen. Ich erkläre mir das allenfalls da-
durch, dass die Fraktion der AfD einen ganz harten keynesi-
anischen Ansatz des Deficitspending verfolgt, wenn etwas 
passiert. Das könnte ja sein, dass man zum Ausgleich viel 
Geld braucht. 

Meine eigentliche Frage ist jetzt aber die: Sie haben gerade 
eben erfreulicherweise noch einmal die Kriterien vorgetragen, 
wie ein Nachtragshaushalt zu begründen ist. Das war ja auch 
bereits in einem anderen Zusammenhang von der Ministerin 
zu hören. Sie haben das auch mit der Annahme verbunden, 
dass dafür derzeit nicht die Voraussetzungen vorliegen, dass 
dafür auch nichts in Planung ist. Das ist der Stand, den wir be-

kommen haben: Es gibt keine Planung für einen Nachtrags-
haushalt. 

Wie ist nun für uns im Parlament zu erklären, dass der Frak-
tionsvorsitzende der Grünen in einer Pressemitteilung oder in 
einem Pressegespräch erklärt hat, man wolle sich für einen 
Nachtragshaushalt sehr wohl schon jetzt ganz bestimmte Din-
ge überlegen, u. a. eben auch, wie das Thema Bildung ange-
gangen werden kann, wie die Kommunen unterstützt werden 
können. Gibt es aufseiten der Regierung und aufseiten der, 
wie Sie immer sagen, stärksten Regierungsfraktion – oder wie 
immer der Begriff lautete, den sich die Grünen da unisono 
vorgenommen haben – völlig unterschiedliche Wahrnehmun-
gen, ob die Voraussetzung für einen Nachtragshaushalt vor-
liegt?

Danke schön. 

Staatssekretärin Dr. Gisela Splett: Sehr geehrter Herr Ab-
geordneter, meine Erfahrung sagt mir, dass die grüne Land-
tagsfraktion immer sehr zukunftsorientiert denkt 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen – Lachen bei 
der SPD – Abg. Rainer Stickelberger SPD: Im Ge-

gensatz zu Ihnen!)

und sich insoweit natürlich auch darauf vorbereitet und inhalt-
lich Gedanken macht, was sie denn täte, wenn ein Nachtrags-
haushalt käme. Insoweit denke ich, dass die Dinge nicht aus-
einanderfallen. Vielmehr haben wir eben von Überlegungen 
gehört, welche Punkte der grünen Landtagsfraktion für den 
Fall, dass ein Nachtragshaushalt kommt, wichtig wären. 

Es ist ja auch nicht ausgeschlossen, dass ein Nachtragshaus-
halt kommt. Auch das zeigt die Erfahrung, dass bei Doppel-
haushalten in den zwei Jahren ihrer Geltungsdauer oft ein 
Nachtragshaushalt kam. Aber es gibt im Moment noch keinen 
konkreten Plan, keine konkrete Notwendigkeit und dement-
sprechend auch keinen Zeitplan. 

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Die nächste 
Wortmeldung habe ich von Herrn Abg. Dr. Aden. 

Abg. Dr. Gerhard Aden FDP/DVP: Sehr geehrte Frau Staats-
sekretärin, nachdem wir uns Gedanken über einen Nachtrags-
haushalt usw. gemacht haben, haben wir, die FDP/DVP, uns 
natürlich auch Gedanken dazu gemacht. Deswegen frage ich 
konkret: Welchen Zuschuss plant die Landesregierung in ei-
nem geplanten Nachtrag für 2018 und 2019 an die NECKAR-
PRI GmbH im Vergleich zum verabschiedeten Doppelhaus-
halt? 

(Lachen des Ministers Franz Untersteller)

Staatssekretärin Dr. Gisela Splett: Ich habe, glaube ich, jetzt 
schon ausgeführt: Es gibt noch keinen geplanten Nachtrags-
haushalt, weder zeitlich noch inhaltlich. Ganz grundsätzlich 
kann man dazu sagen: Wenn in diesem Jahr ein Nachtrags-
haushalt käme, wäre natürlich die Frage zu stellen, wie wir 
mit den Steuermehreinnahmen umgingen, die laut Mai-Steu-
erschätzung zu erwarten sind. Da wäre dann zu beachten, dass 
wir ja die Tilgungsverpflichtung gemäß der Verordnung zu 
§ 18 der Landeshaushaltsordnung haben. Da würde sich dann 
die Frage stellen, wie wir dieser Tilgungsverpflichtung nach-
kommen und welche Rolle da eventuell die NECKARPRI 
spielt. 
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Ich habe jetzt aber, glaube ich, ganz oft den Konjunktiv ver-
wendet. Wir sind jetzt in einer sehr spekulativen Fragestel-
lung, da wir ja noch nicht einmal wissen, ob und, wenn ja, 
wann ein Nachtragshaushalt kommt. 

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Die nächste 
Frage kommt von Herrn Abg. Stickelberger. 

Abg. Rainer Stickelberger SPD: Frau Staatssekretärin, Sie 
haben darauf hingewiesen, dass die grüne Fraktion zukunfts-
orientiert denkt. Ich darf aber daraus nicht den Schluss zie-
hen, dass Sie mit Ihrer Haushaltsabteilung nicht zukunftsge-
richtet denken. 

Aber meine Frage: Können Sie mir sagen, warum viele Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter im Finanzministerium schon 
seit Wochen mit der Vorbereitung für einen Nachtragshaus-
halt befasst sind, 

(Abg. Anton Baron AfD: Aha!)

obwohl bisher gar kein Nachtragshaushalt geplant ist? Das 
wäre meine erste Frage. 

Und die zweite Frage: Wir haben im Zuge der Beratungen des 
Doppelhaushalts festgestellt, dass wesentliche Punkte mit den 
kommunalen Landesverbänden noch nicht ausverhandelt sind. 
Wir wurden damals darauf hingewiesen, dass diese Verhand-
lungen noch im Gange seien. Das ist jetzt ein halbes Jahr her. 
Sind diese Verhandlungen mittlerweile abgeschlossen? Sie 
sind wohl nicht abgeschlossen, wie der Herr Verkehrsminis-
ter schon beiläufig erwähnt hat. Wie sieht es dann mit den fi-
nanzwirksamen Punkten aus, die da noch zu besprechen sind? 
U. a. geht es da um Schulbausanierungen, um Digitalisierung 
in den Schulen. Wir gehen davon aus, dass es insgesamt um 
mehrere Hundert Millionen Euro geht. Wie wollen Sie diese 
Ausgaben, die dann voraussichtlich in diesem Doppelhaus-
halt noch wirksam werden, etatisieren, wenn Sie keinen Nach-
tragshaushalt machen? Das würde mich interessieren.

Vielen Dank.

Staatssekretärin Dr. Gisela Splett: Vielen Dank für diese 
Frage, Herr Abg. Stickelberger. – Zunächst einmal gehen Tei-
le der Frage in die Richtung, ob wir eine Glaskugel haben. 
Wir haben keine, über die ich die Zukunft vorhersagen könn-
te.

Zu der Frage, warum in unserem Haus viele Mitarbeiter schon 
mit der Vorbereitung beschäftigt seien: Da wissen Sie unter 
Umständen mehr als ich. Ich weiß, dass wir immer eine flei-
ßige Haushaltsabteilung haben, die sich beispielsweise auch 
mit der Vorbereitung der heutigen Regierungsbefragung und 
in diesem Zusammenhang auch mit der Frage eines Nach-
tragshaushalts auseinandergesetzt hat. Aber es ist so, wie ich 
vorhin gesagt habe: Es gibt keine konkrete Planung, und es 
sind dafür im Moment auch keine Notwendigkeiten in Sicht. 

Hier möchte ich darauf hinweisen: Wofür gab es denn in der 
Vergangenheit, in früheren Jahren Nachtragshaushalte? Es wa-
ren immer große Brocken, die dazu geführt haben, dass wir 
einen Nachtragshaushalt gemacht haben. Beispielsweise bei 
dem zweiten Nachtragshaushalt 2015/2016 ging es um Aus-
gaben im Flüchtlingsbereich. In dem vorangegangenen Nach-
tragshaushalt, dem ersten Nachtragshaushalt 2015/2016, ging 

es um den Hochschulfinanzierungsvertrag. Bei dem Nach-
tragshaushalt 2014 ging es um die Umsetzung der Polizei-
strukturreform oder, wenn ich noch weiter zurückblicke, 2006 
beispielsweise um die Umsetzung der Verwaltungsstrukturre-
form. Das waren immer große Entscheidungen, die auch gro-
ße haushaltsmäßige Auswirkungen hatten, und diese haben in 
der Vergangenheit zu Nachtragshaushalten geführt.

Bezüglich der Frage, wie die Gespräche mit den Kommunen 
laufen: Ich habe bei den Haushaltsberatungen Ende letzten 
Jahres hier an dieser Stelle schon einmal über den Stand be-
richtet. Wir haben im Jahr 2016 in der Gemeinsamen Finanz-
kommission mit den Kommunen verhandelt und uns damals 
mit den Kommunen auf eine Vereinbarung über fünf Jahre ge-
einigt. 

Wir sind aber seit letztem Jahr im Gespräch zu verschiedenen 
Punkten. Es gibt einen Forderungskatalog vonseiten der Kom-
munen. Es gab im letzten Jahr seitens des Finanzministeriums 
schon Angebote zu verschiedenen Punkten. Aber es gab den 
Wunsch vonseiten der Kommunen, das Paket im Ganzen zu 
verhandeln und zu einem Abschluss zu bringen. Da sind wei-
terhin Fragen offen, und insoweit laufen die Gespräche noch 
in vertrauensvoller und konstruktiver Atmosphäre.

Wie wir mit dem Ergebnis dieser Gespräche umgehen, wer-
den wir dann sehen, wenn wir das Ergebnis der Gespräche 
kennen. Da stecken dann womöglich Dinge drin, die auch für 
den Haushalt von großer Relevanz sein werden. Die Frage ist 
aber, wann es haushaltswirksam werden würde, wenn man 
beispielsweise einen Pakt beschließt. Insoweit bitte ich ein-
fach darum, dass wir da einen Schritt nach dem anderen ge-
hen, die Gespräche jetzt zu einem guten Ende führen und dann 
schauen, welche Auswirkungen das für die Befassung des 
Landtags mit Haushaltsfragen haben wird.

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Die nächste 
Frage kommt von Herrn Abg. Wald.

Abg. Tobias Wald CDU: Sehr geehrte Frau Staatssekretärin! 
Mit dem Doppelhaushalt haben wir auch ein umfangreiches 
kommunales Sanierungspaket für Brücken und Schulen ver-
abschiedet. Wie bewerten Sie, Frau Staatssekretärin, und die 
Landesregierung inhaltlich die Forderungen der SPD-Oppo-
sition, in einem möglichen Nachtrag ein weiteres Investitions-
paket für Schulen und Krankenhäuser und einen Entlastungs-
anteil für Familien mit Kindern in kommunalen Investitionen 
im Umfang von 655 Millionen € zu veranschlagen?

Staatssekretärin Dr. Gisela Splett: Vielen Dank, Herr Ab-
geordneter. – Sie weisen zu Recht darauf hin, dass wir in der 
Vergangenheit schon Vereinbarungen mit den Kommunen ge-
troffen haben, die dafür sorgen, dass die Kommunen unter-
stützt werden, gerade im Bereich der Sanierung der kommu-
nalen Infrastruktur. Da sind auch im Doppelhaushalt deutlich 
mehr Mittel veranschlagt, als das damals, als wir die Verein-
barung Ende 2016 getroffen haben, absehbar war. Insoweit 
unterstützen wir die Kommunen schon gut.

Nichtsdestotrotz sind wir in Gesprächen darüber, welche wei-
teren Vereinbarungen mit den Kommunen zu treffen sind. Es 
wäre aber sicher zu früh, jetzt Zahlen zu benennen oder zu sa-
gen, für welchen Zeitraum welche Ausgaben unter Umstän-
den notwendig werden.
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Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Die nächste 
Frage kommt von Herrn Abg. Hofelich.

Abg. Peter Hofelich SPD: Vielen Dank, Frau Präsidentin. – 
Frau Staatssekretärin, wenn es so ist, wie Sie gerade in der 
Antwort auf die Frage des Kollegen Wald gesagt haben, dass 
Wesentliches, was von unserer Fraktion im investiven Bereich 
genannt worden ist, eigentlich schon aus dem laufenden Haus-
halt gedeckt ist oder jedenfalls angesprochen ist – das war ja 
gerade die Antwort –, und wenn es so ist, dass die Dinge, die 
einen Nachtragshaushalt auslösen – aus der Vergangenheit zi-
tiert –, immer ganz große Dinge sind – Sie haben die Polizei-
strukturreform etc. genannt –, dann würde für die Äußerung 
des Kollegen Schwarz die Grundlage fehlen. Dann wäre er 
kein Mann, der in die Zukunft schaut, sondern er wäre ein-
fach ein Fantast.

Vielleicht können Sie diesen Widerspruch noch einmal auf-
klären und können erläutern, was er gemeint haben kann. 

(Abg. Tobias Wald CDU: Da müssen Sie doch Herrn 
Kollegen Schwarz fragen!)

Nachdem Sie im Grunde genommen argumentativ die Lücke 
geschlossen haben, hat er gar keinen Bewegungsspielraum 
mehr für das, was er gesagt hat. 

Vielleicht können Sie – Kopfschütteln nützt in dieser Situati-
on wenig; das ist ein Widerspruch – auch einen Satz dazu sa-
gen, wie Sie, das Finanzministerium, aber auch die Landes-
regierung – vom Herrn Ministerpräsidenten hört man gele-
gentlich auch gewisse Töne – die aufkommende Diskussion 
in Deutschland bewerten, dass wir unterm Strich zu wenige 
öffentliche Investitionen haben und dass derzeit die öffentli-
chen Investitionen stärker unterstützt werden sollten? Um ei-
nem Missverständnis gleich vorzubeugen: Das müssen in ei-
ner überhitzten Situation nicht immer unbedingt Bauinvesti-
tionen sein. Ist aus Sicht des Finanzministeriums, das ja auch 
volkswirtschaftliche Expertise hat, momentan die Zeit für 
mehr öffentliche Investitionen? 

Staatssekretärin Dr. Gisela Splett: Vielen Dank. – Ich sehe 
erst einmal keinen Widerspruch zwischen dem, was ich vor-
hin ausgeführt habe, und den zukunftweisenden Überlegun-
gen der grünen Landtagsfraktion. Daraus, dass es keinen Zeit-
plan für einen Nachtragshaushalt gibt, ist ja im Gegenzug 
nicht abzuleiten, dass es in keinem Fall einen geben wird.

(Abg. Peter Hofelich SPD: Es geht um die Argumen-
te!)

Das ist von Ihnen spannend zusammengesetzt. Das kann ich 
so nicht nachvollziehen.

Zur Frage der Investitionen haben wir uns an dieser Stelle 
auch schon ausgetauscht. Ich habe schon mehrfach versucht, 
deutlich zu machen, dass wir durch die Haushaltspolitik, die 
wir verfolgen, und insbesondere auch durch unseren Umgang 
mit der Tilgungsverpflichtung die Weichen so gestellt haben, 
dass tatsächlich investiert wird. Wir haben die Kommunen mit 
dem Sanierungsprogramm unterstützt – das hat Herr Abg. 
Wald angesprochen. Die können jetzt investieren. Das findet 
statt.

Wir haben gleichzeitig die Bereiche Landesgebäude, Landes-
straßen in diesem Doppelhaushalt sehr gut bedient, sodass 
auch in diesen Bereichen die Investitionen ansteigen. Das 
heißt, wir erfüllen genau die Forderungen, die wir hier auch 
schon mehrfach erwähnt haben. 

Dass es Zeit für öffentliche Investitionen ist, das sehen wir 
auch so. Aber genau das sehen wir mit unserer Haushaltspo-
litik und mit dem Doppelhaushalt 2018/2019 in bester Weise 
umgesetzt. 

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Ich sehe keine 
weiteren Wortmeldungen zu diesem Themenkomplex. – Dan-
ke schön, Frau Staatssekretärin.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Dann rufe ich das zweite Thema auf, beantragt bzw. gemel-
det von der Fraktion GRÜNE:

V V S - T a r i f z o n e n - R e f o r m

Herr Abg. Renkonen, bitte.

Abg. Daniel Renkonen GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Am Freitag war 
in gewisser Weise ein besonderer Tag, denn der Verkehrs- und 
Tarifverbund Stuttgart hat bekannt gegeben, dass er die größ-
te Tarifreform in seiner Geschichte vollziehen will, und zwar 
ab dem Jahr 2019, genauer: ab dem 1. April 2019. Beteiligt 
ist nicht nur der VVS, sondern beteiligt sind auch die Träger, 
also die Stadt Stuttgart, die umliegenden Landkreise, das Land 
und der Verband Region Stuttgart. Das soll die größte Reform 
sein, um Tickets im öffentlichen Personennahverkehr billiger 
zu machen, und zwar sowohl für S-Bahnen als auch für Bus-
se. Das Land Baden-Württemberg hat explizit betont, dass es 
diese Maßnahme als eine Maßnahme im Zusammenhang mit 
der Luftreinhaltung betrachtet. 

Ich habe daher folgende Nachfrage an unsere Landesregie-
rung: Was hat das Land bewogen, sich mit rund 42 Millio-
nen € an dieser Tarifreform zu beteiligen?

Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung erteile ich Herrn Minister Hermann das Wort.

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Vielen Dank für 
die Frage, Herr Abg. Renkonen. – Wir, das Land, wollen – 
und das schon länger – dazu beitragen, dass die Menschen auf 
den öffentlichen Verkehr umsteigen können. Das ist beson-
ders wichtig in der Region Stuttgart, im Ballungsraum Stutt-
gart, weil die Luft dort bekanntlich zu schlecht ist

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Stimmt 
doch gar nicht! Falsche Messung!)

und weil wir dort zu viele Autos haben, die zu viele Schad-
stoffe ausstoßen. Deswegen wollen wir, dass mehr Menschen 
umsteigen. Das haben wir schon in der Vergangenheit immer 
wieder bewirkt. 
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Der VVS hatte in den letzten Jahren jährlich mehr Fahrgäste 
zu verzeichnen, aber nie wirklich richtig viele. Wenn man die 
Menschen fragt, warum sie nicht umsteigen, werden immer 
wieder zwei Argumente genannt. Erstens: Das System der Ta-
rife ist undurchschaubar und kompliziert. Zweitens: Die Ti-
ckets sind zu teuer. 

(Abg. Wilhelm Halder GRÜNE: Genau!)

Das haben die Verantwortlichen alle zusammen wahrgenom-
men. Deswegen war uns klar: Wenn wir wollen, dass mehr 
Menschen den öffentlichen Verkehr im Ballungsraum nutzen, 
dann müssen wir ihn zugänglicher, einfacher und preiswerter 
machen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
– Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-

los]) 

Die Landesregierung hat ein klares Ziel. Wir wollen bis zum 
Jahr 2030 den Anteil des öffentlichen Verkehrs verdoppeln. 
Interessanterweise will das auch die Koalition in Berlin. Die-
se hat sich dasselbe ambitionierte Ziel gesteckt. Das ist auch 
richtig so; denn der Anteil des öffentlichen Verkehrs ist im 
Vergleich zum Individualverkehr bescheiden. 

(Abg. Stefan Herre AfD: Weil es nicht funktioniert!)

Wenn man ein so ambitioniertes Ziel verfolgt, muss man et-
was tun. Das ist aber nicht die einzige Maßnahme. Eigentlich 
ist „Reform“ nicht die richtige Bezeichnung für diese Tarifre-
form; denn das ist ein Quantensprung, eine Änderung grund-
sätzlicher Art. 

Bisher gibt es in diesem Verbund sieben Ringe und zusätzlich 
zahlreiche Sektoren innerhalb der Ringe, insgesamt 52 ver-
schiedene Tarife. Künftig werden wir nur noch fünf Ringe und 
keine Sektoren mehr haben. Das ist eine drastische Vereinfa-
chung. 

Künftig gilt im Stadtgebiet Stuttgart – hier gibt es bisher mit 
den Zonen 10 und 20 zwei Tarife – nur noch ein Tarif, und 
zwar der niedrigere Tarif in ganz Stuttgart innerhalb der Gren-
zen. Wir wollen auch den ländlichen Raum mitnehmen. Die 
Pendler von weit draußen haben den Vorteil, dass der sechste 
und der siebte Ring zusammengelegt werden, sodass wir ins-
gesamt nur noch fünf Ringe haben. 

In der Summe wird es für niemanden teurer. Das ist eine ech-
te Neuigkeit. In den vergangenen Jahren ist der ÖPNV über-
all in der Republik Jahr für Jahr teurer geworden. Im Durch-
schnitt der Bundesrepublik hat sich der ÖPNV-Preis in den 
vergangenen 20 Jahren verdoppelt. Die Kosten des Autover-
kehrs hingegen sind nur um 40 % gestiegen. Der ÖPNV ist 
also im Vergleich zum Autofahren sehr viel teurer geworden. 
Das ist eine Rahmenbedingung, die mit dazu beiträgt, dass das 
Umsteigen nicht gelingt. 

Jetzt drehen wir den Spieß um und sagen: „Runter mit den 
Kosten, einfache Tarife.“ Man könnte auch sagen: Ein gutes, 
ein günstiges, ein einfaches Angebot, das zudem umwelt-
freundlich ist. Ich glaube, das ist ein Quantensprung. Das ist 
eine gute Voraussetzung zum Umsteigen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Die nächste 
Frage kommt von Herrn Abg. Schuler.

Abg. August Schuler CDU: Herr Minister, die CDU-Frakti-
on begrüßt die VVS-Tarifreform. Ich frage Sie, ob bei der Fi-
nanzierung dieser Tarifreform durch Regionalisierungsmittel 
nicht die Gefahr bestehen könnte, dass andere Projekte im 
Land bzw. im ländlichen Raum zu kurz kommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Grundsätzlich 
gilt für die Landesregierung – das haben wir ja auch im Koa-
litionsvertrag festgehalten –: Wir wollen die Mobilität im gan-
zen Land, in der Stadt wie auf dem Land, sichern. Daher ist 
es eine Leitlinie meines Hauses und meiner Politik, dass wir 
sowohl in der Stadt als auch auf dem Land ein Augenmerk auf 
der Verbesserung des Verkehrs haben. 

Wir haben insgesamt schon sehr viel für den öffentlichen Ver-
kehr im ländlichen Raum eingeleitet. Beispielsweise werden 
die Regionalschnellbusse, die vor allem dem ländlichen Raum 
dienen – das sind Schnellbusse, die es früher nicht gegeben 
hat –, ebenso aus Regionalisierungsmitteln finanziert. 

Wir haben übrigens durchaus im Blick, die Tarife in den Ver-
bünden des ländlichen Raums zu stützen und zu verbessern. 
Wenn es dort dieselbe Initiative zur Absenkung des Tarifs wie 
hier im Raum Stuttgart gibt, werden wir uns daran beteiligen. 

Zur Größenordnung: Die Hälfte aller Fahrten im öffentlichen 
Verkehr des Landes finden im VVS-Verbund statt. Deswegen 
ist das nicht nur im Stadtbereich sehr relevant. Vielmehr reicht 
der Verkehrsverbund im Ballungsraum sehr weit nach außen. 

Die andere Hälfte ist uns auch wichtig. Da gibt es aber dann 
20 andere Verbünde. Die müssen dann jeweils auch eine Ini-
tiative starten, wie sie auch der VVS gestartet hat. 

Es muss den Landkreisen – sie sind ja in der Regel die Träger 
– auch klar sein, dass auch sie einen Beitrag zur Absenkung 
leisten müssen. Denn klar ist: Wenn die Preise gesenkt wer-
den, entstehen Einnahmeausfälle, die kompensiert werden 
müssen. Wir haben beim VVS einen Einnahmeausfall von 
42 Millionen € pro Jahr. Das Land zahlt gewissermaßen ein-
mal das Defizit, aber gestreckt auf sechs Jahre. Das heißt, im 
ersten Jahr zahlen wir 8 Millionen €, weil es kein vollständi-
ges Kalenderjahr ist, im Folgejahr sind es 10 Millionen €, 
dann wieder 10 Millionen € und dann gehen die Zahlungen 
schrittweise herunter auf null. 

Es ist übrigens eine Finanzierung auf Zeit. Wir zahlen jetzt, 
weil wir die Not sehen, dass die Menschen umsteigen müs-
sen, weil wir jetzt wollen, dass ein gutes Angebot kommt. Auf 
Dauer müssen es die Aufgabenträger natürlich selbst stem-
men, auch wenn das Land da immer wieder behilflich sein 
wird. 

Da ist also schon einiges mit bedacht. Ich habe mir selbst vor-
genommen: Wir werden das Land nicht benachteiligen. Wir 
haben ja die Mobilitätsgarantie im ganzen Land, bei der die 
Regel gilt: wenigstens ein Zug bzw. ein Bus pro Stunde an je-
dem Ort, an jeder Haltestelle.

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Die nächste 
Frage kommt von Herrn Abg. Haußmann. 
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Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Herr Minister, Mobili-
tätsgarantie ist ein gutes Stichwort. Einer der Gründe, hier mit 
zu fördern, war ja, dass man den Umstieg vom Auto auf die 
S-Bahn oder den VVS macht. 

In dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht hat die Lan-
desregierung ja Folgendes behauptet – das steht in Absatz 105 
des Urteils –:

Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass nach den Er-
hebungen des örtlichen ÖPNV-Trägers VVS GmbH die 
Verkehrsmittel des Stuttgarter ÖPNV ... in der morgend-
lichen Spitzenstunde zwischen 7:00 und 8:00 Uhr eine 
Auslastungsquote im Mittel von lediglich 55 % (bei Lang-
zügen mit drei Einheiten), ... 

Der Verband Region Stuttgart hat jetzt festgestellt, dass die 
S-Bahn in dieser Zeit zu über 100 % ausgelastet ist. Das hät-
te ich auch schon vor zwei oder drei Jahren sagen können; da-
zu hätte man keine Erhebung gebraucht. 

Deswegen meine Frage: Was tut denn die Landesregierung 
dafür, den Umstieg tatsächlich auch möglich zu machen? Jetzt 
hat man einen Zuschuss gegeben, damit es billiger wird. Aber 
die Hauptherausforderung ist ja, tatsächlich den Umstieg mög-
lich zu machen. Die Auslastung beträgt in der Spitzenzeit über 
100 %. Finanziert denn das Land jetzt auch die Beschaffung 
weiterer Züge, die notwendig wären, um permanent im Voll-
betrieb mit Langzügen zu fahren?

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Vielen Dank, 
Herr Haußmann. – Für die S-Bahn ist ja der Verband Region 
Stuttgart verantwortlich und nicht das Land. Aber wir geben 
dem Verband Region Stuttgart das Geld, damit er mehr Züge 
fahren lassen kann. Wir haben den Verband Region Stuttgart 
besser ausgestattet, auch dank zusätzlicher Mittel aus dem Re-
gionalisierungsmitteltopf. 

Der Verband Region Stuttgart wird sukzessive den Viertel-
stundentakt einführen. Er wird für längere Zeit – nicht nur zu 
Stoßzeiten – Langzüge auf allen Strecken, auf denen dies 
möglich ist, fahren lassen. Das heißt, die Kapazitäten der 
S-Bahn werden deutlich erhöht. 

Wir haben auch schon oft darüber gesprochen, dass das Land 
bei seinen Ausschreibungen Metropolexpresszüge vorsieht, 
die von Tübingen, von Schwäbisch Hall, von Pforzheim, von 
Heilbronn und von Horb sternförmig auf Stuttgart zukommen. 
Diese fahren im Halbstundentakt. Das sind auch zusätzliche 
Züge. 

Wir haben ungefähr 20 bis 30 % mehr Kapazitäten geschaf-
fen. Trotzdem arbeiten wir an weiteren Angeboten. Beispiels-
weise wird es im Bereich der Stadt Stuttgart zwei Schnellbus-
linien geben, die X 1 und die X 2 – 

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los]) 

von Bad Cannstatt nach Stuttgart-Mitte und dann, von Leon-
berg her kommend, einmal rund um den Cityring und wieder 
zurück. Zudem planen wir weitere Schnellbuslinien aus der 
Region heraus, also außerhalb des Stadtbahnsystems.

Insgesamt haben Sie recht: Der Tarif ist das eine; das Mehr-
angebot muss parallel kommen, sonst klappt es nicht. Und 

dann müssen wir trotzdem sagen: Man muss auch die Verkeh-
re entzerren. Ein altes Anliegen von mir und ein Hauptprob-
lem ist, dass alle Schulen zum gleichen Zeitpunkt beginnen, 
obwohl es eigentlich Sinn machen würde, dass sie gestaffelt 
anfangen. Das würde im Ballungsraum schon viele Probleme 
lösen. So gibt es verschiedene andere Dinge, die man zur Ent-
zerrung des Verkehrs auch machen muss.

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Die nächste 
Frage kommt von Herrn Abg. Dr. Fiechtner.

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Herr Minister, 
wie können Sie es rechtfertigen, dass das Land sehr viel Geld 
in den öffentlichen Personennahverkehr steckt, der ja letztlich 
auch von den Bürgern getragen wird, und auf der anderen Sei-
te die Pkw-Fahrer hier in der Stadt Stuttgart immer weiter be-
nachteiligt werden – 

(Oh-Rufe von den Grünen und der SPD)

Ihr Parteikollege Kuhn –, wo die Parkkosten immer weiter 
steigen, wo Parkraum immer weiter verringert wird und da-
mit eine echte Wahlfreiheit der Bürger, die natürlich, wenn sie 
es könnten, ihren Pkw gern benutzen wollten, um in der Stadt 
einzukaufen, nicht mehr wirklich gegeben ist? Wie können 
Sie das rechtfertigen, wo doch die Luft in Stuttgart entgegen 
Ihren Annahmen immer besser wird? Alle Parameter, die Sie 
stets als Horrorszenario benutzen – sowohl bei Stickoxiden 
als auch beim Feinstaub –, sinken ja kontinuierlich, und oben-
drein ist in Stuttgart die Lebenserwartung am höchsten in der 
gesamten Bundesrepublik.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Vielen Dank, 
Herr Fiechtner. – Sie sind Arzt, aber offenbar kein Gesund-
heits- und Verkehrsexperte. Die Zahlen sind sehr eindeutig: 
Die Stadt Stuttgart ist die letzte deutsche Stadt, in der die 
Grenzwerte bei Feinstaub noch immer nicht eingehalten wer-
den – und dies nach 13 Jahren Gültigkeit dieser Grenzwerte. 
Wir werden alles tun, dass wir es in diesem Jahr schaffen, die 
Grenzwerte bei Feinstaub einzuhalten – übrigens dank der 
grünen Plakette, die dazu geführt hat, dass die Abgase gefil-
tert werden, dass durch die Filterung die Partikel herausge-
nommen werden. Auch durch neuere Flotten tritt zunehmend 
eine Besserung ein.

Ein zweites Problem haben viele Städte – nicht nur Stuttgart 
–, die viel Verkehr haben: Sie halten nämlich die Grenzwerte 
bei Stickoxiden, die auch schon seit acht Jahren gültig sind, 
nicht ein. Dazu müssen Maßnahmen erfolgen, damit die Au-
tos sauberer werden, und es müssen die Alternativen besser 
werden. Ihre Frage zeugt von einem etwas autofixierten Stadt-
bild.

(Lachen bei der AfD)

Früher ist man davon ausgegangen, dass man immer und über-
all mit dem Auto kostenlos hinkam. Das war sozusagen das 
Projekt der Fünfziger- und der Sechzigerjahre. Das ist ja im 
Großen und Ganzen der Horizont, aus dem die AfD stammt; 
insofern verstehe ich es wiederum. Aber in der Folgezeit ha-
ben sich Stadtpolitik und Stadtentwicklung sehr verändert, 
weil man erkennt, dass niemand mehr etwas davon hat, wenn 
zu viele mit dem Auto in die City reinfahren, weil alle im Stau 
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stehen und alle schlechte Luft haben. Also gibt es in den Städ-
ten Fußverkehr, Radverkehr und öffentlichen Verkehr im In-
teresse der Öffentlichkeit. Deswegen investiert die Öffentlich-
keit in diese Bereiche.

Und es wird zunehmend Schluss gemacht mit der Vorstellung, 
dass man den öffentlichen Raum für private Zwecke nutzen 
kann, nämlich zum Parken. Lange Zeit hat man ja gesagt: 
„Parken darfst du; wenn du aber auf demselben Platz eine 
Gaststätte betreibst, musst du Pacht zahlen.“ Das ist eine 
Selbstverständlichkeit, und das führt man jetzt auch beim Ver-
kehr ein, dass derjenige, der den öffentlichen Raum für sein 
Privateigentum nutzt, auch dafür etwas bezahlt. Auch das ist 
übrigens bundesweit in allen Städten flächendeckend so. Ge-
hen Sie einmal raus aus Baden-Württemberg, schauen Sie in 
andere Großstädte auf der Welt mit einer Parkraumbewirt-
schaftung. Im Vergleich dazu ist das, was wir verlangen, ein 
Nasenwasser. Aber es ist notwendig, damit eben klar ist: Wer 
ein Auto hat, muss für die Nutzung auch etwas ausgeben.

(Beifall bei den Grünen)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Die nächste 
Frage kommt von Frau Abg. Zimmer.

Abg. Elke Zimmer GRÜNE: Herr Minister, herzlichen Dank 
für Ihre Ausführungen zu den ambitionierten Zielen, die mit 
der VVS-Tarifreform verbunden sind, und vor allem auch zu 
den Auswirkungen, die sie zur Schaffung einer gesunden Um-
welt in Stuttgart und zur Schaffung einer guten Aufenthalts-
qualität haben wird. Dazu wird die Absenkung des Tarifs si-
cherlich ein entscheidender Baustein sein, und das haben Sie 
genannt.

Hierzu habe ich eine spezielle Frage: Könnten Sie ein griffi-
ges Beispiel nennen, um wie viel günstiger die neue Regelung 
im Vergleich zu dem bisherigen Tarif sein wird?

(Abg. Martin Rivoir SPD: Was kostet das überhaupt?)

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Vielen Dank. – 
Das ist natürlich je nach Relation sehr unterschiedlich. Wir 
haben ja Einzeltickets, wir haben Viererkarten, wir haben Mo-
nats- und Jahreskarten, und zwar auf bestimmten Relationen 
und in bestimmten Bereichen. 

Wir haben das folgende Beispiel gewählt, weil wir in der Öf-
fentlichkeit natürlich auch immer entsprechend gefragt wer-
den: Von Ludwigsburg bis Stuttgart-Mitte sind es 14 km. Bis-
lang kostet ein Ticket 4,20 €, zukünftig sind es 2,90 € – also 
eine deutliche Verbilligung. Wenn man von Ludwigsburg aus 
zum Flughafen oder zur Messe fährt, so liegt der Preis zukünf-
tig ebenfalls bei 2,90 € – bislang sind es sogar 5,30 €; also ei-
ne noch größere Vergünstigung. 

Wir haben allerdings auch Relationen, bei denen der Preis 
gleich bleibt; das gibt es auch. Bei keiner Relation aber wird 
es teurer. 

Schauen Sie auch einmal die Preise für Monatstickets an: An-
genommen, jemand wohnt in Ludwigsburg und fährt zu sei-
ner Arbeitsstelle am Flughafen. Für eine Monatskarte zahlt er 
zukünftig statt 119 € nur noch 72 € – eine deutliche Vergüns-
tigung. 

Ich glaube, das Argument, der ÖPNV sei zu teuer, ist damit 
widerlegt. 

Präsidentin Muhterem Aras: Danke schön. – Die nächste 
Frage kommt von Frau Abg. Hartmann-Müller.

Abg. Sabine Hartmann-Müller CDU: Herr Minister, meine 
Frage zielt auf die Auswirkungen. Wie viele neue Kunden 
oder Fahrten erwarten Sie durch diese Reform im Stuttgarter 
Raum? 

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Perspektivisch 
ist das Ziel klar: Wir wollen eine Verdopplung. Diese wird na-
türlich nicht sofort eintreten; sie ist als Ziel für 2030 vorgese-
hen. Wir wünschen uns aber schon, dass wir mit dieser Tarif-
reform im kommenden Jahr mindestens 10 % plus x mehr 
Fahrgäste haben werden und dass sich die Zahlen danach noch 
weiter steigern. 

Die Erfahrung lehrt, dass es schon dauert, bis sich Menschen 
umstellen. Viele Menschen haben ja noch ein Auto und nut-
zen den ÖPNV nur ab und zu. Wenn dies nun besonders güns-
tig und nützlich erscheint, dann sagen sie unter Umständen: 
„Gut, ein neues Auto kaufen wir nicht mehr, wir schaffen das 
Auto ab“, oder sie fahren doch sehr viel seltener Auto. Es geht 
nicht nur um das Angebot, sondern Menschen müssen sich 
auch umstellen, 

(Abg. Stefan Herre AfD: Müssen?)

im Kopf und dann in ihren Verhaltensmustern. – Sie werden 
sich umstellen – auch der eine oder andere von Ihnen. Das 
wird sozusagen die Vernunft mit sich bringen. 

Präsidentin Muhterem Aras: Jetzt hat Herr Abg. Haußmann 
die Möglichkeit, seine Frage zu stellen. – Frau Abg. Lindlohr, 
alles klar. Ich habe Sie vermerkt. Es geht nach Fraktionsstär-
ke und nach Meldungen. 

Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Sehr geehrter Herr Mi-
nister! Es gab ja in den Gesprächen beim Verband Region 
Stuttgart verschiedene Varianten. Auch die FDP-Fraktion im 
Regionalparlament hat einen sehr interessanten Lösungsvor-
schlag eingebracht. Allerdings waren zuvor vom Verband nur 
wenig Informationen zur Verfügung gestellt worden. 

Auf welcher Grundlage hat denn die Landesregierung ent-
schieden, wie und in welcher Höhe man die finanzielle För-
derung vornimmt? Wurden denn die verschiedenen Varianten, 
die im Verband vorgelegt wurden, von der Landesregierung 
auch intensiv geprüft? Diese Lösung würde ja insbesondere 
in der Stadt Stuttgart im Vergleich zum Umfeld auch finanzi-
ell noch stärker greifen. 

Deswegen nochmals die Frage: Auf welcher Grundlage ist die 
Entscheidung getroffen worden? Sind dabei auch andere Va-
rianten von der Landesregierung geprüft worden? 

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Vielen Dank. Es 
sind mindestens fünf Basisvarianten und viele Untervarianten 
untersucht worden. Das sind im Wesentlichen Varianten ge-
wesen, die der VVS sich ausgedacht hat, natürlich auch in Ab-
sprache mit seinen politisch Verantwortlichen. Die Modelle 
sind auf ihre Kosten, ihre möglichen Wirkungen und die Fra-
ge der Attraktivität hin geprüft und durchgerechnet worden, 
und darüber ist dann in den verschiedenen Gremien diskutiert 
worden. 
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Am Anfang hatte man, grob gesagt, eine kleinere und eine 
größere Reform vor Augen. Die kleinere Reform entsprach 
dem Interesse der Stadt Stuttgart: Wir legen die Zonen 10 und 
20 zusammen, sodass im Stuttgarter Stadtgebiet nur noch ein 
Tarif gilt. Daraufhin haben die anderen – u. a. auch das Land 
– gesagt: „Wir müssen über Stuttgart hinaus denken und auch 
den Raum um Stuttgart herum bedenken.“ So ist es dann da-
zu gekommen, dass man auch die äußeren Ringe zusammen-
legt. 

Das hat dann dazu geführt, dass die Landkreise ihrerseits ge-
sagt haben: Wir wollen die Sektoren innerhalb der Ringe, die 
uns belasten – weil es dort überwiegend um Tangentialver-
kehr geht –, heraushaben. 

Dann haben die politisch Verantwortlichen – die vier Landrä-
te, der Oberbürgermeister der Stadt Stuttgart und wir, das 
Land – gesagt: Das ist eigentlich das Richtige. Wir müssen 
das jetzt einmal richtig groß wagen.

Ich bin wirklich sehr dankbar, und ich muss sagen: Kompli-
ment an den Oberbürgermeister der Stadt Stuttgart, der dabei 
auch ein starker Treiber als VVS-Vorsitzender war; Kompli-
ment aber auch an die Landräte, die ihre Kreistage informiert 
und überzeugt haben, dass das eine gute Sache ist. Bei den 
Landräten sind ja unterschiedliche Parteibücher im Spiel. Aber 
ich muss sagen: Am Schluss haben alle eine Lösung für einen 
besseren ÖPNV durch ein besseres Tarifangebot gefunden. 
Darüber bin ich, ehrlich gesagt, ziemlich froh. 

Es war nicht von Anfang an klar, wie viel das Land zahlt. Am 
Anfang hatten wir vor, weniger zu zahlen. Aber als ich ge-
merkt habe, dass das Projekt an ein paar Millionen Euro schei-
tern könnte, habe ich gesagt: Im Interesse der Luftreinhaltung 
ist mir das so wichtig, dass wir, das Land, nicht zu kleinlich 
sein sollten. Wir haben die Zahlungen dann z. B. etwas ver-
längert und auch ein bisschen angehoben, sodass wir auf die 
Summe von 42 Millionen € gekommen sind.

Eines will ich noch sagen: Der Verband Region Stuttgart ist 
ja eigentlich auch für den Verkehr zuständig, vor allem den 
S-Bahn-Verkehr. Er hat auch immer gute Vorschläge. Wenn 
es dann aber um die Finanzierung geht, ist das immer ein Pro-
blem. Das merkt man auch jetzt. Er ist wieder nicht dabei, son-
dern diejenigen, die zahlen, sind die Landkreise, die Landes-
hauptstadt und das Land. 

Präsidentin Muhterem Aras: Jetzt haben Sie, Frau Abg. 
Lindlohr, die Möglichkeit, Ihre Frage zu stellen.

Abg. Andrea Lindlohr GRÜNE: Wunderbar, herzlichen 
Dank. – Herr Minister, meine Frage betrifft die Tangentialver-
bindungen in der Region Stuttgart. Wir haben heute im Zu-
sammenhang mit der Reform, die auch eine große Vereinfa-
chung bedeutet, darüber gesprochen, dass die S-Bahnen in der 
Region Stuttgart eine hohe Auslastung haben. Bezüglich der 
Verkehre in der Region lautet die Frage ja, ob eigentlich alles 
über Stuttgart laufen muss oder ob es nicht Möglichkeiten gä-
be, das Netz über Tangentialverbindungen zu entlasten. 

Wenn ich jetzt eine Verbindung von mir zum Kollegen Hauß-
mann ziehe – ich glaube zumindest, er wohnt dort  –: Bei-
spielsweise die vom Land unterstützte Expressbuslinie Ess-
lingen–Waiblingen fährt dann ja in demselben Ring; das ist 
nur eine Zone, die Zone 2. Eine andere Relation aus meinem 

Bereich: Esslingen–Flughafen liegt nur in der Zone 2. Oder 
wenn Sie in Ostfildern wohnen und viele neue Arbeitsplätze 
in Leinfelden entstehen, gilt dies ebenso.

Gibt es denn aus Ihrer Sicht noch weitere Chancen? Könnten 
in der Region noch weitere Tangentialverbindungen entste-
hen?

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Grundsätzlich ist 
es ja so, dass wir die Tangentialverbindungen und die Busan-
gebote über den Verband Region Stuttgart und/oder mit den 
Landkreisen realisieren. Diese müssen das anmelden. Grund-
sätzlich sind wir da sehr offen. Wir haben auch die Erfahrung 
gemacht, dass die Regionalschnellbusse im Land sehr gut an-
kommen. Gerade die Linie Sigmaringen–Überlingen ist ein 
Beispiel dafür, dass ein solcher Busverkehr extrem gut an-
kommt. 

Hier in der Region sind die Tangentialverbindungen, die wir 
geschaffen haben, bisher leider noch nicht richtig ausgelastet. 
Dafür muss noch Werbung gemacht werden: dass es eine Op-
tion ist, etwa vom Neckartal zum Flughafen zu fahren oder 
vom Flughafen nach Leonberg. Ich will jetzt keine weiteren 
Strecken aufzählen; es hängt auch von der Initiative des Ver-
bands Region Stuttgart und der Landkreise ab, ob es weitere 
Verbindungen geben wird. 

Wir wollen natürlich keine Linien einführen, die nur auf dem 
Papier sinnvoll scheinen, aber nicht genutzt werden. Es muss 
schon ein Angebot sein, das genutzt wird. Wir haben wirklich 
ein regelrechtes Paket von Tangentiallinien – übrigens auch 
im Schienenverkehr – und vertikalen Linien. Bei den neuen 
Schnellbussen denken wir auch über vertikale Linien nach. 

Zu den Tangentiallinien will ich noch hinzufügen: Im Zusam-
menhang mit Stuttgart 21 machen sich alle, die an diesem Pro-
jekt beteiligt sind und die es begleiten, Gedanken, wie man 
die Schienenverbindungen in der Region stärker tangential 
ausrichten kann. So wollen wir z. B. am Flughafen die Opti-
on schaffen, dass es aus dem Flughafenbahnhofsplan, wie er 
bisher vorgesehen ist, später möglich ist, ins Neckartal hinun-
terzufahren. Dann hätte man eine südliche Tangente. 

Wenn es um die Anbindung der Panoramabahn geht, wäre ei-
ne Tangentialverbindung Richtung Feuerbach oder von Feu-
erbach Richtung Cannstatt denkbar, ohne dass man in die 
Stadt hineinfährt. 

Es gibt also einige Optionen, über die wir nachdenken. In der 
Tat müssen wir den Verkehr aus dem engen Knoten Stuttgart 
herausführen. Für viele Leute ist das übrigens auch ein Um-
weg, wenn man gar nicht zur Mitte möchte, sondern eigent-
lich tangential fahren will.

Präsidentin Muhterem Aras: Danke schön. – Die nächste 
Frage kommt von Herrn Abg. Dr. Schütte.

Abg. Dr. Albrecht Schütte CDU: Sehr geehrter Herr Minis-
ter! Wir haben es schon gehört: Die Luft in Stuttgart wird im-
mer sauberer. Der Feinstaubjahresmittelwert wird überall ein-
gehalten. Sie haben zu Recht darauf hingewiesen, dass wir al-
les tun, um auch den Tagesgrenzwert in Stuttgart einzuhalten. 
Auch die Stickoxidbelastung nimmt ab. Sie haben aber zu 
Recht darauf hingewiesen, dass vor acht Jahren der Grenzwert 
reduziert wurde und Stuttgart noch darüber liegt. Jetzt würde 
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mich interessieren: Wie nähern wir uns durch diese Reform 
des VVS-Tarifs dem Grenzwert an? Das heißt, was bringt sie 
in puncto Stickoxidreduzierung?

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Vielleicht noch 
einmal zur Klarheit: Wir erreichen beim Feinstaub schon den 
Jahresdurchschnittswert. Jetzt müssen wir es noch schaffen, 
dass wir den Wert auch hinsichtlich der Zahl der Tagesüber-
schreitungen – 35 Überschreitungstage sind zulässig – einhal-
ten.

Bei NO2 ist der Jahresmittelwert fast doppelt so hoch wie er-
laubt – er liegt zwischen 75 und 80 Mikrogramm pro Kubik-
meter. Da haben wir Erhebliches zu tun. Wir haben hier eine 
ganze Palette von Maßnahmen. Wir diskutieren ja gerade über 
den Luftreinhalteplan und die Maßnahmen, die wir ergreifen 
müssen, um den Gerichtsurteilen gerecht zu werden. 

Ein zentraler Baustein dabei ist das vermehrte Nutzen des  
ÖPNV. Wir denken, dass dieser Baustein mindestens 5 Mik-
rogramm bringt. Das klingt wenig, aber es gibt nicht viele 
Maßnahmen, die so viel auf einmal bringen. Das ist also ein 
wichtiger Baustein im Gesamtkonzept, aber er allein wird 
nicht ausreichen. 

Man muss an dieser Stelle natürlich sagen: Es ist jetzt auch 
schwierig, zu sagen, was wir damit wirklich erreichen. Denn 
man kann nur prognostisch mit wissenschaftlicher Unterstüt-
zung versuchen, das einigermaßen hinzubringen. Aber es kann 
natürlich immer auch anders kommen, als man denkt – hof-
fentlich noch besser.

Präsidentin Muhterem Aras: Die nächste Frage kommt von 
Frau Abg. Reich-Gutjahr.

Abg. Gabriele Reich-Gutjahr FDP/DVP: Herr Minister, was 
hätte eine Vereinfachung – über das hinaus, was jetzt beschlos-
sen worden ist – auf drei Zonen im Vergleich mit der Lösung, 
die man jetzt erzielt hat, gekostet?

Im Grundsatz ist mit der jetzt beschlossenen Vereinfachung 
ein Schritt in die richtige Richtung gegangen worden. Wir dür-
fen ja nicht nur an die Bürger und Bürgerinnen denken, die 
hier leben, sondern müssen auch an die vielen Touristen den-
ken, die sich in diesem Chaos der Vergangenheit mit Sicher-
heit überhaupt nicht zurechtfanden. Es wird künftig ein biss-
chen einfacher, aber eine richtig große Lösung mit nur drei 
Zonen in der Summe – eine Kernzone Stuttgart und zwei wei-
tere Zonen – hätte natürlich noch eine weitere Vereinfachung 
gebracht.

Es gab ja verschiedene Rechnungen, wie Sie sagen. Können 
Sie etwas dazu sagen, was diese Lösung im Vergleich mit der 
jetzigen Lösung gekostet hätte?

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Zunächst muss 
man einmal sagen: Man kann mit zehn oder mit drei Ringen 
einen billigen Tarif machen. Von den Ringen und den Zonen 
hängt es also nicht ab, wie hoch die Kosten sind. 

Ich habe jetzt keine konkreten Zahlen, was für ein Modell man 
mit nur drei Ringen hätte machen können. Klar ist, dass über 
alles Mögliche diskutiert worden ist – die drastischste Lösung 
war eine Vereinfachung auf drei Ringe. Die jetzt erzielte Lö-
sung ist die, die in diesem Zusammenhang machbar war. Sie 

ist aber, wie ich finde, schon ein verdammt großer Schritt, 
wenn man bedenkt, dass es jetzt noch 52 verschiedene Tarif-
varianten gibt.

Wenn Sie mögen, werde ich schauen, ob wir die Zahlen dazu 
haben, und dann bekommen Sie das nachgereicht.

(Abg. Gabriele Reich-Gutjahr FDP/DVP: Danke 
schön!)

Präsidentin Muhterem Aras: Jetzt können wir noch eine 
Frage zulassen, und das ist die Frage von Frau Abg. Razavi.

Abg. Nicole Razavi CDU: Herr Minister, bei einer solchen 
Reform stellt sich auch immer die Frage nach Gewinnern und 
Verlierern. Ich gehe davon aus – nach dem, wie Sie es be-
schrieben haben –, dass der allergrößte Teil, wenn nicht sogar 
vielleicht alle – Pendler, Reisende – von der Reform profitie-
ren. 

Trotzdem die Frage: Gibt es eventuell auch negative Auswir-
kungen, auch im Zusammenhang mit dem teilintegrierten 
Landkreis Göppingen? Wirkt sich diese Reform überhaupt auf 
den Landkreis Göppingen, auf diese Teilintegration aus? Oder 
wirkt sich das gar nicht in Richtung Göppingen aus?

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Göppingen ist 
natürlich schon mitbedacht. Sie kennen ja wahrscheinlich die-
se Karte:

(Der Redner hält ein Schaubild hoch.)

einmal die Ringe, und dann gibt es diese Ausbuchtung durch 
Sonderverträge. Das heißt, Sie profitieren von der Reform in-
nerhalb des Gebiets und müssen trotzdem on top noch etwas 
zahlen. Aber insgesamt hängt es davon ab, wie weit Sie nach 
Stuttgart hineinfahren. Wenn Sie weit nach Stuttgart hinein-
fahren, haben Sie einen großen Vorteil. Das kann man auf je-
den Fall sagen.

Sie haben noch einen Punkt angesprochen, den ich bisher so-
zusagen übergangen habe. Es gibt eine problematische Kon-
sequenz unserer Reform. Wenn man bis zur Grenze des VVS-
Tarifgebiets fährt, fährt man im VVS-Tarif relativ günstig. 
Wenn man darüber hinausfährt und in den DB-Tarif hinein-
kommt, wird es auf einen Schlag sehr viel teurer. Deswegen 
müssen wir da ran und müssen sozusagen die Sprünge an den 
Rändern abfedern. Deswegen auch die Ansage: Wir müssen 
auch bei den anderen Verbünden helfen, dass das Niveau ab-
gesenkt wird, und wir müssen im Rahmen des BW-Tarifs, an 
dem wir ja arbeiten, einen Ausgleich schaffen, damit man, 
wenn man über die Tarifgebietsgrenze fährt, nicht plötzlich 
einen Sprung nach oben hat. 

Uns schwebt vor, dass wir einen BW-Tarif machen. Ich sage 
dazu einmal ein Beispiel: Sie fahren von Stuttgart mit einem 
Bahnticket nach Tübingen. Dann müssen Sie, wenn Sie zur 
Klinik fahren wollen, zusätzlich ein Stadtverkehrsticket kau-
fen. In der Stufe 1 des Landestarifs werden Sie den Anschluss 
in Tübingen geschenkt bekommen – ohne Aufpreis.

In der Stufe 2 werden Sie sowohl die Anfahrt mit der Stadt-
bahn zum Bahnhof als auch den Anschluss vom Bahnhof in 
die Stadt in einem Ticket haben. Das sind also zwei Zusatz-
funktionen mindestens zum selben Preis.
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Das ist dann sehr viel günstiger, und perspektivisch könnte 
man auch noch einmal heruntergehen. Das hängt dann aller-
dings davon ab, wie wir es finanzieren – ob aus Regionalisie-
rungsmitteln oder aus Landesmitteln. Dass wir relativ viel aus 
Regionalisierungsmitteln statt aus Landesmitteln finanzieren 
– das ist schon wahr; das ist am Anfang, glaube ich, von Herrn 
Schuler angesprochen worden oder auch von Herrn Schütte 
–, das hat auch seine Grenzen, weil die Regionalisierungsmit-
tel nicht unendlich sind. 

Wenn wir immer mehr wollen, müssen wir, das Land, auch 
mehr aus Landesmitteln tun. In den letzten Jahren haben wir 
vor allem von den steigenden Regionalisierungsmitteln pro-
fitiert, mit denen wir uns auch viel mehr leisten konnten.

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Dann sind wir 
mit diesem Thema durch, und ich rufe das nächste Thema auf, 
gemeldet von der SPD-Fraktion: 

Ä u ß e r u n g e n  v o n  M i n i s t e r  U n t e r s t e l -
l e r  z u  R e g e l u n g e n  b e z ü g l i c h  D a c h -
b e g r ü n u n g  u n d  F a h r r a d a b s t e l l p l ä t -
z e n  i n  d e r  L a n d e s b a u o r d n u n g

Herr Abg. Born, Sie haben das Wort.

Abg. Daniel Born SPD: Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Der fehlende Wohnraum ist das drängende Pro-
blem in Baden-Württemberg. Expertinnen und Experten sind 
sich einig, dass es auch darum geht, bei Regelungen zum Bü-
rokratieabbau voranzukommen. Ministerin Hoffmeister-Kraut 
hat mehrmals angekündigt, dazu im ersten Halbjahr dieses 
Jahres – heute haben wir den 13. Juni – einen Vorschlag vor-
zulegen. Zuletzt hat sie sich deshalb am 20. April an den 
„Schwarzwälder Boten“ gewandt – offensichtlich unterhält 
sich diese Regierung gern über die Presse –, und es war zu le-
sen: 

Für den Bau neuer Wohnungen hat Wirtschaftsministerin 
Nicole Hoffmeister-Kraut (CDU) den grünen Koalitions-
partner eindringlich zur Reform der Landesbauordnung 
(LBO) aufgefordert. 

Dann ein direktes Zitat von ihr:

Die Grünen-Fraktion im Landtag muss sich endlich mal 
bewegen, ihre Blockadehaltung aufgeben und Kompro-
missbereitschaft zeigen.

Darauf haben Sie, Herr Minister Untersteller, über eine Pres-
semitteilung folgende Aussage verbreiten lassen:

Es ist eine gute und längst überfällige Idee, erst mal eine 
Arbeitsgrundlage zu schaffen, auf der man über eine No-
velle reden kann. Bisher liegt dazu nichts Schriftliches 
vor.

Wir wissen nicht, ob mittlerweile etwas Schriftliches vorliegt. 
Wir wissen auch nicht, ob es im Staatsministerium liegt, das 
ja zwischenzeitlich laut Medienberichten das Verfahren an 
sich gezogen hat. Aber wir konnten nun in der „Südwest Pres-
se“ Folgendes lesen: 

Grün-Schwarz will die Landesbauordnung überarbeiten, 
damit Bauen günstiger wird. Kann man bei Regeln zu 
Dachbegrünung oder Fahrradstellplätzen Abstriche ma-
chen?

Antwort von Minister Untersteller: 

Aus meiner Sicht nicht.

Das ist interessant, weil die CDU seit Monaten in der Regie-
rung den Eindruck erweckt, bei Dachbegrünungen und Fahr-
radabstellplätzen Handlungsbedarf zu sehen. 

Sie, Herr Minister Untersteller, führen dann weiter aus:

Daher kann ich nur an alle appellieren, die glauben, es 
handle sich bei der Dachbegrünung um eine grüne Schi-
ckimicki-Idee, ein bisschen mehr Sachverstand walten zu 
lassen.

Schöner, Herr Minister Untersteller, hätten Sie nicht herüber-
bringen können, dass Sie glauben, die anderen hätten im Be-
reich des Wohnungsbaus überhaupt keinen Sachverstand.

Darum stellen sich für uns folgende Fragen: Konnten Sie, da 
Sie ja nach Ihrer Einschätzung mehr Sachverstand haben, die 
Regierung überzeugen? Ist das auch die Position der CDU in 
der Regierung? Hat Frau Dr. Hoffmeister-Kraut, Ihre Kolle-
gin, unrecht, wenn sie sagt, zum Bau von mehr Wohnungen 
sei es notwendig, die Landesbauordnung zu reformieren? 
Bleiben Dachbegrünung und Fahrradabstellplätze weiter in 
der LBO? 

(Abg. Thomas Dörflinger CDU: Wie viele Fragen 
darf man stellen?)

– Die darf man stellen. 

Weil ich vermutlich das Pech habe, dass sich nicht noch eine 
Fragerunde anschließt, eine weitere Frage – falls Sie mit dem 
Klimaschutz argumentieren werden –: Lagen diese Klimazie-
le auch vor, als vor einiger Zeit auch Ihr Ministerium ange-
fangen hat, sich an der Wohnraum-Allianz zu beteiligen?

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Landesregierung er-
teile ich Herrn Minister Untersteller das Wort.

Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Franz 
Untersteller: Verehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Lieber Herr Kollege Born, das war schon fast 
eine Große Anfrage, die Sie jetzt gemacht haben.

(Zuruf des Abg. Daniel Born SPD)

Erste Frage, die ich jetzt einmal stelle: Stimmt eigentlich der 
Titel – ich will ihn noch einmal zitieren –:

Äußerungen von Minister Untersteller zu Regelungen be-
züglich Dachbegrünung und Fahrradabstellplätzen in der 
Landesbauordnung

mit dem überein, was ich gesagt habe? Meine Antwort: Nein. 
Warum nicht? Weil ich mich zu Fahrradabstellplätzen – das 
war ein Interview bei der „Südwest Presse“ – an keiner Stel-
le geäußert habe.
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Ich zitiere noch einmal, nämlich das, was ich gesagt habe – 
das ist mein Zitat; dahinter stehe ich –:

„Der Klimawandel ist in vollem Gange und auch bei uns 
schon deutlich spürbar. Daran muss sich auch das Bau-
en anpassen“, sagte Untersteller im Interview mit der 
„Südwest Presse“. Abstriche bei ökologischen Vorschrif-
ten seien da der falsche Weg. So seien Dachbegrünungen 
in Städten sinnvoll und könnten teure Klimaanlagen über-
flüssig machen. „Ich kann nur an alle appellieren, ...“

Und dann kommt der Satz, den Sie zitiert haben; aus Zeitgrün-
den lasse ich das weg.

(Zuruf des Abg. Daniel Born SPD)

Das ist das, was ich gesagt habe.

Meine Frage wiederum lautet: Was ist daran falsch? Ich sage 
gleich die Antwort dazu: Nichts ist daran falsch. Warum ist 
nichts daran falsch? Weil Dachbegrünung im Zusammenhang 
mit der Anpassung an den Klimawandel eine ganz wichtige 
Maßnahme ist. Denn das Problem, das wir haben, ist doch: Es 
wird in den kommenden Jahren wärmer. Wir müssen uns mit 
dieser Thematik auseinandersetzen.

(Zuruf des Abg. Rüdiger Klos AfD)

Um einmal ganz konkret zu werden: Ein Forschungsprojekt, 
das wir seitens des Umweltministeriums selbst gemacht ha-
ben, kommt zu dem Ergebnis, dass wir bis zu 12 Grad weni-
ger Oberflächentemperatur auf dem Baukörper haben, wenn 
es eine Dachbegrünung gibt.

Dann kommt inhaltlich noch etwas anderes dazu: Wir haben 
in den letzten Tagen im ganzen Land im Zusammenhang mit 
Unwettern erlebt, dass innerhalb kürzester Zeit ziemlich viel 
Wasser herunterkommt: 40, 50, 60 Liter pro Quadratmeter und 
mehr. Bei einer Dachbegrünung, und zwar einer ziemlich ein-
fachen Dachbegrünung, sage ich jetzt einmal, also einer ex-
tensiv ausgelegten Dachbegrünung – ich bin gelernter Land-
schaftsplaner; ein bisschen weiß ich, wovon ich rede –, 10 cm 
mit Sedum – das ist eine Pflanze; für diejenigen, die in die-
sem Thema nicht drin sind –, bekommen Sie den Effekt, dass 
36 Liter pro Quadratmeter Rückhaltevolumen geschaffen wer-
den – 36 Liter pro Quadratmeter bei einer extensiven Dach-
begrünung.

Nächstes Thema: Kosten. Dieses Thema ist ganz wichtig, weil 
Sie von kostengünstigem Bauen gesprochen haben.

(Abg. Anton Baron AfD: Ja, ja!)

Das ist ein wichtiges Thema; um das einmal deutlich zu sa-
gen. Das ist für die Grünen ein wichtiges Thema, und das ist 
für die gesamte Landesregierung ein wichtiges Thema. Über 
welche Kosten reden wir beispielsweise bei einer extensiv 
ausgelegten Dachbegrünung – –

(Abg. Daniel Born SPD unterhält sich mit Abg. Rai-
ner Hinderer SPD.)

– Sie haben gefragt.

(Abg. Daniel Born SPD: Ja!)

Deswegen bekommen Sie von mir auch eine Antwort. 

(Abg. Daniel Born SPD: Ich höre zu!)

Bei einer extensiv ausgelegten Dachbegrünung reden wir bei 
einem, sage ich mal, 80-m2-Gebäudebaukörper von Mehrkos-
ten in Höhe von plus/minus 2 000 €, 2 500 €. Lassen Sie es 
vielleicht auch 3 000 € sein.

(Unruhe)

Das ist nicht nichts, aber bei den Kosten, die wir heutzutage 
beim Bauen haben, werden Sie, glaube ich, wohl nicht sagen, 
dass an diesen 3 000 € die Errichtung des Baus scheitert.

(Abg. Anton Baron AfD: Ja, ja!)

Sie haben des Weiteren gesagt: „Wir wissen nicht, wie es ge-
rade innerhalb der Landesregierung ist.“ Es ist so, dass mitt-
lerweile ein Entwurf aus dem Wirtschaftsministerium vorliegt. 
Für einen solchen Entwurf – Sie wissen, wie das geht; Sie per-
sönlich waren damals noch nicht dabei, aber jedenfalls die 
SPD als damaliger Koalitionspartner weiß, wie das ist – gibt 
es eine Ressortbeteiligung, und mein Ressort ist bei der The-
matik, die ich jetzt hier vertrete und hier vertreten habe, be-
teiligt. Da werden wir die Dinge, die wir da zu sagen haben, 
einbringen. Ich bin positiv gestimmt, dass wir mit dem Wirt-
schaftsministerium hier gemeinsam zu einer guten Lösung 
kommen.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Ich habe jetzt 
noch drei Wortmeldungen. Es gibt aber nur noch eine Minu-
te Redezeit. Deshalb würde ich sagen: Das ist ein wichtiges 
Thema, aber wir kommen heute nicht weiter.

Damit ist Punkt 4 der Tagesordnung erledigt. Danke schön.

(Abg. Daniel Born SPD: Schade!)

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf:

Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion der AfD 
– Gesetz zur Änderung des Kreistagswahlrechts – Druck-
sache 16/3686

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für In-
neres, Digitalisierung und Migration – Drucksache 16/3990

Berichterstatter: Abg. Ulli Hockenberger

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Allge-
meine Aussprache eine Redezeit von fünf Minuten je Frakti-
on festgelegt. 

In der Allgemeinen Aussprache erteile ich das Wort für die 
Fraktion GRÜNE Herrn Abg. Halder.

Abg. Wilhelm Halder GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! An Kreativität fehlt es Ihnen 
sichtlich, meine Damen und Herren von der AfD. Sie beschäf-
tigen uns hier mit einem Gesetzentwurf, den es bereits gab. 
2003 beschlossen, 2004 und 2009 bei den Kreistagswahlen 
angewandt, nicht für gut befunden, daher schlussendlich wie-
der abgeschafft. 
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Wir von den Grünen sind der Meinung: Das ist auch gut so. 
Die Argumente gegen diese „Lex FDP“, wie dieses Gesetz ge-
nannt wurde, wurden schon in der ersten Lesung zur Genüge 
ausgetauscht. Irgendwie scheinen diese Argumente aber bei 
Ihnen, meine Damen und Herren von der AfD, noch nicht an-
gekommen zu sein. Daher für Sie noch einmal in aller Kürze: 

Erster und wichtigster Punkt: Kreistagswahlen sind Persön-
lichkeitswahlen. Die Bürgerinnen und Bürger möchten, dass 
die von ihnen gewählten Kandidaten sie auch im Kreistag ver-
treten. Ein Kreisrat oder eine Kreisrätin vertritt definitiv sei-
nen oder ihren Wahlkreis. Woraus resultiert denn sonst das 
große Interesse der vielen Oberbürgermeister und Bürgermeis-
ter, in den Kreistag einzuziehen? Aber das ist ein anderes The-
ma. 

Zweitens: Doppelbewerbungen führen zur Verzerrung des 
Wählerwillens. 

Drittens: Ein Vergleich mit dem Landtagswahlrecht ist unpas-
send und ungeeignet. 

Noch am Rande, aber nicht unwichtig: Auch die kommuna-
len Landesverbände haben sich in der Anhörung klar gegen 
den Gesetzentwurf ausgesprochen.

Daher mein Fazit. Das bestehende Kommunalwahlrecht ist 
so, wie es ist, gerecht. Warum? Weil sich die Bürgerinnen und 
Bürger klar für die Persönlichkeiten aus der Politik entschei-
den können, von denen sie sich persönlich gern vertreten se-
hen möchten. 

Wenn Sie von der AfD in die Kreistage wollen, dann müssen 
Sie eben nach Persönlichkeiten schauen, die für Ihre Themen 
den Kopf hinhalten. Wenn Sie keine Leute finden? Mir soll es 
recht sein. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der Grünen 
und der CDU)

Ich brauche in meinem Kreistagsumfeld ein pragmatisches, 
manchmal auch ein kreatives Miteinander über die Fraktio-
nen hinweg. Was ich nicht brauche, sind Menschen, die nur 
ihre eigene Haltung für gut befinden. Wir brauchen keine 
Fremdenfeindlichkeit und keine rassistischen Parolen in un-
seren Kreistagen. 

(Abg. Stefan Herre AfD: Billig ist das! Ganz billig 
ist das! – Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

Da stimme ich voll und ganz mit dem überein, was Herr Goll 
in der ersten Lesung gesagt hat. Ich freue mich auch über die 
klare Position der Erfinder des Gesetzes von 2003. Die FDP/
DVP wolle „nicht über das Stöckchen“ springen, das die AfD 
ihr hinhalte, so Herr Dr. Goll in seiner Plenarrede am 9. Mai 
2018. Danke dafür.

(Zuruf des Abg. Rüdiger Klos AfD) 

Auch wir Grünen stehen selbstverständlich weiterhin zu un-
serer Aussage: „Ein Wahlkreis, eine Kandidatin.“ 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und des Abg. 
Dr. Ulrich Goll FDP/DVP – Vereinzelt Beifall bei der 

CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Ich rufe für die CDU 
Herrn Abg. Hockenberger auf. – Bitte.

Abg. Ulli Hockenberger CDU: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Man müsste sagen: Es ist alles vom 
Vorredner gesagt worden. Es ist in der Tat bereits in der ers-
ten Lesung alles gesagt worden. 

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Na dann, setzen Sie sich 
wieder hin!)

Wir haben die Argumente ausgetauscht. Wir haben uns auf 
das Jahr 2003 zurückbesonnen; da gab es das schon einmal. 
Wir haben das Ergebnis der Kreistagswahlen 2004 und 2009 
analysiert. Es gab dazu umfangreiche Auswertungen, und wir 
sind zu dem Ergebnis gekommen: So, wie es jetzt ist, ist es 
gut, und so soll es auch bleiben.

Deswegen möchte ich nur noch einmal die entscheidenden 
Hinweise und tragenden Argumente für uns zusammenfassen. 
In der Tat: Wir wollen keine Verzerrung des Wählerwillens 
durch eine Veränderung des Systems. Wir wollen eine klare 
Zuordnung der Kandidatinnen und Kandidaten zum Wahl-
kreis. Wir wollen, dass das Persönlichkeitswahlrecht, das ja 
Kommunalwahlen prägt, im Vordergrund bleibt. Wir wollen 
keine Zersplitterung der Kreistage. Wir haben in der ersten 
Lesung auch den Unterschied zwischen einer Parlamentswahl 
und der Wahl eines Verwaltungsorgans deutlich gemacht. Wir 
haben darauf hingewiesen, dass die kommunalen Landesver-
bände unisono Änderungen ablehnen. 

Im Unterschied zu Ihnen, Kollege Halder, glaube ich, einen 
Erkenntnisgewinn bei der AfD, die den Gesetzentwurf einge-
bracht hat, festgestellt zu haben. Als wir uns nämlich im In-
nenausschuss über den Entwurf unterhalten haben, hat es von-
seiten der AfD keine Wortbeiträge, keine Nachfragen gege-
ben. Daher glaube ich: Wir haben sie überzeugt. 

Vielen Dank. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU und Abgeordne-
ten der Grünen – Abg. Reinhold Gall SPD: So kann 
man sich täuschen! – Zuruf von der CDU: Ein echter 

Hockenberger!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die AfD-Fraktion hat 
Herr Abg. Berg das Wort. 

Abg. Lars Patrick Berg AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Das nächste Spiel-
feld für kollektive Selbsttäuschung wurde eröffnet. Wir sehen 
die FDP auf der Flucht vor der AfD. 

(Lachen des Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP – Abg. 
Dr. Timm Kern FDP/DVP: „Auf der Flucht vor der 

AfD“! Sie haben Humor!)

Beide Parteien wollen eine Änderung des Wahlrechts zur Er-
höhung der Chancengleichheit bei der Kreistagswahl. Die 
FDP, die einmal eine liberale Partei war und für fairen, demo-
kratischen Wettbewerb stand, sucht bedauerlicherweise nicht 
mehr nach Wahrheiten, sondern kultiviert die Anbiederung an 
andere Parteien. Ein gefährlicher Luxus, meine ich, zum Scha-
den der Demokratie – 

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Von was träumen 
Sie eigentlich nachts?)
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und das alles nur, um sich bei Grünen und CDU als künftiger 
Steigbügelhalter schick zu machen. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Meine Damen und Herren, es tut mir leid, wenn ich das jetzt 
sagen muss, aber wir sind Politiker, und deswegen sage ich 
es: Die SPD erwähne ich aufgrund der abnehmenden politi-
schen Bedeutung hier schon gar nicht mehr. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der AfD – 
Lachen des Abg. Wilhelm Halder GRÜNE)

Wir hatten in der letzten Lesung eine sehr lebhafte Ausspra-
che. 

(Abg. Wilhelm Halder GRÜNE: Und dann beleidigt 
sein, wenn man was sagt!)

– Ich kann mich noch an das theatralische Auftreten des einen 
oder anderen Kollegen erinnern, lieber Herr Halder. 

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Sie sollten Quanti-
tät und Qualität nicht verwechseln! – Abg. Wilhelm 
Halder GRÜNE: Sie sollten etwas abrüsten in der 

Sprache!)

Aber wir sollten die Problematik mit etwas mehr Sachlichkeit 
betrachten 

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD) 

und auf die Ebene der Realität herunterholen. Wir brauchen 
eine Reform des Kreistagswahlrechts, und zwar keine grüne 
oder schwarze, sondern eine gescheite. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Und schon gar keine AfD-
Änderung!)

Was bedeutet das? Das bedeutet eine Zulassung von Kandi-
daturen in zwei Kreistagswahlkreisen 

(Zuruf: Warum denn?)

analog zur bestehenden Gesetzgebung bei der Landtagswahl. 
Hören Sie also bitte mit Ihrer künstlichen Empörung auf, und 
legen Sie die richtigen Maßstäbe an. Was Sie sich selbst als 
Landtagsabgeordnete gönnen, wollen Sie doch anderen nicht 
verwehren. 

Sie, liebe Kollegen von der FDP, sind doch eigentlich auch 
dafür. Also geben Sie sich doch einen kleinen Ruck, und stim-
men Sie den Änderungen zu. 

(Abg. Wilhelm Halder GRÜNE: Er biedert sich hier 
hoch an!)

Auch nach der Änderung des Kreistagswahlrechts in dem be-
antragten Sinn bleibt die letztendliche Entscheidung beim 
Wähler, also dem mündigen Bürger vor Ort. Das ist das Ent-
scheidende. Profiteur der Regelung ist die Demokratie. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das Wort hat Herr Abg. 
Stickelberger für die SPD. 

Abg. Rainer Stickelberger SPD: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben in der ersten 
Lesung die Argumente ausführlich ausgetauscht. Ich habe we-
der im Innenausschuss noch heute neue Argumente dazu ge-
hört. Wir haben einvernehmlich im Haus im Jahr 2013 die bis 
dahin geltende Rechtslage aus guten Gründen geändert. An 
der jetzigen Rechtslage halten wir fest. 

Sinnvoll ist es, dass die örtliche Verankerung im Wahlkreis 
erhalten bleibt. Wenn man dazu nicht steht, wenn man Mehr-
fachkandidaturen zulässt, dann löst man den Abgeordneten 
oder den Verordneten sozusagen von seinem Wahlkreis ab. 
Das wäre doch bedenklich im Hinblick darauf, dass wir sehr 
heterogene Wahlkreise mit vielen ländlichen Gebieten, aber 
einer großen Dominanz von Städten haben. Wir würden ein 
unausgewogenes Verhältnis zwischen Gemeinden mit vielen 
Einwohnern gegenüber anderen, eher ländlich strukturierten 
Gemeinden mit wenig Einwohnern erhalten. Unsere Land-
kreise sind, wie sie sind. An dieser Ausgewogenheit, wie sie 
das derzeitige Kreistagswahlrecht schafft, wollen wir festhal-
ten. 

Wir stehen auch dazu, dass derjenige, der gewählt ist, sein 
Amt antritt und der Wähler dies auch weiß. Im Übrigen gilt: 
Der Gesetzgeber hat Gestaltungsfreiheit. Da kann man so oder 
so verfahren. 

Wir haben uns 2013 für diese sachgerechte Lösung entschie-
den. Diese Regelung ist transparent, und dies, glaube ich, zu 
Recht – bei einem Kommunalwahlrecht in Baden-Württem-
berg, das im Vergleich mit dem in anderen Bundesländern oh-
nehin schon relativ kompliziert ist. Wir sollten es nicht noch 
mehr verkomplizieren.

(Abg. Thomas Blenke CDU: Richtig!)

Deshalb bleibt es bei der bisherigen Rechtslage.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grünen 
und der CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Dr. Goll hat 
jetzt für die FDP/DVP-Fraktion das Wort.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Zunächst möchte ich mich natürlich 
beim Kollegen Halder für das Lob bedanken 

(Abg. Wilhelm Halder GRÜNE: Taktisches Lob!)

und ihn ermuntern, so weiterzumachen. Ich bedanke mich 
auch beim Kollegen Hockenberger, dass er mich aus der ers-
ten Lesung zitiert hat, und zwar ähnlich, wie Sie, Herr Kolle-
ge Stickelberger, es auch wiedergegeben haben. Ich habe da-
mals bei der Einführung in der Tat gesagt: Diese Sache kann 
man so oder so entscheiden; da gibt es Vor- und Nachteile. 

Wir haben damals die Möglichkeit, in zwei Wahlkreisen des 
Landkreises zu kandidieren, eingeführt. Wir hatten unsere 
Gründe. Sie haben diese Möglichkeit wieder abgeschafft. Ich 
hoffe, dass Sie das nicht noch bereuen werden. Es hätte in Zu-
kunft vielleicht auch Ihnen einmal helfen können. Das kann 
man so oder so machen. Sicher nicht überzeugend ist, wenn 
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die einen ständig etwas einführen und die anderen es ständig 
wieder abschaffen. Schon deswegen ist das für uns im Grun-
de Geschichte.

Außerdem habe ich in der ersten Lesung klargemacht, dass 
uns ein Blick auf das Gesamtprogramm der AfD daran hin-
dert, auch im punktuellen Fall mit ihr gemeinsame Sache zu 
machen. 

(Beifall bei der FDP/DVP – Abg. Anton Baron AfD: 
Welcher Programmpunkt genau?)

Das wollen wir nicht – auch wenn Sie uns in der durchsich-
tigsten Weise dazu verleiten wollen –, weil dies zu Fehlschlüs-
sen führen könnte, denen wir uns nicht aussetzen wollen.

Danke schön.

(Beifall bei der FDP/DVP – Vereinzelt Beifall bei der 
CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Nun darf ich das Wort 
Herrn Innenminister Thomas Strobl erteilen.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Frau Präsidentin Kurtz, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Über den Inhalt dieses Gesetzentwurfs haben wir 
uns schon bei der Ersten Beratung hier im Landtag von Ba-
den-Württemberg umfassend ausgetauscht, und zwar so um-
fassend, dass in der Sitzung des Innenausschusses am 16. Mai 
auch die den Gesetzentwurf einbringende Fraktion keinerlei 
Gesprächsbedarf mehr hatte und gänzlich auf jede Wortmel-
dung verzichtet hat. 

Deswegen ist meine Position mangels zusätzlicher neuer Ar-
gumente auch unverändert. Die von der AfD-Fraktion vorge-
sehene Regelung würde den bis zum Jahr 2013 geltenden 
Rechtszustand wiederherstellen. Die Regelung hat sich aller-
dings nicht bewährt. Für eine Rückkehr zur früheren Rechts-
lage besteht daher keine Veranlassung,

(Abg. Thomas Blenke CDU: Genau!)

und es gibt auch keine neuen Argumente.

Im Gegenteil, in mehrfacher Hinsicht bestehen fachliche Be-
denken. Mehrfachkandidaturen laufen der Persönlichkeits-
wahl in gewisser Weise zuwider. Wenn der Doppelbewerber 
oder die Doppelbewerberin in beiden Wahlkreisen gewählt 
würde, würde von den zusätzlichen Stimmen letztlich ein an-
derer Bewerber auf dem betreffenden Wahlvorschlag profitie-
ren. Dies führte im Ergebnis zu Unzufriedenheit und Enttäu-
schung bei den Wählerinnen und Wählern und könnte auch 
als eine Verzerrung des Wählerwillens empfunden werden.

Da die erzielten Stimmenzahlen in beiden Wahlkreisen für die 
Gesamtsitzverteilung zählen würden, könnte dies außerdem 
im Ergebnis vermehrt zu Ausgleichssitzen für die anderen Par-
teien oder Wählervereinigungen und damit zu einer Vergrö-
ßerung, um nicht zu sagen: zu einer Aufblähung der Kreista-
ge führen. Das kann ja auch nicht Ihr Interesse sein. 

Hinzu kommt, dass es im Hinblick auf eine mögliche Zersplit-
terung der Kreistage und ihrer Gremien und die damit verbun-
denen Nachteile wenig sinnvoll erscheint, kleinen Parteien 

mit der Ermöglichung von Doppelkandidaturen unter die Ar-
me zu greifen.

Meine Damen und Herren, das ausgewogene und bewährte 
Kommunalwahlrecht in Baden-Württemberg, das sich gerade 
und insbesondere durch die Persönlichkeitswahl auszeichnet, 
würde durch diese Regelung nicht nur nicht verbessert, son-
dern vielmehr geschwächt und verschlechtert.

Da es aus unserer Sicht keine Gründe gibt, die für die von der 
Fraktion der AfD vorgeschlagene Rechtsänderung sprechen, 
und insbesondere auch im Innenausschuss keine solchen 
Gründe vorgetragen worden sind, empfiehlt die Landesregie-
rung dem Landtag von Baden-Württemberg, diesen Gesetz-
entwurf abzulehnen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Abg. Tho-
mas Blenke CDU: Eine gute Empfehlung!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen 
für die Allgemeine Aussprache vor.

Wir kommen daher in der Zweiten Beratung zur  A b s t i m -
m u n g  über den Gesetzentwurf Drucksache 16/3686. Der 
Ausschuss für Inneres, Digitalisierung und Migration emp-
fiehlt Ihnen in der Beschlussempfehlung Drucksache 16/3990, 
den Gesetzentwurf abzulehnen.

Ich bitte Sie, damit einverstanden zu sein, dass ich den Ge-
setzentwurf im Ganzen zur Abstimmung stelle. – Sie sind da-
mit einverstanden.

Wer dem Gesetzentwurf Drucksache 16/3686 zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. 

(Abgeordnete der CDU-Fraktion heben die Hand. – 
Abg. Andreas Deuschle CDU: Passt nicht! Noch ein-

mal, bitte!)

– Wer dem Gesetzentwurf zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist 
der Gesetzentwurf mehrheitlich abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 5 ist damit erledigt.

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf:

a)	Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung – Gesetz zur Änderung kommunalwahlrechtlicher 
Vorschriften – Drucksache 16/3870

	 Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für 
Inneres, Digitalisierung und Migration – Drucksache 
16/4017 

	 Berichterstatter: Abg. Dr. Ulrich Goll 

b)	Antrag der Fraktion der SPD und Stellungnahme des 
Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migrati-
on – Inklusives Wahlrecht für die kommenden Kom-
munalwahlen durchsetzen – Drucksache 16/3922
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Meine Damen und Herren, das Präsidium hat folgende Rede-
zeiten festgelegt: für die Allgemeine Aussprache zu den Buch-
staben a und b insgesamt fünf Minuten je Fraktion sowie für 
die antragstellende Fraktion zur Begründung des Antrags un-
ter Buchstabe b zusätzlich fünf Minuten.

Wir verfahren in der bei Zweiten Beratungen von Gesetzent-
würfen üblichen Reihenfolge, nämlich auch hier in der Rei-
henfolge nach Fraktionsstärke. Die Rednerinnen bzw. die Red-
ner der Fraktion der SPD begründen den Antrag im Rahmen 
der Aussprache.

Für die Fraktion GRÜNE erteile ich das Wort Frau Abg. Lis-
bach.

Abg. Bettina Lisbach GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Mit dem Gesetz zur Änderung kommunal-
wahlrechtlicher Vorschriften werden Anregungen aus der 
kommunalen Praxis aufgenommen, Anpassungen an die Re-
gelung von Bund und Ländern vorgenommen und auch Orga-
nisation und Durchführung der Kommunalwahlen vereinfacht. 
Wir haben das alles in der ersten Lesung bereits debattiert. 
Die Änderungen sind auch allesamt sinnvoll und im Sinne der 
kommunalen Landesverbände. So weit d’accord.

Gesprochen haben wir das letzte Mal auch schon über einige 
weitere Änderungsbedarfe, die sich teilweise auch aus der An-
hörung ergeben haben. Auf einen für uns sehr wesentlichen 
Punkt will ich heute noch einmal näher eingehen, nämlich auf 
das Thema „Abschaffung der Wahlrechtsausschlüsse für Men-
schen mit Vollbetreuung“. 

Dieses Thema war Gegenstand intensiver Beratungen, auch 
jetzt noch einmal im Innenausschuss. Dazu liegen auch An-
träge der SPD, aber auch der Regierungsfraktionen vor. Ich 
möchte betonen, dass wir uns hier beim Thema Wahlrechts-
ausschlüsse in der Verpflichtung der UN-Behindertenrechts-
konvention sehen. Der UN-Menschenrechtsausschuss hat 
Deutschland 2015 aufgefordert, hier die gesetzlichen Rege-
lungen und Vorgaben zu ändern.

Für uns ist klar: Die Betreuung in allen Angelegenheiten darf 
nicht zu Wahlrechtsausschlüssen führen. Der Wahlrechtsaus-
schluss diskriminiert Menschen mit Behinderungen. Das be-
trifft in Baden-Württemberg knapp 6 000 Menschen, die nicht 
zur Wahl gehen können. Für uns, die grüne Fraktion, ist das 
kein akzeptabler Zustand, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Wir haben deshalb die klare Absicht, die Wahlrechtsausschlüs-
se vor der Kommunalwahl 2019 zu streichen. Bis zur Aufstel-
lung der Wählerverzeichnisse ist dafür auch noch ausreichend 
Zeit. Allerdings steht zu den Wahlrechtsausschlüssen noch ei-
ne Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts aus. Es geht 
um eine Wahlprüfungsbeschwerde, die von Betroffenen 2014 
eingereicht wurde. Der SPD-Antrag ignoriert, dass diese Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts noch aussteht. Wir 
halten das für einen entscheidenden Mangel. 

Mit einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts wird 
im Herbst gerechnet. Wir erwarten, dass dann Klarheit hin-
sichtlich der Abschaffung der Wahlrechtsausschlüsse herrscht 
und damit Rechtssicherheit für eine geplante weitere Geset-

zesänderung besteht. Wir sind uns mit dem Koalitionspartner 
einig, dass es Änderungsbedarf bei den Wahlrechtsausschlüs-
sen gibt und dass diesem rechtzeitig vor der Kommunalwahl 
Rechnung getragen werden soll. Das haben wir in dem Ihnen 
vorliegenden Änderungsantrag formuliert.

(Abg. Rainer Stickelberger SPD: Entschließungsan-
trag! Kein Änderungsantrag!)

– Entschließungsantrag. Entschuldigung.

(Abg. Rainer Stickelberger SPD: Das ist etwas ande-
res!)

Ich möchte noch einmal auf den Inhalt zu sprechen kommen. 
Sobald das Bundesverfassungsgericht entschieden hat, soll die 
Regierung die gewonnenen Erkenntnisse prüfen und darauf 
aufbauend unmittelbar einen neuen Gesetzentwurf erarbeiten. 
Damit kann das Wahlrecht dann sicher und zweifelsfrei so 
ausgestaltet werden, wie wir uns das wünschen, nämlich oh-
ne die Wahlrechtsausschlüsse.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Frau Abg. Lisbach, erlau-
ben Sie eine Zwischenfrage?

(Abg. Sascha Binder SPD: Hat sich erledigt!)

Abg. Bettina Lisbach GRÜNE: Nein, keine Zwischenfrage.

Außerdem können dann – das ist auch ein Vorteil – die Erfah-
rungen aus anderen Bundesländern einfließen, insbesondere 
Erfahrungen aus Schleswig-Holstein, wo die Wahlrechtsaus-
schlüsse abgeschafft worden sind und wo vor wenigen Wo-
chen Kommunalwahlen stattgefunden haben. 

Meine Damen und Herren, das geplante Vorgehen entspricht 
übrigens auch dem, was die Große Koalition auf Bundesebe-
ne tut. Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, Angrif-
fe gegen Grün-Schwarz sind hier also fehl am Platz. 

(Zurufe von der SPD)

Sie vertreten im Bund genau das, was wir hier vorhaben und 
tun. Setzen Sie um, was im Koalitionsvertrag auf Bundesebe-
ne vereinbart worden ist. Dann sind wir uns hier auch einig. 

(Abg. Rainer Stickelberger SPD: Seit wann ist der 
Bund für das Kommunalrecht zuständig?)

Meine Damen und Herren, die im vorliegenden Gesetzent-
wurf vorgesehenen Änderungen im Kommunalwahlrecht sind 
allesamt hilfreich und sinnvoll. Zusätzlich wollen wir die Ab-
schaffung der Wahlrechtsausschlüsse rechtzeitig vor den 
Kommunalwahlen 2019 auf den Weg bringen. Wir werden das 
unmittelbar angehen, sobald die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts vorliegt. Heute werben wir um Zustim-
mung für die Gesetzesänderung.

Danke schön.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Dann darf ich Abg. Ulli 
Hockenberger für die CDU-Fraktion das Wort erteilen.

(Abg. Thomas Blenke CDU: Schon wieder! Doppel-
ter Hockenberger!)
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Abg. Ulli Hockenberger CDU: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich bedaure, dass ich die Zeit, die ich 
vorhin eingespart habe, jetzt nicht anhängen kann; denn jetzt 
kommen wir zum bedeutenderen Teil der Kommunalwahl-
rechtsänderungen. 

Wir haben bereits in der ersten Lesung signalisiert, dass wir 
die wesentlichen Änderungen mittragen und auch gutheißen. 
Ich darf noch kurz auf zwei, drei wichtige Punkte eingehen. 

Bei Gemeinden mit bis zu 3 000 Einwohnern wird die Mög-
lichkeit eingeführt, doppelt so viele Bewerber für die Wahl 
vorzuschlagen, wie Gemeinderäte zu wählen sind, wobei das 
Gesetz die Regelung vorgibt, aber nicht mehr die Hauptsat-
zung, wie es ursprünglich im Entwurf vorgesehen war. Wir 
schließen uns damit dem Votum des Landkreistags und des 
Gemeindetags an. 

Es gibt einen Ausschluss von Mandatsträgern für den Fall von 
Verfassungswidrigkeitserklärungen sowohl für Parteien als 
auch für Wählervereinigungen. 

Wir passen die kommunalwahlrechtlichen Wahlvorschriften 
an, indem wir sie an die Parlamentsregeln anlehnen. Dies gilt 
z. B. für das Gesichtsverhüllungsverbot für Wahlorgane. 

Wir haben ferner – das gehört zur Offenheit und Ehrlichkeit, 
und das dürfen Sie von mir erwarten – unser Bedauern zum 
Ausdruck gebracht, dass sich zwei Aspekte, die uns beschäf-
tigen, nicht in diesem Gesetzentwurf wiederfinden. Das be-
trifft zum einen das Sitzzuteilungsverfahren, das wir für die-
se Legislaturperiode nicht mehr werden ändern können. Wir 
setzen zuversichtlich darauf, dass wir an diesem Thema wei-
terarbeiten und vielleicht bei der übernächsten Kommunal-
wahl eine Änderung herbeiführen können. 

(Beifall der Abg. Thomas Blenke und Konrad Epple 
CDU)

Zum anderen beschäftigt uns – gerade seit dem vergangenen 
Sonntag – wieder das Thema der Mehrfachbewerbungen bzw. 
der gleichzeitigen Bewerbungen. Dabei geht es um das Un-
terschriftenquorum für Bewerber in Gemeinden mit weniger 
als 20 000 Einwohnern. Dies gibt es im Moment noch nicht. 
Dabei geht es um die Frage, wie glaubhaft und ernsthaft eine 
Kandidatin bzw. ein Kandidat an einem Sonntag in drei oder 
vier Gemeinden gleichzeitig antreten kann. 

Wir wissen sehr wohl, dass der Zugang zu diesem öffentli-
chen Amt ein hohes verfassungsrechtliches Gut ist. Aber wenn 
es weiter diese Entwicklung gibt, dann sollten wir uns über-
legen, ob wir da nicht ein Stück weit in irgendeiner Form ge-
gensteuern müssen – auf die ich mich heute noch nicht fest-
legen kann. 

In der Tat hat uns dann im Innenausschuss zu diesem Thema 
der Antrag der SPD zum inklusiven Wahlrecht intensiv be-
schäftigt. Ich hatte in der ersten Lesung glücklicherweise 
schon auf den Koalitionsvertrag hingewiesen – mancher er-
innert sich vielleicht –, der im Bund geschlossen worden ist. 
Mit diesem müssen wir uns auseinandersetzen. Ich hatte al-
lerdings auch darauf hingewiesen, dass es für uns, die CDU-
Fraktion, wichtig ist, dass wir dieses Thema dann angehen, 
wenn das Bundesverfassungsgericht entschieden hat, weil wir 

die eine oder andere Frage immer noch nicht hinreichend be-
antwortet sehen.

Genau dies soll unser Antrag heute auch aufgreifen und ein 
Signal geben. Wir wollen das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts kennen, wir wollen es bewertet wissen, wir wollen es 
geprüft und ausgewertet wissen, und dann werden wir uns da-
mit auseinandersetzen. 

Im Interesse der Menschen – das hat die Kollegin Lisbach 
schon gesagt – wollen wir mit unserem Antrag allerdings heu-
te schon ein Signal setzen, dass wir uns des Themas anneh-
men werden. 

Vor diesem Hintergrund hat mich der Anwurf der SPD im In-
nenausschuss etwas geschmerzt, 

(Abg. Rainer Stickelberger SPD: Den wiederholen 
wir!)

die uns sozusagen fehlende Empathie für die Menschen mit 
Behinderungen und fehlendes Rechtsbewusstsein vorgehal-
ten hat. Ich habe mir dann gedacht: Wenn einen diese Sorge 
vor einer fehlenden Empathie und einem fehlenden Rechts-
bewusstsein im Hinblick auf das Jahr 2019 umgetrieben hat, 
hätte man schon in der letzten Legislaturperiode eine entspre-
chende Änderung vornehmen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Zuruf des Abg. 
Rainer Stickelberger SPD) 

– An dieser Formulierung habe ich sehr lange gearbeitet, Herr 
Stickelberger, und darauf bin ich sehr stolz. Deswegen muss-
te das jetzt einfach sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Dr. Ste-
fan Fulst-Blei SPD: Wenn es hilft!)

Daran sollen Sie auch erkennen, dass wir uns mit den Dingen 
wirklich ernsthaft auseinandersetzen wollen. 

Deswegen möchte ich zum Schluss betonen, dass uns das in-
klusive Wahlrecht wichtig ist. Wir tun den Menschen aber kei-
nen Gefallen, wenn wir jetzt diese Entscheidung treffen, ob-
wohl das Bundesverfassungsgerichtsurteil noch aussteht. Wir 
wollen abwarten. Wir wollen, wie Frau Kollegin Lisbach 
schon gesagt hat, im Interesse der Menschen mit Behinderun-
gen dieses Wahlrecht rechtssicher und zweifelsfrei ausgestal-
ten. Wir wollen dabei auch die Erfahrungen in anderen Bun-
desländern einbeziehen. Wenn wir diese Erkenntnisse haben, 
werden wir auch rechtzeitig entsprechende Konsequenzen zie-
hen.

Alles in allem signalisiere ich Zustimmung zum Änderungs-
gesetz, Ablehnung des SPD-Antrags und Zustimmung zu un-
serem Entschließungsantrag. Wir werden uns dann in diesem 
Haus sicher wieder über dieses Thema unterhalten. 

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen 
– Abg. Winfried Mack CDU: Sehr gut!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die AfD-Fraktion hat 
Herr Abg. Daniel Rottmann das Wort. – Bitte.
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Abg. Daniel Rottmann AfD: Sehr geehrte Präsidentin, sehr 
geehrte Kollegen! Als Vorsitzender des Wahlprüfungsaus-
schusses habe ich die beiden Sitzungen geleitet, in denen wir 
über die Eingaben gegen den Ablauf der vergangenen Land-
tagswahl beraten haben. In einem der Einsprüche ging es um 
eine Person, deren Gesundheit sich schlagartig verschlechtert 
hatte und der daraufhin das Wahlrecht aberkannt wurde mit 
der Begründung – ich zitiere –, „dass sie für sämtliche Erle-
digungen des täglichen Lebens eine Betreuungsperson benö-
tige“. Bei der notariellen Festlegung der Vollbetreuung sei die 
damit verbundene Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrech-
te aber nicht erwähnt worden. Und so kam es, dass eine Frau 
– ich zitiere –, „die wisse, was sie wolle“, bei der Landtags-
wahl 2016 nicht wahlberechtigt war. 

Diesen Punkt hatte ich bei der abschließenden Aussprache im 
Plenum bereits angesprochen. Ich bin der Fraktion des Kolle-
gen Gall, der ebenfalls Mitglied des Wahlprüfungsausschus-
ses ist, dankbar, diesen Punkt auf die Agenda für die Kommu-
nalwahl gebracht zu haben. Immerhin geht es um 5 900 Men-
schen, die wegen einer Vollbetreuung nicht an Wahlen teil-
nehmen dürfen. 

Im Ausschuss für Inneres sprach sich allerdings die Mehrheit 
gegen den Antrag der SPD aus, bzw. es ist ja jetzt allgemei-
ner Konsens, abzuwarten, bis das Bundesverfassungsgericht 
geurteilt hat. Dieser Empfehlung kann ich mich persönlich an-
schließen und werde mich bei dem Antrag der SPD enthalten.

Zum Gesetzentwurf insgesamt habe ich, denke ich, am 9. Mai 
ausreichend Stellung bezogen. Dem gibt es im Moment nichts 
hinzuzufügen. Wir können nicht allen Punkten zustimmen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die SPD-Fraktion hat 
Abg. Rainer Stickelberger das Wort.

Abg. Rainer Stickelberger SPD: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Änderungen des Wahl-
rechts sind natürlich mit Bedacht und Vorsicht vorzunehmen. 
Aber eine Änderung in dem Stil, wie sie jetzt vorgenommen 
wird, bietet die Gelegenheit, Lücken zu schließen und Unge-
rechtigkeiten zu beseitigen.

Sie haben bei dieser Gesetzesänderung an viele gedacht. Sie 
haben bei der Wahllistenaufstellung an die kleinen Gemein-
den gedacht, an die Gruppe der Neuwähler, die zwischen dem 
ersten und dem zweiten Wahlgang bei Bürgermeisterwahlen 
entsteht, Sie haben an Mandatsträger gedacht, die verfassungs-
widrigen Parteien angehören, aber an die Menschen mit Be-
hinderungen in unserem Land haben Sie nicht gedacht. Auch 
bei der Einbringung des Gesetzentwurfs war davon überhaupt 
nicht die Rede. Sie haben die Menschen mit Behinderungen 
in diesem Land schlicht vergessen.

(Beifall bei der SPD)

Daraufhin haben wir Sie aus dem Dornröschenschlaf geweckt, 
und Sie haben dann in der ersten Lesung Stellung genommen, 
im Innenausschuss auch. Es kam dann eine Pressemitteilung 
der Fraktion GRÜNE, die im Nachgang zur ersten Lesung et-
was besänftigen sollte. Jetzt haben wir einen Entschließungs-

antrag auf dem Tisch, der die Handlungsabsicht beinhaltet. 
Aber was wir kritisieren, ist: Sie verstecken sich hinter dem 
Bund, und Sie verstecken sich hinter dem Bundesverfassungs-
gericht.

(Abg. Andreas Stoch SPD: So ist es!)

Der Bund kann Ihnen das Kommunalrecht nicht ändern.

(Zuruf: So ist es!)

Andere Bundesländer ändern ihr Kommunalwahlrecht recht-
zeitig, weil sie nicht wissen, bis wann der Bund seine Rege-
lungen trifft. Da sind halt andere Länder fortschrittlicher, wei-
ter, und es bekümmert uns schon, dass Sie am Ende der Ska-
la rangieren, was die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen angeht.

(Beifall bei der SPD)

Sie verstecken sich hinter dem Bundesverfassungsgericht; Ihr 
Entschließungsantrag ist auch an diese Entscheidung gekop-
pelt. Was machen Sie eigentlich, wenn das Bundesverfas-
sungsgericht nicht rechtzeitig entscheidet?

(Zuruf von der SPD: Ja!)

Wir haben einmal gefragt, bis wann denn mit einer Entschei-
dung zu rechnen sei. Da wurde uns die Auskunft gegeben, ein 
Entscheidungstermin sei bisher nicht absehbar. Es steht zwar 
auf der Agenda des Bundesverfassungsgerichts, aber das ist 
ja nicht bindend. Es ist also nicht absehbar, wann das Gericht 
entscheiden wird. Sie koppeln aber, obwohl Sie regieren und 
Gestaltungsfreiheit haben, Ihr Handeln an eine ungewisse Ent-
scheidung – was das Zeitliche angeht – des Bundesverfas-
sungsgerichts. Warten wir also ab.

Sie haben jetzt die Chance, das Wahlrecht zu ändern. Alle Be-
teiligten warten auf dieses Wahlrecht mit dieser Änderung. 
Ich glaube, die gesamten Beteuerungen, die Sie jetzt im Lau-
fe des Verfahrens zur Gesetzesberatung abgegeben haben, sind 
eigentlich Schall und Rauch. Ändern Sie es doch jetzt!

(Abg. Sascha Binder SPD: Genau!)

Was machen Sie denn, wenn die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts nicht rechtzeitig kommt? Dann können 
Sie Ihr Gesetz offensichtlich nicht mehr erlassen. Dann haben 
Sie die Situation – der Bund ist ja jetzt intensiv dran –, dass 
die Menschen mit Behinderungen zur Europawahl gehen, ih-
ren Europawahlkandidaten wählen, und dann wollen sie auch 
noch für die Gemeinderatswahl abstimmen. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Und das geht nicht!)

Und dann sagt ihnen der Vorsitzende im Wahllokal: „Guter 
Mann, gute Frau, Sie dürfen leider nicht wählen, weil das 
Kommunalrecht in Baden-Württemberg das nicht hergibt.“ 
Das hätten Sie zu verantworten. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: So ist es!)

Deshalb appelliere ich an Sie: Nehmen Sie die Änderungen 
jetzt vor. Jetzt ist die Gelegenheit. Es sind ja zahlreiche Än-
derungen. Was hindert Sie daran? Andere Bundesländer ha-
ben es auch gemacht. Auf welchen Erkenntniszuwachs war-
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ten Sie eigentlich? Tun Sie es jetzt! Setzen Sie ein echtes Si-
gnal an die Menschen mit Behinderungen in diesem Land, und 
hören Sie auf mit Beteuerungen.

(Beifall bei der SPD)

Handeln Sie! Die Menschen mit Behinderungen haben einen 
Anspruch darauf. Es wäre ein fatales Signal dieses Landtags, 
wenn dieser eine umfassende Änderung des Kommunalrechts 
vornimmt und dabei nichts tut für die Gleichstellung und die 
Teilhabe für Menschen mit Behinderungen in diesem Land. 
Also handeln Sie!

Danke.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Heinrich Fiecht-
ner [fraktionslos]) 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Ich weise darauf hin, dass 
Fotos und Videoaufnahmen sowohl auf der Besuchertribüne 
als auch hier im Saal nur den akkreditierten Pressevertretern 
zugestanden sind. Wenn Sie das bitte alle miteinander beher-
zigen wollen.

Ich erteile das Wort für die FDP/DVP Herrn Abg. Dr. Goll.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen, Kollegen! Auch zu diesem Entwurf kann ich mich 
kurzfassen – in diesem Fall deswegen, weil wir allen Punkten 
darin zustimmen werden. Es ist ja auch schon beschrieben 
worden, worum es geht; das muss jetzt, glaube ich, nicht noch 
ein weiteres Mal erfolgen – nur damit wir uns jetzt nicht miss-
verstehen, wenn ich die Punkte im Einzelnen nun nicht mehr 
erwähne. Wir unterstützen den Gesetzentwurf in allen Punk-
ten so, wie die Regierung ihn vorgelegt hat. 

Diskussionswürdig ist aber natürlich der Antrag der SPD; er 
ist nach unserer Meinung auch zustimmungswürdig. Wir wer-
den diesem Antrag zustimmen; denn wir halten es für richtig, 
den Gesetzentwurf in diesem Punkt zu ergänzen. Das Verhal-
ten der Regierung und der Koalitionsfraktionen finden wir da-
bei nicht besonders schlüssig. Mein bescheidener Verstand 
sagt mir nämlich: Wenn wir das jetzt einbauen, dann riskie-
ren wir in der Tat, dass wir es nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts noch einmal ändern müssen. Sie aber ris-
kieren jetzt schon, dass Sie dann nochmals ein Gesetz machen 
müssen. Vom Aufwand her ist das genau dasselbe. Man kann 
es doch jetzt hineinnehmen; dann werden wir möglicherwei-
se ein weiteres Gesetzgebungsverfahren brauchen. Das wür-
den wir aber so oder so brauchen – Sie brauchen es ganz si-
cher. Nach erfolgter Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts und dessen Urteil könnte ein weiteres Gesetz sogar 
entbehrlich sein, wenn man diesen Punkt, wie von der SPD – 
in der Sache richtig – beantragt, mit hineinnimmt und so be-
schließt. 

Deswegen finden wir es überzeugender, für den Antrag der 
SPD zu stimmen. Bei der Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag werden wir uns aus dem Grund enthalten, dass 
wir es vom Vorgehen her für überzeugender halten, dies gleich 
mit hineinzunehmen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Dann habe ich noch eine 
Wortmeldung von Herrn Abg. Dr. Fiechtner. 

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Sehr verehrte 
Frau Präsidentin, sehr verehrte Damen, sehr geehrte Herren! 
Jede Minderheit braucht einen, der sich für sie einsetzt. Das 
gilt besonders für Menschen, die keine eigene Stimme haben. 
Darum bin ich froh, dass die SPD dieses Thema heute einge-
bracht hat. 

Erst vor wenigen Tagen berichtete mir eine nahezu blinde 
Frau, dass bei ihr im Ort nur mangelhafte Blindenleitsysteme 
vorhanden sind. Gerade im Hafenbereich fehlen diese gänz-
lich. Ohne Begleitung ist für sie ein Spaziergang dort undenk-
bar. Der Sturz ins tiefe Wasser wäre vorprogrammiert. Als sie 
sich hierzu an die Stadtbehörde wandte, hieß es, dass für so 
etwas kein Geld da sei – was unweigerlich die Frage aufwirft, 
wie viel ein Menschenleben wert ist. Diese Erfahrung zeigt 
aber auch, wie wichtig es ist, dass Minderheiten die Möglich-
keit haben, sich Gehör zu verschaffen. Dazu gehören gerade 
in einem demokratischen System auch die Wahlen. 

Was die Zahl der betroffenen Personen angeht, reden wir von 
knapp 6 000 Menschen in Baden-Württemberg, die aufgrund 
ihrer Behinderung nicht wählen dürfen. Das zeigt schon, dass 
die Abschaffung des Ausschlussparagrafen kaum eine Aus-
wirkung auf das Wahlergebnis hätte. Dennoch ist es ein wich-
tiger Schritt. 

Ob als Notarzt in Stuttgart mit über 800 Fahrten oder in der 
Notfallaufnahme mit täglich bis zu 100 Patienten – ich habe 
mich durch meine Behinderung nicht aufhalten lassen. Dies 
ging aber nur, weil es Menschen gab und gibt, die an mich 
glauben und die sich für die Rechte von Behinderten starkge-
macht haben. 

Darum ist es mir ein besonderes Anliegen, mich hier und heu-
te für das Wahlrecht der Behinderten einzusetzen. Dass bei 
Wahlen betrogen werden kann, ist uns allen bewusst. Das 
rechtfertigt jedoch nicht, Menschen das Wahlrecht vorzuent-
halten. Sowohl die Möglichkeit der eidesstattlichen Versiche-
rung als auch unser Vertrauen in die Aufrichtigkeit der Bür-
ger sollten uns alle für ein inklusives Wahlrecht stimmen las-
sen. 

Ich werde dem Antrag der SPD zustimmen. 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Dann darf ich für die Re-
gierung Herrn Innenminister Thomas Strobl aufrufen. 

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Vielen Dank. – Frau Präsidentin, verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Wir beraten heute einen Gesetzent-
wurf, mit dem das Kommunalwahlrecht in einigen Punkten 
an die Bedürfnisse der Praxis angepasst werden soll. Nach-
dem nun bei den Beratungen im Innenausschuss und auch hier 
im Plenum die Frage des Wahlrechtsausschlusses von betreu-
ten Personen breiten Raum eingenommen hat, möchte ich da-
zu ein paar Dinge klarstellen. 

Unter diesem Tagesordnungspunkt wird ja auch der Antrag 
der Fraktion der SPD zum inklusiven Wahlrecht behandelt. 
Herr Kollege Stickelberger, vorweg die Klarstellung: Ich 
schätze Sie sehr, aber das, was Sie heute in den Raum gestellt 
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haben, nämlich dass die Landesregierung die Behinderten ver-
gessen hätte, weise ich mit aller Entschiedenheit zurück. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Dann stellen Sie das heu-
te unter Beweis! In Ihrem Gesetzentwurf steht dazu 
aber nichts drin! – Zuruf des Abg. Wolfgang Drexler 

SPD) 

Das ist einfach nicht richtig. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Bei Ihnen steht dazu nichts 
drin! – Zuruf des Abg. Rainer Stickelberger SPD) 

Das ist in Wahrheit auch unter Ihrem Niveau. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Wolfgang 
Drexler SPD: Was steht in Ihrem Gesetzentwurf?)

Eingangs möchte ich – erstens – verdeutlichen, um welchen 
Personenkreis es hier geht. In den Diskussionen wird zuwei-
len der Eindruck erweckt, Menschen mit Behinderungen sei-
en generell vom Wahlrecht ausgeschlossen. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Das hat niemand ge-
sagt!)

Davon kann keine Rede sein. Ausgeschlossen vom Wahlrecht 
sind nach geltender Rechtslage nur diejenigen Personen, für 
die durch richterliche Entscheidung ein Betreuer für alle ihre 
Angelegenheiten bestellt ist. Für eine solch umfassende Be-
treuung sind die gesetzlichen Vorgaben äußerst streng. Dies 
kommt überhaupt nur dann in Betracht, wenn jemand auf-
grund einer psychischen Krankheit oder einer physischen, 
geistigen oder seelischen Behinderung seine gesamten Ange-
legenheiten nicht mehr selbst besorgen kann.

Nach einer vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
in Auftrag gegebenen Studie aus dem Jahr 2016 entspricht die 
Zahl der betroffenen Personen einem Anteil von etwa 0,8 % 
aller Menschen mit einer anerkannten Behinderung. Anders-
herum ausgedrückt: 99 % der Menschen mit Behinderungen 
können ihr Wahlrecht in gleicher Weise wie nicht behinderte 
Menschen ausüben. Dieses Faktum wollte ich einfach noch 
nennen.

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD)

Zweitens: Für die Landesregierung und für mich persönlich, 
aber auch im Namen des Kollegen Lucha möchte ich sagen: 
Uns ist die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderungen ein wichtiges Anliegen. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Dann macht es doch!)

Wir stehen deshalb zu dem von der Vorgängerregierung erar-
beiteten Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention. Dort ist auch das Vorgehen bezüglich der 
genannten Wahlrechtsausschlüsse festgelegt. Danach sollen 
die für Menschen mit Behinderungen geltenden Wahlrechts-
ausschlüsse unter Berücksichtigung der Handlungsempfeh-
lungen einer vom Bund in Auftrag gegebenen Studie und der 
hierzu vom Bund zu treffenden Entscheidungen überprüft und 
gegebenenfalls geändert werden. Das ist der beschlossene Ak-
tionsplan.

Die Studie liegt seit 2016 vor. Ein ersatzloser Wegfall des Aus-
schlussgrunds für betreute Menschen, wie ihn der vorliegen-
de Änderungsantrag der SPD vorsieht, wird dort ausdrücklich 
nicht empfohlen. Gerade diese Einschätzung zeigt, dass die 
Lösung nicht so einfach ist, wie manche es sich vorstellen. 
Das rechtlich schwierige Problem dabei ist, dass unter den Be-
treuten eben auch Personen sind, die aufgrund ihrer Behinde-
rung tatsächlich nicht in der Lage sind, eine eigene Wahlent-
scheidung zu treffen, z. B. wegen einer Altersdemenz in sehr 
weit fortgeschrittenem Zustand. Nicht zulässig wäre es, dass 
für solche Personen dann jemand anders die Wahlentschei-
dung trifft. Das wird auch von der UN-Behindertenrechtskon-
vention nicht verlangt.

Die Vorschläge der Studie zielen letztlich alle auf Änderun-
gen im Betreuungsrecht ab. Für das Betreuungsrecht ist letzt-
lich aber der Bund zuständig. Im Aktionsplan ist daher aus-
drücklich festgelegt, dass das Land die Handlungsempfehlun-
gen der Studie und die seitens des Bundes zu treffenden Ent-
scheidungen abwarten wird. Dieses Vorgehen erscheint auch 
sinnvoll.

Noch einmal, Herr Kollege Stickelberger: Wir haben das nicht 
vergessen, sondern halten uns an den Aktionsplan und die 
Empfehlungen, die in der Studie stehen. Die Landesregierung 
hält sich somit an die im Aktionsplan vorgesehene Verfahrens-
weise. Änderungen bezüglich des aktiven und passiven Wahl-
rechts sind deshalb in den vorliegenden Gesetzentwurf be-
wusst noch nicht aufgenommen worden – aber nicht etwa ver-
gessen worden, wie Sie von der Opposition es heute leider zu 
Unrecht dargestellt haben. 

(Abg. Sabine Wölfle SPD: Nein! – Abg. Wolfgang 
Drexler SPD: Dazu ist in der Sitzung nichts gesagt 

worden!)

– Ich habe Herrn Kollegen Stickelberger schon sehr genau zu-
gehört und habe auch gehört, dass er – sehr zum Ärger von 
Kollegen Lucha und mir – die Behauptung aufgestellt hat, die 
Landesregierung habe das einfach vergessen. 

(Zuruf des Abg. Wolfgang Drexler SPD)

Vor diesem Hintergrund war eine Beteiligung der Landes-Be-
hindertenbeauftragten im Anhörungsverfahren zu diesem Ge-
setzentwurf auch nicht erforderlich. Die Landes-Behinderten-
beauftragte wird stets in den gesetzlich vorgesehenen Fällen 
– und zwar auch gern – beteiligt, und sie wurde hier auch kei-
nesfalls übergangen. Auch das weise ich entschieden zurück.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Sondern?)

Zudem ist ihre Stellungnahme zu der Thematik in der Äuße-
rung der Landesregierung zu dem hier mit zu beratenden An-
trag der Fraktion der SPD auch enthalten.

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD) 

Es ist richtig, dass einige wenige Bundesländer den Wahl-
rechtsausschluss von betreuten Personen in ihrem Landtags- 
und Kommunalwahlrecht bereits entgegen den Empfehlun-
gen der Studie gestrichen haben.

(Abg. Rainer Stickelberger SPD: Gesetzgeber!)
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Ich möchte das, was andere Landesparlamente im Rahmen ih-
rer eigenen Gesetzgebungshoheit regeln, hier nicht bewerten. 
Es muss aber nicht von vornherein per se gut und richtig sein, 
nur weil es andere so gemacht haben. Es sind – das haben Sie 
auch nicht vorgetragen – auch keinerlei Erfahrungen aus der 
Praxis aus den betreffenden Bundesländern mit den dortigen 
Neuregelungen bekannt, die uns irgendeinen Grund geben 
würden, das jetzt auch entgegen den Empfehlungen zu ma-
chen.

Viel wichtiger als das, was andere Länder tun, ist in diesem 
Fall, was der Bund in seinem Wahlrecht – also für die Bun-
destags- und die Europawahl – regelt. Zum einen ist das schon 
wegen der erwähnten engen Verzahnung mit dem Betreuungs-
recht von Bedeutung, zum anderen werden häufig verschie-
dene Wahlen an einem Wahltag durchgeführt. So ist die ge-
meinsame Durchführung der Europawahl und der Kommu-
nalwahlen in diesem Land, in Baden-Württemberg, schon fast 
eine Tradition, und das Innenministerium beabsichtigt, die ge-
meinsame Durchführung auch für das Jahr 2019 festzulegen.

Aber auch zusammen mit der Bundestagswahl gab es bereits 
eine ganze Reihe von Bürgermeisterwahlen, Bürgerentschei-
den und anderes mehr. Es ist den betroffenen Personen, den 
Wahlorganen, den Wahlbehörden schwer zu vermitteln, war-
um der gleiche Personenkreis bei einer Wahl wählen darf und 
bei der anderen nicht.

Derzeit besteht im Bundestags- und im Europawahlrecht der 
gleiche Wahlrechtsausschluss von betreuten Personen wie in 
unserem Kommunalwahlrecht. Im Koalitionsvertrag von 
CDU/CSU und SPD im Bund ist vereinbart, diesen Wahl-
rechtsausschluss aufzugeben. Wann und auf welche Weise dies 
umgesetzt wird, sollten wir abwarten. Wenn der Bundestag 
das Europawahlgesetz noch vor der Europawahl im nächsten 
Jahr ändert, können wir das in unserem Kommunalwahlrecht 
übernehmen.

Wie in den Beratungen schon mehrfach erwähnt, ist außerdem 
im Laufe dieses Jahres noch eine grundlegende Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts zu erwarten. Gegenstand ist 
eine Wahlprüfungsbeschwerde bezüglich der Verfassungsmä-
ßigkeit der Wahlrechtsausschlüsse im Bundeswahlgesetz. Ich 
erwarte davon wichtige Hinweise des Bundesverfassungsge-
richts, vielleicht auch zu den Möglichkeiten für den Gesetz-
geber, diese durchaus schwierige Materie auch anders zu re-
geln. Es ist deshalb in jedem Fall vernünftig, diese Entschei-
dung aus Karlsruhe abzuwarten.

Aus meiner Sicht besteht daher überhaupt kein Anlass, bereits 
jetzt eine überhastete Regelung nur für die Kommunalwahlen 
zu treffen. Sollte sich aus der Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts oder den Gesetzgebungsaktivitäten auf Bun-
desebene Änderungsbedarf ergeben, wird die Landesregie-
rung selbstverständlich unverzüglich die Konsequenzen prü-
fen und dem Landtag über die Ergebnisse der Prüfung berich-
ten und gegebenenfalls selbstverständlich einen weiteren Ge-
setzentwurf zur Änderung des Kommunalwahlrechts vorle-
gen. 

Das Anliegen, das die Fraktionen der Grünen und der CDU 
mit ihrem Antrag heute zum Ausdruck bringen, unterstütze 
ich daher selbstverständlich. 

Nun – ganz kurz, aber wir haben das ja bereits ausführlich be-
raten – möchte ich noch etwas zu dem eigentlichen Inhalt des 
vorliegenden Gesetzentwurfs sagen. Die wesentlichen Punk-
te – wie die höhere Zahl von Kandidaten in den Wahlvorschlä-
gen und der Mandatsverlust bei einem Parteiverbot – hatte ich 
Ihnen bereits bei der Einbringung des Gesetzentwurfs am 
9. Mai dargestellt.

Wie die bisherigen Beratungen hier im Plenum und auch im 
Innenausschuss gezeigt haben, besteht bei den meisten Punk-
ten des Gesetzentwurfs Einvernehmen oder doch zumindest 
eine breite Zustimmung, für die ich mich herzlich bedanke. 
Das freut mich. Denn gerade beim Wahlrecht, das zum Kern 
unserer Demokratie gehört, halte ich es für wichtig, dass Än-
derungen von einer möglichst breiten partei- und fraktions-
übergreifenden Mehrheit, von einer breiten Mehrheit der de-
mokratischen Kräfte mitgetragen werden. Dass uns dies ge-
lingt, ist sehr schön, und dass auch von den kommunalen Lan-
desverbänden die vorgesehenen Änderungen befürwortet wer-
den, kommt erfreulicherweise ergänzend hinzu. 

Sehr verehrte Damen und Herren Abgeordnete, ich darf Sie 
darauf hinweisen, dass bereits ab dem 20. August dieses Jah-
res mit der Aufstellung der Kandidatenlisten für die Kommu-
nalwahlen 2019 begonnen werden kann.

Wesentliche Teile des Gesetzes sind bereits für das Aufstel-
lungsverfahren relevant, und deswegen bitte ich Sie auch sehr 
darum, heute dem Gesetzentwurf der Landesregierung zuzu-
stimmen, um ein baldmöglichstes Inkrafttreten des Gesetzes 
zu ermöglichen. 

Damit stehen die entscheidenden Spielregeln für die Kommu-
nalwahl weit vor dem Anpfiff des Spiels fest, und es ist gut, 
wenn alle über die Spielregeln Bescheid wissen, bevor das 
Spiel beginnt. So wollen wir es auch mit dem Wahlrecht hal-
ten, und durch Ihre Zustimmung ermöglichen Sie, dass das 
rechtzeitig geschieht.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Mir liegt jetzt eine Wort-
meldung aus den Reihen der SPD-Fraktion vor. Gibt es noch 
andere Wortmeldungen? – Nein. 

Dann gebe ich Frau Abg. Wölfle das Wort. – Bitte.

Abg. Sabine Wölfle SPD: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wenn wir hier in diesem Hohen Haus über 
die Umsetzung der einzelnen Schritte des Bundesteilhabege-
setzes sprechen, wenn wir einen Landes-Behindertenbeirat 
einsetzen, der die Interessen der Menschen mit Handicap 
wahrnehmen soll, wenn die Landesregierung eine unabhän-
gige Beauftragte ernennt, die seitens aller Ministerien einbe-
zogen werden soll, wenn es um Menschen mit Behinderun-
gen geht, und wenn dann noch vor dem Hintergrund eines 
Landesaktionsplans, der in der letzten Legislaturperiode durch 
den vormaligen Landes-Behindertenbeauftragten Gerd Wei-
mer mit großer Beteiligung aller Akteure 2012 entwickelt wur-
de, jetzt als zentrales Anliegen das Recht auf politische Betei-
ligung durch Wahlen im vorgelegten Gesetzentwurf zur Än-
derung kommunalrechtlicher Vorschriften nicht aufgegriffen 
wurde, dann dürfen wir als Opposition zu Recht fragen, wo 
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denn alle oben genannten Akteure beteiligt wurden und ob 
man nicht tatsächlich diesen Punkt schlicht und einfach ver-
gessen hat.

(Beifall bei der SPD)

Wir, die SPD-Fraktion, haben Sie bereits vor Wochen auf die-
sen Punkt hingewiesen. Herr Minister Strobl, ich habe Ihnen 
hier damals in der ersten Lesung eine Zwischenfrage gestellt, 
und ich hatte – mit Verlaub – nicht den Eindruck, dass Sie die-
ses Thema wirklich auf dem Schirm hatten. Sie wirkten auf 
mich ziemlich überrascht.

(Zuruf des Abg. Wolfgang Drexler SPD)

Ich zitiere aus unserem Antrag und der Stellungnahme der 
Landesregierung. Wir fragten die Landesregierung, ob die un-
abhängige Beauftragte der Landesregierung für die Belange 
von Menschen mit Behinderungen bei dem bisherigen Gesetz-
gebungsverfahren von ihr, der Landesregierung, frühzeitig be-
teiligt wurde. Die Landesregierung antwortete:

Eine (frühzeitige) Beteiligung der Beauftragten der Lan-
desregierung für die Belange von Menschen mit Behin-
derungen bei Gesetzgebungs- und Verordnungsvorhaben 
hat nach § 14 Absatz 3 des Landes-Behindertengleichstel-
lungsgesetzes zu erfolgen, soweit hiervon die spezifischen 
Belange der Menschen mit Behinderungen betroffen sind.

Und weiter:

Da der von der Landesregierung eingebrachte Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung kommunalwahlrechtlicher 
Vorschriften ... keine diesbezüglichen Regelungen enthält, 
wurde von einer Beteiligung der Landes-Behindertenbe-
auftragten abgesehen.

(Abg. Gerhard Kleinböck SPD: Nur Loblieder!)

Aber was hat uns der Herr Minister gerade erzählt? Zu kei-
nem Zeitpunkt sei sie übersehen worden.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Genau!)

Sie haben es mir doch schriftlich bestätigt, dass Sie sie nicht 
einbezogen haben.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Nicht einmal beteiligt 
haben Sie sie!)

Diese Aussage zeigt mehr als deutlich, welchen Stellenwert 
die Umsetzung der Rechte behinderter Menschen bei Ihnen 
hat, nämlich offensichtlich einen sehr geringen.

(Beifall bei der SPD)

Die Landes-Behindertenbeauftragte Stephanie Aeffner hat den 
Auftrag, die Umsetzung der Rechte von Menschen mit Behin-
derungen auf allen staatlichen Ebenen zu überwachen. Zu 
Recht hat sie sich vor einigen Monaten sehr kritisch geäußert, 
dass immer noch viele Menschen mit Behinderungen von der 
Teilnahme an den Bundestagswahlen ausgeschlossen sind. 
Auf Initiative der SPD – im Koalitionsvertrag ist das nachzu-
lesen – wird dies auf Bundesebene nun geändert, und dass das 
endlich geschieht, ist gut so.

Jetzt erarbeitet die Landesregierung einen Gesetzentwurf zur 
Änderung der Vorschriften zu den Kommunalwahlen, bei de-
nen viele Menschen mit Behinderungen ausgeschlossen sind. 
Weder das Staatsministerium noch Innenminister Strobl, in 
dessen Haus der Gesetzentwurf erarbeitet wurde, noch Sozi-
alminister Lucha, in dessen Ministerium die Landes-Behin-
dertenbeauftragte ja verortet ist, halten es für notwendig, Frau 
Aeffner einzubeziehen oder überhaupt einmal zu informieren. 
Gut, dass es eine wachsame Opposition, nämlich die SPD-
Fraktion, gibt.

(Beifall bei der SPD)

Ihre Antwort auf unsere Anfrage sagt nicht, Sie hätten das 
übersehen und es würde nachgeholt. Nein, mitnichten. Es 
macht aus Sicht der Landesregierung vollkommen Sinn, Frau 
Aeffner und den Landes-Behindertenbeirat nicht zu beteili-
gen. So und nicht anders ist Ihre Antwort zu verstehen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist nicht Best Practice 
in der Beteiligungskultur, das ist schlichtweg Worst Case.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass mehrere Bun-
desländer bereits gesetzliche Regelungen getroffen haben oder 
eine Absichtserklärung verabschiedet haben oder bereits im 
Gesetzgebungsverfahren sind, doch Sie laufen hinter der Ar-
gumentation des schwarz-grün regierten Bundeslands Hessen 
her. Das ist 1 : 1 die gleiche Argumentation, die auch Hessen 
bei diesem Thema anführt.

(Abg. Thomas Poreski GRÜNE: Die gleiche wie im 
Bund!)

Wäre ich an der Stelle von Frau Aeffner oder Mitglied im Lan-
des-Behindertenbeirat, würde ich mir gut überlegen, ob ich 
unter diesen Voraussetzungen mein Amt noch länger ausüben 
würde.

Ich möchte noch ein Zitat von Frau Aeffner bringen. Frau 
Aeffner hat gesagt, Politik könne doch nicht nur dann han-
deln, wenn ihr per Urteil attestiert würde, dass die bisherige 
Praxis verfassungswidrig sei. Mehr kann man dazu gar nicht 
sagen. Genau das ist der Punkt. Daher bitte ich Sie, unserem 
Antrag zuzustimmen und hier Schadensbegrenzung zu betrei-
ben.

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Frau Kollegin Wölfle, sind 
Sie bereit, noch eine Frage des – –

(Abg. Sabine Wölfle SPD verlässt das Rednerpult.)

– Gut. Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen.

Dann kommen wir in der Zweiten Beratung zur  A b s t i m -
m u n g  über den Gesetzentwurf Drucksache 16/3870. Ab-
stimmungsgrundlage ist die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Inneres, Digitalisierung und Migration, Druck-
sache 16/4017. Der Innenausschuss empfiehlt Ihnen, dem Ge-
setzentwurf unverändert zuzustimmen.

Zu dem Gesetzentwurf liegen ein Änderungsantrag der Frak-
tion der SPD, Drucksache 16/4212-1, sowie ein Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion GRÜNE und der Fraktion der CDU, 
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Drucksache 16/4212-2, vor, die ich nachher an den entspre-
chenden Stellen zur Abstimmung stellen werde.

Ich rufe auf

Artikel 1

Änderung der Gemeindeordnung

mit den Nummern 1 bis 5. Hierzu liegt Ziffer 1 des Ände-
rungsantrags der Fraktion der SPD vor, die mit Buchstabe a 
die Einfügung einer neuen Nummer 1 begehrt, die § 14 Ab-
satz 2 betrifft, sowie mit Buchstabe b notwendige Folgeände-
rungen fordert. Wer stimmt Ziffer 1 des Änderungsantrags der 
Fraktion der SPD zu? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Damit ist Ziffer 1 des Änderungsantrags mehrheitlich 
abgelehnt.

Die Fraktion der AfD wünscht, dass wir die Nummer 5 von 
Artikel 1 getrennt zur Abstimmung stellen.

Wer Artikel 1 Nummer 1 zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Damit ist Nummer 1 
mehrheitlich zugestimmt.

Wer Nummer 2 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist Nummer 2 
mehrheitlich zugestimmt.

Wer stimmt Nummer 3 zu? – Wer stimmt dagegen? – Wer ent-
hält sich? – Damit ist Nummer 3 mehrheitlich zugestimmt.

Wer stimmt Nummer 4 zu? – Gegenprobe! – Enthaltungen? – 
Damit ist Nummer 4 mehrheitlich zugestimmt. 

Wer Nummer 5 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Gegenprobe! – Enthaltungen? – Damit ist auch Nummer 5 
zugestimmt. 

Ich rufe auf

Artikel 2

Änderung der Landkreisordnung

mit den Nummern 1 und 2. Hierzu liegt Ziffer 2 des Ände-
rungsantrags der Fraktion der SPD vor, die mit Buchstabe a 
die Einfügung einer neuen Nummer 1 begehrt, die § 10 Ab-
satz 4 betrifft, sowie mit Buchstabe b notwendige Folgeände-
rungen fordert. Wer Ziffer  2 dieses Änderungsantrags zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? 
– Enthaltungen? – Damit ist Ziffer 2 des Änderungsantrags 
mehrheitlich abgelehnt. 

Ich schlage Ihnen vor, dass ich Artikel 2 insgesamt zur Ab-
stimmung stelle. – Damit sind Sie einverstanden. 

Wer Artikel 2 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenstimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist Artikel  2 
mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf

Artikel 3

Änderung des Gesetzes über die Errichtung des Ver-
bands Region Stuttgart

Hierzu liegt Ziffer 3 des Änderungsantrags der Fraktion der 
SPD vor, die mit Buchstabe a die Neufassung des Einleitungs-
satzes, mit Buchstabe b die Einfügung einer neuen Nummer 1 
und mit Buchstabe c eine Ergänzung der im Gesetzentwurf 
enthaltenen Änderungsbestimmungen fordert. Wer Ziffer  3 
dieses Änderungsantrags zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Damit ist Zif-
fer 3 des Änderungsantrags mehrheitlich abgelehnt.

Wer Artikel 3 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist Arti-
kel 3 mehrheitlich zugestimmt. 

Ich rufe auf

Artikel 4

Änderung des Kommunalwahlgesetzes

mit den Nummern 1 bis 5. Ich schlage Ihnen vor, dass ich den 
Artikel 4 insgesamt zur Abstimmung stelle. – Damit sind Sie 
einverstanden.

Wer Artikel 4 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist Artikel 4 zu-
gestimmt.

Ich rufe auf

Artikel 5

Inkrafttreten, Übergangsbestimmung

Wer Artikel 5 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenprobe! – Enthaltungen? – Damit ist Artikel 5 mehrheit-
lich zugestimmt. 

Die Einleitung

lautet: „Der Landtag hat am 13. Juni 2018 das folgende Ge-
setz beschlossen:“.

Die Überschrift

lautet: „Gesetz zur Änderung kommunalwahlrechtlicher Vor-
schriften“. – Sie stimmen der Überschrift zu.

Wir kommen zur

S c h l u s s a b s t i m m u n g

Wer dem Gesetz im Ganzen zustimmt, den bitte ich, sich zu 
erheben. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Damit ist dem Ge-
setz einstimmig zugestimmt.

(Zurufe: Nein!)

– Entschuldigung: mehrheitlich.

Wir haben noch über den Entschließungsantrag der Fraktion 
GRÜNE und der Fraktion der CDU, Drucksache 16/4212-2, 
abzustimmen. Wer diesem Entschließungsantrag zustimmt, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich? – Dem Entschließungsantrag der Fraktion GRÜ-
NE und der Fraktion der CDU ist mehrheitlich zugestimmt. 
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Nun komme ich zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung 
des Antrags der Fraktion der SPD, Drucksache 16/3922. Er 
ist ein reiner Berichtsantrag und kann für erledigt erklärt wer-
den. – Sie stimmen zu.

Damit ist Tagesordnungspunkt 6 erledigt. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf:

Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz zur Einführung des Gesetzes zur Ausführung des 
Tiergesundheitsgesetzes und anderer tiergesundheitsrecht-
licher Vorschriften und zur Änderung weiterer Gesetze – 
Drucksache 16/4028

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz – Drucksache 
16/4054

Berichterstatter: Abg. Udo Stein

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Präsidium hat 
für die Allgemeine Aussprache eine Redezeit von fünf Minu-
ten je Fraktion festgelegt. 

In der Allgemeinen Aussprache hat zuerst Abg. Martin Grath 
für die Fraktion GRÜNE das Wort.

Abg. Martin Grath GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Heute findet die 
Zweite Beratung über den Gesetzentwurf zur Einführung des 
Gesetzes zur Ausführung des Tiergesundheitsgesetzes für Ba-
den-Württemberg und anderer tiergesundheitsrechtlicher Vor-
schriften und zur Änderung weiterer Gesetze statt. 

Die Ziele im ersten Artikel sind die Verbesserung der Tierge-
sundheit, der vorbeugende Tiergesundheitsschutz und eine 
schnellere Reaktion im Tierseuchenkrisenfall. Der Gesetzent-
wurf übernimmt bewährte Vorschriften bei der Bekämpfung 
von Tierseuchen aus dem Tiergesundheitsgesetz des Bundes. 
Er setzt verstärkt auf Vorbeugung, er setzt auf Bewahren und 
Stärken der Tiergesundheit, er setzt auf neue Erkenntnisse in 
der Tierseuchenbekämpfung und berücksichtigt sie. 

Meine Damen und Herren, das ist aktiver Tier- und Verbrau-
cherschutz und voll in unserem Interesse. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen – Vereinzelt 
Beifall bei der CDU)

Es gibt bei diesem Entwurf einige an die heutige Zeit ange-
passte Neuerungen. Auf aus meiner Sicht drei wichtige Neu-
erungen möchte ich eingehen. 

Erstens: das umfassende Selbsteintrittsrecht für die überge-
ordneten Tiergesundheitsbehörden. Das heißt, in einem Kri-
senfall können entscheidungsbefugte Behörden schneller ein-
greifen und handeln. Denn eines ist sehr wichtig: Ein mitent
scheidender Faktor in solchen Tierseuchenkrisenfällen ist die 
Zeit. Deshalb ist es gut, dass Entscheidungen schneller getrof-
fen und umgesetzt werden können. 

Zweitens: Die Einrichtung von Krisenzentren bei einem Tier-
seuchenkrisenfall wird genauer definiert. Kommt es zu einer 
hoch ansteckenden Tierseuche, kann schneller Personal aus 
verschiedenen Behörden – auch mit Beauftragung extern tä-

tiger Tierärzte – zusammengezogen werden. Damit wird die 
Effektivität bei der Krisenbekämpfung deutlich erhöht. Schnell 
und effektiv – das ist wichtiger denn je. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Drittens – aktueller denn je –: die Nennung der Bienen und 
Hummeln im baden-württembergischen Tiergesundheitsge-
setz. Im Krankheitsfall und Seuchenfall bei Bienen oder Hum-
meln können nun schnell Schutzgebiete für diese eingerich-
tet werden. Dies ist sehr wichtig für die Imkerinnen und Im-
ker in unserem Land und auch voll in unserem Interesse. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Tierwohl, Tiergesundheit und Verbraucherschutz: Wir haben 
in den letzten Plenardebatten immer wieder über diese The-
men diskutiert. Mit der geplanten Modernisierung dieses Ge-
setzes zur Tiergesundheit nehmen wir diese Themen auf, und 
wir werden diesen Themen gerecht im Interesse der Bürgerin-
nen und Bürger in unserem Land. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Sehr unterstützend für dieses Gesetz wäre das schnellstmög-
liche Einführen einer bundeseinheitlichen, transparenten und 
verpflichtenden Kennzeichnung von Fleischprodukten, damit 
Tierwohl und Tiergesundheit von den Verbraucherinnen und 
Verbrauchern beim Einkauf erkannt und unterstützt werden 
können. Hier geben wir nicht nach und werden uns um diese 
Kennzeichnung intensiv bemühen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

In Artikel 2 dieses Gesetzentwurfs geht es um Klarstellungen 
und um das Erhöhen der Rechtssicherheit im Gesetz über Mit-
wirkungsrechte und das Verbandsklagerecht für anerkannte 
Tierschutzorganisationen. 

In Artikel 3 geht es um die Walderhaltungsabgabe, zu der die 
Regelungen an die vergleichbaren Vorgaben des Bundesna-
turschutzgesetzes angepasst werden. 

Kurz zum Änderungsantrag der FDP/DVP, welcher eine Au-
ßerkraftsetzung des Gesetzes über Mitwirkungsrechte und das 
Verbandsklagerecht für anerkannte Tierschutzorganisationen 
fordert. Im Koalitionsvertrag ist festgeschrieben: Dieses Ver-
bandsklagerecht dient ausschließlich der Überprüfung des 
Verwaltungshandelns. Im Bereich der landwirtschaftlichen 
Stallbauten gilt es nur für die Betriebe, die die Grenzen über-
schreiten, die im Bundes-Immissionsschutzgesetz definiert 
sind. 

Das Gesetz über Mitwirkungsrechte und das Verbandsklage-
recht für anerkannte Tierschutzorganisationen, meine Damen 
und Herren, ist ein wichtiger Beitrag zur Verwirklichung des 
Artikels 20 a des Grundgesetzes und des Artikels 3 b der Ver-
fassung des Landes Baden-Württemberg, in dem das Staats-
ziel des Tierschutzes verankert ist. Darum werden wir daran 
festhalten.

Was im Naturschutz schon länger bestand, wurde beim Tier-
schutz auch ermöglicht. Insbesondere die Mitwirkungs- und 
Informationsrechte sind Demokratie pur, die Politik des Ge-
hörtwerdens. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Jesses Gott!)
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Von der befürchteten Klageflut kann überhaupt keine Rede 
sein; sie ist nie eingetreten.

Wir werden den Änderungsantrag auf jeden Fall ablehnen.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Da bin ich 
aber überrascht!)

Zusammengefasst: Der Gesetzentwurf ist zukunftweisend. Er 
setzt neue Akzente bei der Prävention und Bekämpfung von 
Tierseuchen. Das ist gut für die Tiere, das ist gut für die Tier-
halterinnen und Tierhalter und gut für die Verbraucherinnen 
und Verbraucher.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die Fraktion der CDU 
darf ich den Kollegen Klaus Burger aufrufen.

Abg. Klaus Burger CDU: Sehr verehrte Frau Präsidentin, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Das Gesetz zur Ausführung des 
Tiergesundheitsgesetzes und anderer tiergesundheitsrechtli-
cher Vorschriften wird das Ausführungsgesetz zum Tierseu-
chengesetz ablösen. Die Gesetzesvorlage ist zwar sehr um-
fangreich, dem Grunde nach aber unkritisch und ganz und gar 
unpolitisch.

(Abg. Reinhold Gall SPD: In der Tat!)

Ziel ist es, Tierseuchen vorzubeugen und sie zu bekämpfen 
und die Gesundheit von Tieren, insbesondere von Vieh, Fi-
schen, Bienen und Hummeln, zu erhalten und zu fördern.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Afrikanische 
Schweinepest breitet sich in Osteuropa immer stärker aus und 
macht an Ländergrenzen nicht halt. Deswegen muss die Ge-
sundheit von Wild- und Nutztieren geschützt werden. Sie sind 
in großer Gefahr, ganz zu schweigen von den wirtschaftlichen 
Folgen, welche sehr schnell zu existenzbedrohenden Gefah-
ren für die landwirtschaftlichen Familienbetriebe in unserem 
Land aufwachsen können. Ähnliches gilt für den Seuchenfall 
bei der Vogelgrippe.

Deshalb wurden eine umfangreiche Gesetzesinitiative gestar-
tet und ein breites Anhörungsverfahren durchgeführt. Die heu-
tige Debatte kommt zur rechten Zeit. Trotzdem ist Eile gebo-
ten. 

Mit dem Gesetz zur Vorbeugung und Bekämpfung von Tier-
seuchen, dem Tiergesundheitsgesetz, wurde das Tierseuchen-
gesetz neu gestaltet. Eine Fortschreibung sowie die innerge-
meinschaftliche Harmonisierung wurden notwendig. Dies 
wiederum hat die Folge, dass eine Anpassung und Neuformu-
lierung des Ausführungsgesetzes zum Tierseuchenrecht er-
folgte. Nur so kann geltendes europäisches Recht, Unions-
recht, umgesetzt werden.

Die Einrichtung von Tierseuchenbekämpfungszentren wurde 
für den Tierseuchenkrisenfall präzisiert. Künftig wird beim 
Auftreten hoch ansteckender Tierseuchen das Personal der be-
troffenen Behörden gezielt und verstärkt eingesetzt und prä-
ziser gesteuert werden können. Auch der Einsatz privater so-
genannter Verwaltungshelfer wird nun möglich werden. 

Die Gesetzesinitiative bringt Klarheit im Hinblick auf die Zu-
ständigkeit des Staatlichen Tierärztlichen Untersuchungsamts 
Aulendorf – Diagnostikzentrum – und der Chemischen und 
Veterinäruntersuchungsämter (CVUA) Stuttgart, Karlsruhe, 
Freiburg sowie auf den Geschäftsbereich der oberen Tierge-
sundheitsbehörden.

Weiter wurden Änderungen zur Organisation der Tierseuchen-
kasse vorgesehen. Tierseuchen kennen, wie gesagt, keine Lan-
desgrenzen. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Bundes-
grenzen!)

Deshalb enthält das Tierseuchengesetz Regelungen zum tier-
gesundheitsbezogenen Datenaustausch zwischen den Ländern. 
Mit Änderung des Gesetzes über Mitwirkungsrechte und das 
Verbandsklagerecht für anerkannte Tierschutzorganisationen 
soll das bisher schon Gewollte klargestellt werden. 

Ein weiteres Ziel des eingebrachten Gesetzentwurfs ist die 
Änderung des Landeswaldgesetzes mit einer Anpassung der 
Vorgaben zur Erhebung der Walderhaltungsabgabe. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Tiere sind unsere 
Mitgeschöpfe. Daher ist es uns wichtig, dass Tiere nach ethi-
schen und tierrechtlichen Gesichtspunkten gut gehalten und 
geschützt werden können. Mit der Gesetzesvorlage werden 
entscheidende Schritte zur Bekämpfung von Tierseuchen ge-
macht. Damit werden der Tierschutz und die Tiergesundheit 
weiter gestärkt und verbessert. 

Ich bitte daher um Zustimmung und danke für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der CDU und den Grünen)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die AfD-Fraktion er-
hält Herr Abg. Stein das Wort.

Abg. Udo Stein AfD: Frau Präsidentin, geschätzte Kollegin-
nen und Kollegen, meine Damen und Herren! Wir reden heu-
te nicht über das Tierseuchengesetz, sondern über das Gesetz 
zur Einführung des Gesetzes zur Ausführung des Tiergesund-
heitsgesetzes und anderer tiergesundheitsrechtlicher Vorschrif-
ten. Rein sprachlich kann man da nur hoffen, dass wir damit 
unter dem Radar der Kabarettisten bleiben.

(Vereinzelt Heiterkeit)

In der Sache geht es um die Organisation der Tierseuchenbe-
kämpfung, wer bezahlt oder nicht bezahlt, wer wen anweisen 
darf oder nicht. Wir müssen wieder als Teil des großen Ge-
setzgebungsgetriebes mit Brüssel, Berlin und uns als drittem 
Zahnrad funktionieren. 

„Demo-crazy“ nannte Professor Kirchhof das im Dezember 
in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung. In drei Jahren sind 
durch diesen Zahnradgesetzesfleischwolf über 64 000 EU-Do-
kumente gedreht worden, die aus Brüssel den Bundestag und 
zum Teil die Landtage erreichten und irgendwie verarbeitet 
werden mussten.

„Verrückte Demokratie“ auch deshalb, weil das EU-Parlament 
keine Gesetzgebungskompetenzen hat, sondern nur diskutie-
ren darf, was ihm die von keinem Wähler gewählte EU-Kom-
mission vorlegt.
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Die AfD ist die einzige Partei, die dieses Demokratiedefizit 
des Brüsseler Zentralstaats immer wieder thematisiert und kri-
tisiert.

(Beifall bei der AfD)

Verschlankung und Begrenzung auf viel weniger Themen und 
Kompetenzen wäre die einzige Therapie, die die Idee der EU 
noch retten kann. Einen ganz großen Reformbedarf sehen 
nicht nur wir, sondern auch ganz viele Europäer.

(Beifall bei der AfD)

Zurück zu unserem Gesetz zum Verbandsklagerecht im Tier-
schutz: Da hat offenbar ein Miniverein mit nur wenigen Mit-
gliedern vom Verwaltungsgericht das Verbandsklagerecht zu-
gesprochen bekommen. Auch hier sind wir die Partei, die die-
se undemokratische Praxis anklagt, weil hier von keinem 
Wähler ernannte intransparente Vereine ein Sonderklagerecht 
bekommen, auch wenn sie selbst gar nicht betroffen sind. 

(Beifall bei der AfD)

Die Deutsche Umwelthilfe, DUH, residiert laut Presse in ei-
nem Schloss am Bodensee. Von dort aus treibt sie mit ihrer 
per Gesetz und finanziell vom Staat geförderten Klagewelle 
Städte ins Chaos, unsere wichtigste Industrie in die Depressi-
on, gefährdet viele Arbeitsplätze und enteignet 15 Millionen 
Dieselbesitzer um mindestens 20 Milliarden € ... 

(Abg. Martin Hahn GRÜNE meldet sich.)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Stein, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen – –

Abg. Udo Stein AfD: ... – nein –, obwohl sich die Feinstaub-
werte seit Anfang der Neunzigerjahre halbiert haben. 

(Zuruf des Abg. Martin Hahn GRÜNE) 

Der Gesetzentwurf hier möchte dieses Treiben beim Tier-
schutz auf Vereine begrenzen, die von ihrer Mitgliederzahl 
und Tätigkeit in ganz Baden-Württemberg eine gewisse Grö-
ße und Bekanntheit haben.

Wir haben das Problem der Klageverbände – „Abmahnverei-
ne“ werden sie in der Presse genannt – in unserem Gesetzent-
wurf zur Weiterentwicklung des Landesinformationsfreiheits-
gesetzes berücksichtigt und sie der gleichen Auskunftspflicht 
unterworfen wie die Städte und das Land. Der Bürger hat ein 
Recht darauf, zu erfahren, wie viele oder wie wenige Mitglie-
der diese Vereine haben, welche Firmen und Institutionen Mit-
glied sind, wie sich diese Vereine finanzieren und wofür sie 
ihr Geld ausgeben.

(Beifall bei der AfD)

Aber offenbar bringt das Gesetz auch eine Verschlechterung 
für die Landwirte, wenn es heißt:

Gegenüber dem bisherigen Ausführungsgesetz zum Tier-
seuchengesetz müssen die ... Tierhalter nun bei Auftreten 
von nicht hoch ansteckenden Tierseuchen die erforderli-
che Tötung der Tiere sowie Reinigung und Desinfektion 
des Betriebes selbst durchführen. Die anfallenden Kosten 
müssen sie selbst aufbringen. 

So heißt es in der Vorbemerkung zu den Kosten, die das Ge-
setz verursacht. 

Die Bauern sind durch Politik und Bürokratie genug belastet. 
Hier fehlt mindestens eine Freigrenze für Kleinbetriebe. 

Abschließend möchte ich eines sagen: Wir von der Politik dür-
fen nicht den Schirm zumachen, wenn es anfängt zu regnen. 

Danke schön.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Peter Hofelich 
SPD) 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die SPD-Fraktion hat 
Abg. Reinhold Gall das Wort.

Abg. Reinhold Gall SPD: Werte Frau Präsidentin, Kollegin-
nen und Kollegen! Lieber Kollege Grath, in Ihre Richtung will 
ich schon einmal sagen: Den vollmundigen Bekenntnissen 
zum Verbraucher- und Tierschutz müssen gelegentlich auch 
mal Taten folgen. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr rich-
tig!)

Sie haben in den zurückliegenden Wochen und Monaten, als 
wir sowohl über Verbraucherschutzdefizite als auch über De-
fizite im Bereich des Tierwohls und des Tierschutzes disku-
tiert haben, die Lebenswirklichkeit vermissen lassen. Da ha-
ben Sie Defizite, Lücken im Gesetz,

(Abg. Martin Grath GRÜNE: Wo?)

unzureichendes Personal u. a. bei den Kontrollbehörden mehr 
verteidigt, als sich im Interesse des Tierschutzes und des Ver-
braucherwohls zu verhalten. Das will ich an dieser Stelle 
schon noch einmal deutlich sagen.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Friedrich 
Bullinger FDP/DVP)

Auch bei dem im Entwurf vorliegenden Gesetz sollte man die 
Kirche im Dorf lassen. Kollege Burger, Sie haben zutreffend 
gesagt, dieses Gesetz taugt wirklich nicht für politische State-
ments im klassischen Sinn. Im Kern geht es wirklich um 
nichts anderes als um Handwerk, nämlich darum, Normen des 
Bundesrechts und des EU-Rechts im Landesrecht zu berück-
sichtigen. Das ist politisches Handwerk und sonst gar nichts. 

Ich will aber ausdrücklich sagen: Die beabsichtigten Verän-
derungen, die mit dem Gesetz einhergehen, finden unsere Zu-
stimmung, ganz einfach weil sie richtig und notwendig sind. 
Wenn wir mit dem Gesetz den Tierschutz- und den Gesund-
heitsbehörden insgesamt neue Kompetenzen geben, um dafür 
Sorge tragen zu können, dass im Fall der Fälle auch entspre-
chend schnell, umfassend und ausreichend gehandelt werden 
kann, dann ist das ganz einfach das, was man vom Landesge-
setzgeber und von den staatlichen Behörden erwarten darf. 
Deshalb findet dies auch unsere Zustimmung. Wenn darüber 
hinaus auch im präventiven Bereich neue Handlungsmöglich-
keiten bestehen, kann man das natürlich auch nur gutheißen. 

Ich muss sagen: Im Gegensatz zu dem, was wir heute schon 
diskutiert haben, was die Beteiligung derer anlangt, die be-
troffen sind oder betroffen sein können, ist dies hier – man 
darf ja auch mal Lob verteilen – so gemacht worden, wie es 
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richtig ist. Nahezu 60 Verbände, Organisationen, Vereine wur-
den im Anhörungsverfahren beteiligt. 

In Richtung AfD sage ich: Das ist auch ein Beispiel für Ge-
setzgeber – diejenigen, die Sie immer als Kartell- oder Ein-
heitsparteien oder wie auch immer benennen –, 

(Abg. Udo Stein AfD: Das wurde bei der Wahl zum 
Verfassungsgerichtshof bewiesen, dass sie ein Kar-

tell sind!)

dass Anregungen aufgenommen werden und sinnvolle Anre-
gungen umgesetzt werden. Das ist beispielsweise bei der mög-
lichen Beauftragung von Dritten passiert, weil dies natürlich 
sinnvoll und richtig ist, da im Fall der Fälle angeordnete Tö-
tungen nicht Einzelpersonen machen wollen, auch nicht kön-
nen, oder wenn umfängliche Desinfektionsmaßnahmen erfor-
derlich sind. Dann sind Einzelpersonen einfach auf Unterstüt-
zung des Staates oder auch von privaten Dritten angewiesen.

(Abg. Anton Baron AfD: Das kann man auf nationa-
ler Ebene regeln!)

Diese Änderung aufgenommen zu haben ist sinnvoll und rich-
tig; das findet unsere Zustimmung. 

Kritisch will ich anmerken: Was meines Erachtens nicht hät-
te aufgenommen werden müssen, betrifft die nahezu ableh-
nende Haltung der Landesrektorenkonferenz, die fordert, dass 
das tierärztliche Personal der Universitäten nicht in Anspruch 
genommen werde. Das kritisiere ich ganz deutlich; das ist 
meine persönliche Meinung. Ich sage das ganz ausdrücklich, 
weil ich der Auffassung bin, dass im Fall der Fälle alle, die 
Verantwortung in diesem Land tragen und die auch, was Per-
sonal und Technik anlangt, in der Lage sind, Hilfe zu leisten, 
auch Hilfe leisten müssen. 

Kritisch haben wir uns auseinandergesetzt – das habe ich im 
Ausschuss auch deutlich gemacht – mit Artikel 2, was das 
Klagerecht von Tierschutzverbänden anlangt. Da will ich in 
Richtung FDP/DVP ganz deutlich sagen: Das Klagerecht für 
Tierschutzverbände halten wir vom Grundsatz her für eine 
wichtige Errungenschaft der zurückliegenden Jahre. 

(Abg. Anton Baron AfD: Oje, oje!)

Was nicht geht – das habe ich auch in vergangenen Debatten 
gesagt –, ist, dass Tierschutzverbände, die sich als solche be-
zeichnen, aber letztlich nach meinem und unserem Dafürhal-
ten gar keine sind, sich dann in solche Diskussionen einmi-
schen, 

(Abg. Anton Baron AfD: Und irgendwo einbrechen!)

u.  a. auch Geld damit verdienen und diese Praxis als Ge-
schäftsmodell betrachten. 

Deshalb sind wir mit den beabsichtigten Änderungen, der 
Klarstellung, was bisher schon gilt, ebenfalls einverstanden. 
Aber ich sage auch: Wir werden im Hinblick auf die beabsich-
tigten Änderungen, die dann in einer Verwaltungsvorschrift 
gemacht werden müssen, sehr sorgfältig beobachten, ob nicht 
über das Ziel hinausgeschossen wird. Im Übrigen – Sie konn-
ten es meinen Äußerungen entnehmen – werden wir dem Ge-
setzentwurf zustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die FDP/DVP rufe ich 
Herrn Abg. Dr. Bullinger auf.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Frau Präsidentin, 
werte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben mit diesem Ge-
setz eigentlich drei Gesetze. Man nennt es auch Omnibus; da 
nimmt man einen wichtigen Punkt und hängt noch weitere 
Gesetze an. Zum Artikel 1 werde ich zunächst sprechen, dann 
zum Artikel 3 und dann zu dem eigentlichen Anlass, zum Ar-
tikel 2.

Werte Kolleginnen und Kollegen, der Artikel 1 – das wurde 
hier richtigerweise schon ausgeführt – ist letztendlich erfor-
derlich geworden, da der Bundesgesetzgeber Änderungen vor-
genommen hat: am 1. Mai 2014 ein neues Tierseuchengesetz. 
In diesem Bereich wurde auch die Forderung nach einer Har-
monisierung mit dem europäischen Recht berücksichtigt. Des-
halb möchte ich die einzelnen Punkte, die dieses Gesetz be-
rührt, nicht wiederholen, sondern verweise auch auf die vie-
len Ausführungen, vor allem des ersten Redners, der sehr ge-
nau darauf eingegangen ist.

Meine Damen und Herren, es gibt jedoch drei positive Aspek-
te, die ich auch nach der Beratung im Ausschuss hier anspre-
chen möchte. Das ist vor allem der § 9 – Tierseuchenbekämp-
fungszentren. Diese Taskforce ist, wenn es zum Ernstfall 
kommt, sehr positiv und für die Praxis auch ganz wichtig. Zu-
dem wird die Bestellung örtlicher und ehrenamtlicher Bienen-
sachverständiger durch die Tiergesundheitsbehörden gesetz-
lich geregelt; auch dies – dritter Punkt – ist sehr positiv. 
Schließlich haben wir eine klare gesetzliche Basis vor allem 
bei der Hinzuziehung von Dritten, von Spezialisten, wenn 
schnell gehandelt werden muss, wenn man Dienstleister 
braucht – die der Staat nicht vorhalten muss –, sodass man 
schnell zugreifen kann. 

Das ist alles klar und deutlich positiv; wir werden Artikel 1 
zustimmen. 

Zu Artikel 3 – Änderung des Landeswaldgesetzes –: Hier sol-
len wenige Details in § 9 Absatz 4 des Landeswaldgesetzes 
mit Blick auf die Waldumwandlung geändert werden. Auch 
dazu könnte man noch ein paar Anmerkungen machen, aber 
unter dem Strich auch hier Zustimmung.

Dann komme ich zu des Pudels eigentlichem Kern: Meine 
sehr geehrten Damen und Herren, Anlass für den Gesetzent-
wurf ist vor allem der Schlagabtausch zwischen Landwirt-
schaftsminister Peter Hauk und der Tierschutzorganisation – 
nicht Tierschutzverband – PETA. Ich wurde gerade vom Kol-
legen Gall angesprochen: Man sollte sich einmal überlegen, 
ob man eigentlich grundsätzlich Verbänden, die zu Gewalt 
aufrufen, die auch Dinge machen, die man eigentlich vom Ge-
setzgeber her nicht haben kann und will, rechtlich die Gemein-
nützigkeit zuerkennt, um solche Aktivitäten ausführen zu kön-
nen. Da sollte vor allem der Bundesgesetzgeber in Richtung 
Finanzverwaltung und Finanzgerichte Überlegungen anstel-
len.

Ein weiterer Punkt: Wir sind für das Verbandsklagerecht dann, 
wenn es sinnvoll ist. Herr Dr. Baumann, es war z. B. sinnvoll, 
die Naturschutzverbände in das Verbandsklagerecht hinein-
zubringen. Aber in diesem speziellen Bereich ist es klar und 
deutlich Aufgabe des Staates, den Vollzug des Tierschutzes zu 
gewährleisten und durchzusetzen. Das ist das Monopol des 
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Staates und nicht von Nebenorganisationen und selbst ernann-
ten Vollzugsorganen, die bis zum Hausfriedensbruch und zu 
Körperverletzungen gehen. Ich erinnere an Stalleinbrüche, 

(Abg. Anton Baron AfD: Es war einer!)

an gewalttätige Auseinandersetzungen mit Landwirten. Das 
darf sich ein Staat nicht bieten lassen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der AfD 
– Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Tatsächlich sehe ich einen gewissen Versuch, diesen Wackel-
kurs, den die CDU hier vorführt, abmildern zu wollen. Mei-
ne Damen und Herren, ich bin schon erstaunt, wenn ich mir 
anschaue, was Kollege Burger gesagt hat. Als Grün-Rot dieses 
Gesetz eingebracht hat, haben Sie u. a. Folgendes gesagt – –

(Abg. Klaus Burger CDU: Wann habe ich das ge-
sagt?)

– Am 6. Mai 2015 hat Herr Kollege Burger z. B. gesagt: 

Einem unangemessenen Generalverdacht ... wird hier der 
Weg bereitet. Das Verbandsklagerecht ... Die gesamte Ve-
terinärverwaltung wird hier unter Verdacht gestellt. 

Ich gehe einmal auf den Landkreistag ein, der auch aktuell 
wieder ganz klar gesagt hat, das sei der falsche Ansatz. Des-
halb sind wir auch der Auffassung, dass dieser Bereich nicht 
unter das Verbandsklagerecht gehört. 

Ich darf auch daran erinnern: Die Bundeslandwirtschaftsmi-
nisterin, Frau Klöckner, hat für den Vollzug des Tierschutz-
rechts die verantwortlichen Länder noch einmal angemahnt, 
endlich mehr Betriebskontrollen durchzuführen, die rechts-
staatlichen Vollzugsmaßnahmen durchzuführen, und vor al-
lem, diese staatliche Aufgabe nicht irgendwelchen privaten 
Akteuren zu überlassen. 

(Abg. Anton Baron AfD: So ist es!)

Die Gestaltung und Durchsetzung des Tierschutzrechts gehö-
ren nach Artikel 20 a des Grundgesetzes in die Hand des Staa-
tes. Hier könnten Sie etwas tun, Herr Minister Hauk, voraus-
gesetzt, Sie bekommen das Geld hierfür. Sie haben es nicht 
bekommen; Sie hinken bei der personellen Ausstattung hin-
terher. Ich fordere die CDU erneut auf: Unterstützen Sie ein-
mal Ihren Minister, wenn es um Personalstellen im Veterinär-
bereich geht. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
AfD)

In den Haushaltsberatungen 2017 haben wir und auch die ...

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Dr. Bullinger, 
bitte beachten Sie Ihre Redezeit; sie ist bereits abgelaufen. 

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: ... SPD dafür ge-
worben – ja –, dass man das verbessert. 

Ich komme noch einmal kurz zurück. 

(Abg. Dr. Markus Rösler GRÜNE: Wie? Ihre Rede-
zeit ist vorbei! Die ist jetzt vorbei!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Ich glaube, Sie müssen 
Schluss machen, Herr Dr. Bullinger. 

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Ich will darauf hin-
weisen, dass wir einen Änderungsantrag eingebracht haben, 
meine Damen und Herren. 

(Zurufe: Redezeit! – Sprechzeit!)

Dieser Änderungsantrag lautet: 

Das Gesetz über Mitwirkungsrechte und das Verbands-
klagerecht für anerkannte Tierschutzorganisationen ... 
vom 12. Mai 2015 ... tritt außer Kraft. 

Wir halten es für wichtig, für Klarheit in der Sache zu sorgen, 

(Zurufe: Sprechzeit! – Unruhe) 

und wir beantragen hier eine namentliche Abstimmung zu Ar-
tikel 2, meine Damen und Herren. 

(Oh-Rufe von den Grünen, der CDU und der SPD – 
Vereinzelt Beifall bei der AfD – Zurufe von den Grü-
nen, u.  a. Abg. Martin Hahn: Das darf doch nicht 
wahr sein! Ihr macht eine Mücke zum Elefanten!)

Die notwendigen fünf Stimmen, Frau Präsidentin, liegen vor. 

(Unruhe) 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Dann darf ich für die Re-
gierung Herrn Minister Peter Hauk aufrufen. 

Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Peter Hauk: Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Es ist, wie der Kollege Gall zu Recht sagte, ei-
gentlich ein handwerkliches Gesetz, das wir hier vorlegen. 
Gestatten Sie mir aber – entgegen meiner Art –, dies etwas 
ausführlicher zu begründen. 

(Vereinzelt Heiterkeit – Beifall des Abg. Martin Hahn 
GRÜNE – Abg. Andreas Stoch SPD: Der war gut! – 
Abg. Reinhold Gall SPD: Der Witz war gut! – Unru-

he) 

Denn wir haben in der ersten Lesung – der war gut, gell? – 
auf die Begründung des Gesetzentwurfs und eine Aussprache 
verzichtet. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, für einen vorbeu-
genden und schlagkräftigen Tiergesundheitsschutz und die 
Tierseuchenbekämpfung benötigen wir diese Anpassung und 
die Aktualisierung des geltenden Gesetzes zur Ausführung des 
Tierseuchengesetzes und das neue Tiergesundheitsrecht. Der 
vorbeugende Tiergesundheitsschutz und die Tierseuchenbe-
kämpfung haben wegen der Bedrohung der heimischen Haus-
tierbestände sowie der Wildtierpopulationen durch verschie-
dene Tierseuchen eine große Bedeutung. 

Neben der aviären Influenza – besser bekannt als Vogelgrip-
pe –, die im Winter 2016/2017 Geflügel bzw. alle Vögel im 
Land bedrohte und in Europa nach wie vor vorkommt, steht 
derzeit die Afrikanische Schweinepest besonders im Vorder-
grund. Daneben gibt es weitere Tierseuchen, die die Gesund-
heit der Tiere in unserem Land gefährden können. Nur mit ge-
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sunden Tieren sind eine leistungs- und wettbewerbsfähige 
landwirtschaftliche Nutztierhaltung sowie eine sichere Nah-
rungsversorgung in unserem Land möglich. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird ein Artikelgesetz 
mit drei Artikeln vorgelegt: der Entwurf des Tiergesundheits-
ausführungsgesetzes, der Entwurf des Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über Mitwirkungsrechte und das Verbandskla-
gerecht für anerkannte Tierschutzorganisationen und der Ent-
wurf des Gesetzes zur Änderung des Landeswaldgesetzes. 

Um mit einer offensichtlich bei einigen hier im Haus vorherr-
schenden Unklarheit aufzuräumen: Mit europäischem Recht 
haben all diese Gesetze nichts, aber auch gar nichts zu tun. 
Vonseiten der AfD hört man ständig – das ist ja ein ceterum 
censeo – Klagen über die Rechtsetzung der Europäischen Uni-
on. Aber für keines dieser drei Gesetze ist die Europäische 
Union in irgendeiner Weise verantwortlich, und sie kann auch 
nirgendwo verantwortlich gemacht werden. Wir handeln viel-
mehr aus eigenem Antrieb, und wir handeln aus Interesse, aus 
nationalem Interesse an einer schlagkräftigen Tierseuchenbe-
kämpfung. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Das Gesetz enthält Regelungen zur Zusammenarbeit der Tier-
gesundheitsbehörden auf allen Ebenen, aber auch Regelun-
gen zur Personalrekrutierung, die zur Bewältigung eines Tier-
seuchenkrisenfalls dringend erforderlich sind. 

Jetzt mag man, Herr Kollege Gall, die Kritik der Rektoren-
konferenz aufgreifen, die moniert hat, dass sie beim wissen-
schaftlichen Personal nicht mit einbezogen wurde. Sie haben 
dem Grunde nach recht. Nur sage ich zur praktischen Anwen-
dung: Wissenschaftler kann man bei der praktischen Tierseu-
chenbekämpfung, wenn es um die Wurst geht, auch nicht ge-
brauchen – um das einmal etwas flapsig zu formulieren. Jetzt 
werden einige Wissenschaftler wahrscheinlich dagegenhalten, 
aber sie sollen lieber das tun, was sie können, und nicht am 
Ende die Praxis stören. 

(Zuruf von den Grünen: Genau!)

Wie bisher werden die Tiergesundheit und die Tierseuchen-
bekämpfung Aufgabe insbesondere der Landratsämter, der 
Bürgermeisterämter bzw. der Stadtkreise sein – in einer Or-
ganisationseinheit, die von einer Amtstierärztin oder einem 
Amtstierarzt geleitet wird. 

Wesentliche Neuregelungen im Gesetz: 

Beim Auftreten hoch ansteckender Tierseuchen soll die Tier-
gesundheitsbehörde die erforderlichen Tötungen und Desin-
fektionen in eigener Zuständigkeit durchführen. 

Das Personal der zuständigen Tiergesundheitsbehörde soll 
beim Ausbruch einer Tierseuche verstärkt werden können, ge-
gebenenfalls auch durch Externe. Der Einsatz privater Dritter 
als Beliehene oder Verwaltungshelfer soll ermöglicht werden. 

Den übergeordneten Tiergesundheitsbehörden soll ein erwei-
tertes Selbsteintrittsrecht für Ausnahmefälle eingeräumt wer-
den. Das betrifft den vermutlich unwahrscheinlichen Fall, dass 
die untere Verwaltungsbehörde nicht das tut, was die oberste 

Verwaltungsbehörde anordnet. So etwas soll nach 2005 im 
Einzelfall schon vorgekommen sein. 

Die Bestellung der Bienensachverständigen wird künftig im 
Ausführungsgesetz geregelt. Neu aufgenommen werden sol-
len Regelungen zum Fischgesundheitsdienst und zu den qua-
lifizierten Diensten für die Fischgesundheit. 

Die Selbstverwaltung der Tierseuchenkasse als Anstalt des öf-
fentlichen Rechts wird gestärkt. Die Geschäftsführung der 
Tierseuchenkasse soll folgerichtig auch künftig durch den Ver-
waltungsrat der Tierseuchenkasse Baden-Württemberg ge-
wählt werden. Die Fachaufsicht des MLR wird auf die gesetz-
lich geregelten Fälle beschränkt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit dem Tierschutz-
verbandsklagegesetz wurde in Baden-Württemberg Neuland 
betreten. Ich bekenne mich für die CDU ausdrücklich dazu, 
dass wir – entsprechend der Koalitionsvereinbarung zwischen 
CDU und Grünen – an das Verbandsklagerecht nicht heran-
gehen; das haben wir zugesagt. Ich finde, man kann in der Po-
litik nicht in einem Jahr ein Gesetz verabschieden und im 
nächsten Jahr schon wieder aussteigen. Das kann man nur 
dann machen, wenn es sich nicht bewährt.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Aber bei der 
Altersversorgung ging es doch auch ganz kurzfris-

tig!)

Wenn wir jetzt nach einem Jahr oder eineinhalb Jahren fest-
stellen, dass das Verbandsklagerecht in der Summe zu einem 
einzigen Fall geführt hat, in dem es angewandt wurde, muss 
man klar sagen: Es schadet dem Land jedenfalls nicht grund-
legend. 

Wir haben die Ausführungsbestimmungen so gewählt, dass 
nur jene Tierschutzorganisationen klageberechtigt sind, die – 
ich sage es einmal etwas locker – im Land ansässig sind und 
sich über Mitglieder rekrutieren, die in diesem Land, nämlich 
in Baden-Württemberg, wohnen. Wir haben diejenigen aus-
geschlossen, die hier nur ein Büro haben, aber nicht von hie-
sigen Mitgliederorganisationen getragen sind. 

Dass wir das jetzt noch einmal etwas detaillierter formulie-
ren, liegt nicht daran, dass es irgendeine Fehde gegeben hät-
te, sondern daran, dass aufgrund dieser bereits vorliegenden 
Verwaltungsvorschrift eine Organisation geklagt hat. Sie hat 
nicht recht bekommen, sondern das Land hat vollumfänglich 
recht bekommen. Aber das Gericht hat uns den Hinweis ge-
geben, dass es ganz geschickt wäre, wenn wir das im Gesetz 
detaillierter verankern würden. Das war eigentlich der einzi-
ge Grund. Deshalb tun wir das jetzt bei der nächsten Gelegen-
heit. 

Damit ist klargestellt, dass Organisationen, die in Baden-
Württemberg keine Mitglieder haben bzw. bei uns nicht flä-
chendeckend vorhanden sind, nicht klageberechtigt sind. Das 
schließt eben manche Organisation aus. Es wäre hilfreich, 
wenn wir im Verbandsklagerecht im Bereich des Naturschut-
zes ähnliche Regelungen hätten. Dann wäre uns so manches 
erspart geblieben – 

(Zuruf von der SPD: Aha!)

um es einmal so salopp zu formulieren. 
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Mit der beabsichtigten Änderung wird also keine materielle 
Änderung im Gesetz vorgenommen, sondern es erfolgt ledig-
lich eine Klarstellung. 

Wir haben uns im Koalitionsvertrag – ich betone es noch ein-
mal, Herr Kollege Dr. Bullinger – zu dem Verbandsklagerecht 
bekannt. Da gibt es keinen Wackelkurs, um dies einmal klar 
zu sagen. Das ist so. Wir haben auch bekräftigt, dass das Ver-
bandsklagerecht ausschließlich der Überprüfung des Verwal-
tungshandelns dient. Auch dies muss einmal klargestellt wer-
den. Man kann nicht gegen irgendetwas klagen, was gerade 
im Raum steht. Vielmehr kann ein möglicher Klageberechtig-
ter nur gegen etwas klagen, was eine Behörde entschieden hat. 

Wie zu Beginn meiner Rede ausgeführt, sieht das Gesetz ei-
ne Evaluierung und damit verbunden einen Bericht an den 
Landtag vor. Ohne dem Bericht im Detail vorzugreifen, kann 
ich sagen, dass wir – ich habe es eben erwähnt – bisher ledig-
lich von einem Klageverfahren Kenntnis haben. Das ist nun 
wirklich nicht geeignet, prinzipiell das ganze System infrage 
zu stellen.

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP) 

Der dritte Artikel befasst sich mit der Änderung des Landes-
waldgesetzes und den Vorgaben zur Erhebung der Walderhal-
tungsabgabe. Die Vorgaben werden an die vergleichbaren Vor-
gaben des Bundesnaturschutzgesetzes zum naturschutzrecht-
lichen Ausgleich angepasst. Als Kriterium für die Herleitung 
der Höhe der Walderhaltungsabgabe wird der Naturalersatz 
festgeschrieben. Das entspricht bereits der gängigen Praxis.

Die bisherigen Vorgabe, dass die Höhe nach der Schwere der 
Beeinträchtigung, dem Wert oder dem Vorteil für den Verur-
sacher sowie nach der wirtschaftlichen Zumutbarkeit zu be-
messen ist, hat sich auch als nicht praktikabel erwiesen. Par-
allel hierzu erfolgt eine Präzisierung hinsichtlich der Gruppe 
der Zahlungspflichtigen.

Der Ausschuss für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
hat in seiner 18. Sitzung am 6. Juni mehrheitlich beschlossen, 
dem Plenum zu empfehlen, dem Gesetzentwurf ohne Ände-
rung zuzustimmen. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ich empfehle Ihnen das Gleiche. Stimmen Sie zu. Wir schaf-
fen heute keinen Riesenbaustein für Baden-Württemberg, aber 
für ein solides Verwaltungshandeln schaffen wir heute eine 
weitere sinnvolle Rechtsgrundlage.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Meine Damen und Her-
ren, in der Allgemeinen Aussprache liegen mir keine weite-
ren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen daher in der Zweiten Beratung zur  A b s t i m -
m u n g  über den Gesetzentwurf Drucksache 16/4028. Ab-
stimmungsgrundlage ist die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz, Druck-
sache 16/4054. Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, dem Gesetz-
entwurf unverändert zuzustimmen.

Zu dem Gesetzentwurf liegt der Änderungsantrag der Frakti-
on der FDP/DVP, Drucksache 16/4234, vor, den ich nachher 
bei Artikel 2 zur Abstimmung bringen werde. Dazu ist ja eben 
eine namentliche Abstimmung beantragt worden.

(Abg. Anton Baron AfD: Herr Bullinger, die Reihen 
wieder gefüllt?)

Ich rufe auf

Artikel 1

Gesetz zur Ausführung des Tiergesundheitsgesetzes 
und anderer tiergesundheitsrechtlicher Vorschriften 
(Tiergesundheitsausführungsgesetz – TierGesAG)

Dieser Artikel besteht aus sieben Teilen mit insgesamt 49 Pa-
ragrafen.

Ich schlage Ihnen vor

(Unruhe)

– ich bitte um mehr Ruhe –, dass ich Artikel 1 insgesamt zur 
Abstimmung stelle. – Sie sind damit einverstanden.

Wer Artikel 1 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – Da-
mit ist Artikel 1 mehrheitlich zugestimmt.

Jetzt rufe ich auf

Artikel 2

Änderung des Gesetzes über Mitwirkungsrechte und 
das Verbandsklagerecht für anerkannte Tierschutzor-

ganisationen

Hierzu – das habe ich eben schon erwähnt – ist eine nament-
liche Abstimmung beantragt. Hat dieser Antrag die nach § 99 
der Geschäftsordnung notwendige Unterstützung von fünf Ab-
geordneten?

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Ich habe am 
Ende meiner Rede mitgeteilt: Ja! – Abg. Reinhold 

Gall SPD: Langsam, langsam! – Weitere Zurufe)

– Sie können sich doch einfach geschwind melden. Fünf Mel-
dungen hätte ich gern. – Vielen Dank.

(Zurufe von der SPD – Große Unruhe)

Meine Damen und Herren, wir treten jetzt in die namentliche 
Abstimmung ein. Wer dem Änderungsantrag der FDP/DVP-
Fraktion, Drucksache 16/4234, zustimmt, den bitte ich, mit Ja 
zu antworten, 

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Bullinger droht 
Niederlage!)

wer den Änderungsantrag ablehnt, antworte mit Nein, und wer 
sich der Stimme enthält, antworte mit „Enthaltung“.

Ich bitte Herrn Schriftführer Kenner, den Namensaufruf vor-
zunehmen.

(Zuruf des Abg. Wolfgang Drexler SPD) 

– Lieber Herr Drexler! – Der Namensaufruf beginnt mit dem 
Buchstaben F. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Ich habe gedacht, mit D!)
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Ich bitte um Ruhe während der Abstimmung. – Herr Abg. 
Kenner, bitte beginnen Sie.

(Namensaufruf)

Gibt es weitere Mitglieder des Landtags, 

(Unruhe)

die noch abstimmen möchten? – Gut. Es gibt niemanden mehr, 
der noch abstimmen möchte. Dann schließe ich jetzt die Ab-
stimmung und bitte die Schriftführer, das Ergebnis festzustel-
len. Wir setzen die weitere Abstimmung aus, bis das Ergeb-
nis feststeht.

Ich gehe jetzt zum nächsten Tagesordnungspunkt und rufe 
Punkt 8 der Tagesordnung auf:

Antrag der Fraktion der SPD und Stellungnahme des Mi-
nisteriums für Kultus, Jugend und Sport – Einrichtung wei-
terer Ganztagsschulen im Schuljahr 2017/2018 – Drucksa-
che 16/1255

Auch hier hat das Präsidium für die Aussprache eine Redezeit 
von fünf Minuten je Fraktion und für die Begründung eine 
Redezeit von fünf Minuten vorgesehen.

Das Wort zur Begründung erteile ich für die SPD-Fraktion 
dem Kollegen Daniel Born.

Abg. Daniel Born SPD: Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die Ganztagsgarantie kommt. Das, was sich 
die Bundesregierung aus SPD, CDU und CSU in ihrem bil-
dungspolitischen Programm vorgenommen hat, ist ein gutes 
Zeichen für Familien, für die Schulen und vor allem für die 
Kinder in unserem Land. Grund für dieses ambitionierte Ziel 
sind keine verklärte Bildungsromantik, keine Ideologie, kein 
pädagogischer Kuschelkurs, sondern knallharte Fakten.

Qualitativ hochwertiger Ganztag heißt wachsende Bildungs-
gerechtigkeit, mehr Zeit zum Lernen, bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Es ist – das darf man manchmal nicht 
vergessen – ein miserables Erbe aus früheren Legislaturperi-
oden mit CDU-geführten Kultusministerien, dass Baden-
Württemberg erst im Jahr 2014 und damit als letztes Bundes-
land die Ganztagsschule im Schulgesetz verankert hat.

Wenn wir heute auf den konservativen Scherbenhaufen zu-
rückblicken, der im Jahr 2011 übernommen wurde, und nach 
vorn blicken, dann sehen wir, dass jetzt, da die CDU wieder 
im Kultusministerium ist – herzlichen Glückwunsch zum Ge-
burtstag, Herr Staatssekretär –, die Ganztagsschule das Bei-
spiel des fortdauernden Koalitionsstreits ist.

(Beifall bei der SPD)

Beginnen wir mit dem Sachstand, und lassen wir die aktuel-
len Zahlen sprechen. Im Schuljahr 2018/2019 werden wir ins-
gesamt 470 Ganztagsschulen in Baden-Württemberg haben. 
Neu genehmigt wurden kürzlich 36 Standorte. Das sind so we-
nig Neugenehmigungen wie noch nie, seitdem die Ganztags-
schule im Schulgesetz verankert wurde. Grün-Schwarz be-
deutet Einbruch bei den Neugenehmigungen von Ganztags-
schulen.

Hieran wird deutlich: Das Gegeneinander-Ausspielen von 
Ausbau und Qualität, das die grün-schwarze Bildungspolitik 
wie eine Monstranz vor sich herträgt, war von Anfang an 
nichts anderes als die traurige Begleitmusik zu einer weiteren 
politischen Bruchlandung der Kultusministerin. Frau Eisen-
mann verantwortet, dass sowohl die Qualität als auch der Aus-
bau stocken. 

(Beifall bei der SPD)

Dabei hätte es gute Gründe und beste Voraussetzungen gege-
ben, den Erfolgskurs der SPD-geführten Bildungspolitik für 
mehr Ganztag fortzusetzen.

(Zuruf von der CDU) 

Die Ganztagsschule ist ein wirksames Instrument, um unse-
ren Bildungsstandort stärker zu machen, Kindern mehr Chan-
cen zu eröffnen und die Betreuung gerade auch im Anschluss 
an die Kindergartenjahre mit einem qualitativ hochwertigen 
Angebot für die Familien sicherzustellen. 

So zeigen wissenschaftliche Studien oder auch Untersuchun-
gen, z. B. zuletzt der Bertelsmann Stiftung, dass der Ganztag 
einen Beitrag zu mehr Chancengerechtigkeit leistet, die Ent-
wicklung des Sozialverhaltens fördert und bessere Lernerfol-
ge befördert. Individuelle Förderung ermöglichen insbeson-
dere gebundene Ganztagsschulen, denn der rhythmisierte Ta-
gesablauf ist dabei ein Schlüsselbegriff, um wirklich alle 
Chancen des Ganztags zu nutzen. Wir, die SPD, stehen für ei-
ne Bildungspolitik, die Chancen nutzt.

(Beifall bei der SPD)

Die CDU nennt den Status quo gern „Abstimmung mit den 
Füßen“ und lässt dabei die Familien im Regen stehen, die sich 
an dieser Möchtegernabstimmung überhaupt nicht beteiligen 
können, weil sie in Laufweite überhaupt kein Ganztagsange-
bot finden. 

Bei der Qualität ist für den Fraktionsvorsitzenden Reinhart 
klar, wohin die Reise gehen soll, nämlich rückwärts. Selbst 
die Wahlform ist für ihn noch zu starr; denn Eltern müssten 
sich dabei ja zu Beginn des Schuljahrs entscheiden, wie das 
Ganztagsmodell in welchem zeitlichen Umfang aussehen soll. 
Dass es weder organisatorisch noch pädagogisch sinnvoll ist, 
wenn sich Eltern morgens am Frühstückstisch – wie es sich 
Herr Reinhart offenbar vorstellt – entscheiden, wann sie das 
Kind wieder aus der Schule abholen, ist der CDU wohl völ-
lig egal. Eine solche Aussage zeigt übrigens eine unfassbare 
Geringschätzung dessen, was die Lehrerinnen und Lehrer im 
Ganztag an wichtiger Arbeit leisten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Kultusministerin Eisenmann ist da schon differenzierter, aber 
die Quadratur des konservativen Kreises gelingt auch ihr 
nicht. In einer Pressemeldung vom März 2018 lässt sie sich 
mit folgenden Worten zitieren: 

Eine erfolgreiche Ganztagsschule hat einen pädagogi-
schen Mehrwert. Wir wollen deshalb die Ganztagskon-
zepte so gestalten, dass die Schülerinnen und Schüler da-
von profitieren und optimal gefördert werden. 
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Frau Eisenmann muss doch auch eine der Untersuchungen ge-
lesen haben. Sie muss doch gehört haben, welche Rahmenbe-
dingungen wir zum Erreichen dieser hehren Ziele, die sie hier 
benennt, brauchen. Sie muss doch gehört haben, welche Be-
deutung rhythmisierte Möglichkeiten für die Qualität haben. 
Wenn das bildungspolitische Leitmotiv dieser Regierung 
wirklich die Qualität ist, dann dürfen wissenschaftlich beleg-
te Qualitätsmerkmale nicht länger egal sein und darf nicht nur 
die Bauchentscheidung von einzelnen Politikern zählen.

„Staatliche Zwangsbeglückung“ ist ein von Frau Eisenmann 
erfundener Begriff, um gebundene Ganztagsangebote zu dis-
kreditieren.

(Zuruf des Abg. Jürgen Walter GRÜNE) 

Es wird nicht nur das Angebot diskreditiert, sondern es wer-
den auch die, die es vor Ort mit Leben füllen, diskreditiert, 
wenn Frau Eisenmann von „staatlicher Zwangsbeglückung“ 
spricht. Aber letzten Endes ist dies vor allem ein Ausdruck ih-
rer fehlenden politischen Gestaltungsbereitschaft. Regelmä-
ßig erklärt Frau Eisenmann, die Eltern würden ihre Kinder 
nicht richtig erziehen, die Grundschullehrer würden ihren Job 
nicht richtig machen, eine richtige Leistungsfeststellung sei 
ohne Ziffernnoten nicht möglich. Alles, was wir verlangen, 
ist, dass Frau Eisenmann einmal etwas richtig macht. Das be-
deutet, sich auf die Untersuchungsergebnisse einzulassen, die 
deutlich machen, wie wir ein Ganztagsangebot qualitativ 
hochwertig gestalten können, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es mangelt bei Frau Eisenmann, es mangelt bei der grün-
schwarzen Kultuspolitik nicht an Wortschöpfungen, es man-
gelt an Umsetzungen. Frau Eisenmann ist seit zwei Jahren im 
Amt, aber konkret wurde sie bisher einzig bei der Erprobung 
von Service- und Koordinierungsstellen in sechs Kommunen 
ab dem nächsten Schuljahr.

Wir begrüßen diesen Schritt ausdrücklich, aber auch in ande-
ren Bereichen gibt es dringenden Handlungsbedarf. So muss 
die Monetarisierung zur Einbindung außerschulischer Partner 
her, sie muss vereinfacht werden, und es müssen sinnvolle und 
unbürokratische Budgetlösungen erarbeitet werden. Die Schul-
leitungen müssen weiter entlastet werden. Die Teilnahme am 
Ganztagsangebot für Kinder mit Anspruch auf ein sonderpä-
dagogisches Bildungsangebot sowie für junge Geflüchtete 
muss sichergestellt werden, und wir müssen endlich die Kom-
munen finanziell dabei unterstützen, die Schulen auch räum-
lich fit zu machen für das Ganztagsangebot. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das Einzige, bei dem sich Grün-Schwarz einig war, ist, alle 
Anträge der SPD abzulehnen, die die Schulträger, die Kom-
munen besser ausstatten, um genau diese Aufgabe zu bewerk-
stelligen. Wir müssen die Partner vor Ort dabei unterstützen, 
unsere Ganztagsziele in Baden-Württemberg zu erreichen. 
Von Grün-Schwarz kommt in diesem Bereich nichts. 

(Beifall bei der SPD)

Dann dürfen wir vor allem nicht – sei es im konkreten politi-
schen Handeln oder in der Rhetorik – immer wieder aufs Neue 
alle Qualitätsstandards über Bord werfen. Stattdessen geht es 

darum, den gezielten Ausbau von rhythmisierten Angeboten 
in den Mittelpunkt der Ganztagsschulpolitik zu stellen. 

Wir alle wissen aus Gesprächen vor Ort, wie groß die Skep-
sis gegenüber der gebundenen Ganztagsschule sein kann. 
Auch wenn zunächst eine Hemmschwelle da ist, stehen die 
meisten Eltern, Lehrer, Kommunen und außerschulischen 
Partner voll hinter der gebundenen Ganztagsschule, sobald sie 
sehen, wie sinnvoll dieses pädagogische Angebot, wie klug 
dieses Angebot vor Ort konzipiert ist. 

Wenn mehr Qualität das Ziel ist, dann ist auch mehr Überzeu-
gungsarbeit notwendig. Das geht nicht per Knopfdruck; das 
geht mit guten Argumenten – und die rhythmisierte Ganztags-
schule hat diese guten Argumente. Darum, Herr Staatssekre-
tär, wollen wir kein weiteres Herbeischwadronieren einer an-
geblichen staatlichen Zwangsbeglückung. Wir wollen Ihnen 
auch nicht weiter beim Nichtstun zusehen. Wir wollen, dass 
Sie sich dem großen Thema, dem Bildungsgerechtigkeitsthe-
ma, dem Familienthema Ganztagsschule mit dem gleichen 
Engagement widmen, mit dem es die Kommunen machen, mit 
dem es der Bund macht, mit dem es vor Ort die Lehrerinnen 
und Lehrer machen. Wir erwarten Engagement. Wir sehen es 
nicht. 

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die Fraktion GRÜNE 
rufe ich Herrn Abg. Jürgen Walter auf. 

Abg. Jürgen Walter GRÜNE: Frau Präsidentin, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich versuche jetzt, auch wenn 
so etwas immer schwierig ist, aus dieser Märchenwelt wieder 
etwas in die Realität zurückzukommen. Denn, Herr Kollege 
Born, es ist einfach so: Sie können ja gern sagen, es seien nicht 
genügend Ganztagsschulen. Dann würden wir uns gleich ei-
nigen. 

Aber Fakt ist doch: Sämtliche Anträge, die aus den Kommu-
nen kamen, sind vom Ministerium genehmigt worden. Solan-
ge nicht mehr Anträge vorliegen, können wir auch nicht mehr 
genehmigen. Wir waren uns eigentlich auch schon in der letz-
ten Legislaturperiode einig, dass man es den Kommunen über-
lässt, welche Form sie wollen. Dass wir natürlich auch in der 
gebundenen Form Vorteile sehen, dass wir die gern umgesetzt 
sähen, das ist selbstverständlich. Aber wir müssen uns eben 
auf das konzentrieren, was aus den Kommunen kommt. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Die Rahmenbedingungen 
ändern!)

Deswegen nützen die Angriffe auf das Ministerium in diesem 
Fall überhaupt nichts, sondern vielleicht müssen auch mehr 
sozialdemokratische Bürgermeisterinnen und Oberbürger-
meister mehr Anträge aus den Kommunen nach Stuttgart schi-
cken, und dann wird es auch mehr Ganztagsschulen geben. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Wir müssen doch einmal zur Kenntnis nehmen, dass mit der 
gesetzlichen Verankerung im Rahmen des Ganztagsschulge-
setzes eine überfällige Modernisierung der Schullandschaft 
stattgefunden hat. Ein jahrzehntelanger Modellversuch wur-
de endlich beendet, und es wurde ein verlässlicher Rahmen 
geschaffen. Es ist ein wichtiger Grundsatz – ich möchte das 
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noch einmal betonen –, dass die Schulträger, die Schulkonfe-
renzen gemeinsam vor Ort mit den Eltern entscheiden, wel-
che Form sie haben wollen.

Das Gesetz, meine Damen und Herren, passt unsere Lernan-
gebote an die Erfordernisse einer modernen Gesellschaft an. 
Darum ging es zunächst einmal. Gleichzeitig – das möchte 
ich betonen – lässt die Flexibilität auch die Wahlmöglichkeit, 
ein traditionelles Familienkonzept zu wählen. So findet man 
beispielsweise in dem hochwertigen rhythmisierten Ganz-
tagsangebot die maximale Flexibilität. Da sind wir uns ja hof-
fentlich einig.

Besonders wichtig war uns, dass den Schulen die Möglichkeit 
eröffnet wurde, mit Vereinen und Verbänden im Bereich des 
Sports, der Kultur, der Jugendarbeit oder der Wirtschaft zu-
sammenzuarbeiten. Die Monetarisierung von Lehrerwochen-
stunden hilft, solche Angebote zu finanzieren. Immerhin – das 
gilt es hier auch zu betonen – können die Schulen hierfür im 
Umfang von bis zu 50 % der Lehrerwochenstundenzuweisung 
ihre Gelder verwenden. Auch das ist ein klarer Fortschritt ge-
genüber dem, was wir zuvor hatten.

(Beifall bei den Grünen und des Abg. Norbert Beck 
CDU)

Dies erhöht den Spielraum der Schulen. Es gibt eine höhere 
Akzeptanz bei Vereinen und Verbänden. Auch das war früher 
einmal ein gemeinsames Ziel. So wird die Schule zunehmend 
sowohl zum Lern- als auch zum Lebensraum. Das ist sicher-
lich ein Grund dafür, dass sich die Eltern von Ganztagsschü-
lern – so zeigen Umfragen – zufriedener mit ihren Schulen 
zeigen als Eltern von Halbtagsschülern. Auch das muss man 
zur Kenntnis nehmen.

Meine Damen und Herren, wir müssen bei aller Freude, dass 
wir alle Anträge genehmigen können, sagen: Wir haben einen 
enormen Nachholbedarf. Im Schuljahr 2015/2016 hatte Ba-
den-Württemberg nach Sachsen-Anhalt den niedrigsten An-
teil an Ganztagsschulen. Wenn man bedenkt, welch großen 
Wert wir immer darauf legen, dass Baden-Württemberg vorn 
ist bei der Modernisierung – –

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Bin ich froh, dass ich 
keine Ganztagsschule gehabt habe!)

– Ich weiß, Kollege Zimmermann, Sie haben es nicht immer 
so mit der Modernisierung.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Ich war froh, wenn 
ich um 12:30 Uhr heimgekommen bin!)

Aber wir in Baden-Württemberg haben allgemein einen sol-
chen Anspruch.

Die Ganztagsschule ist aus Sicht der Grünen viel mehr als ein 
Betreuungsangebot.

(Beifall der Abg. Andrea Lindlohr GRÜNE)

Sie stellt mit ihrem kostenlosen Angebot klar, dass die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf keine Frage des Geldbeu-
tels ist. Schon das ist ein wichtiger Punkt. Sie schafft mehr 
Bildungsgerechtigkeit

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

und unabhängig von der sozialen Herkunft optimale Lern- und 
Förderprogramme. Ganztagsschulen öffnen sich mit ihren Ko-
operationsmodellen mit Verbänden und Vereinen der Gesell-
schaft. 

Schule muss in einer zunehmend komplexeren Welt mehr sein 
als eine rein wissensvermittelnde Bildungsinstitution. Ziel der 
Landesregierung ist es, die pädagogische Qualität der Ganz-
tagsschulen zu stärken. Der Ganztagsgipfel des Kultusminis-
teriums hat gezeigt: Das Gesetz ist eine gute Grundlage für 
die Umsetzung der Ganztagsschulen vor Ort. Die Kommunen 
im Land sind dabei, sukzessive – natürlich könnte es manch-
mal ein bisschen schneller gehen – den Bedarf zu decken. 

Im laufenden Schuljahr starteten 57 neue Ganztagsschulen 
nach dem gesetzlich verankerten Ganztagskonzept, darunter 
52 Grundschulen und fünf Grundstufen am sonderpädagogi-
schen Bildungs- und Beratungszentrum mit Förderschwer-
punkt Lernen. Neun weiterführende Schulen wurden nach 
dem alten Landeskonzept bewilligt. Deshalb nochmals die Be-
tonung: Sämtliche Anträge, die vorlagen, wurden genehmigt. 
Im nächsten Schuljahr kommen weitere 41 hinzu. So haben 
wir insgesamt 470 Ganztagsschulen mit dem gesetzlich ver-
ankerten Konzept.

Daher: Wir haben noch Luft nach oben. Es kann noch besser 
werden.

(Abg. Daniel Born SPD: Das denke ich aber auch!)

Aber, Herr Kollege, wir sind auf einem sehr guten Weg. Bit-
te tragen Sie mit der Arbeit vor Ort dazu bei, dass es noch 
mehr Ganztagsschulen gibt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen – Abg. Daniel Born SPD: Ist 
das Ihr guter Weg?)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das Wort hat Herr Kolle-
ge Lorek für die CDU-Fraktion.

Abg. Siegfried Lorek CDU: Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Es ist gut, dass wir heute die Bildungs-
politik zweimal auf der Tagesordnung haben: heute Morgen 
„ella“, jetzt das Thema Ganztagsbetreuung, beides auf Antrag 
der SPD. Kollege Walter hat die Erfolge, die ich heute Mor-
gen unter „großem Beifall“ der SPD schon dargestellt habe, 
teilweise in den Bereich der Märchenstunde verwiesen.

Bei dem Antrag, über den wir diskutieren, geht es um die Ent-
wicklung der Ganztagsbetreuung im Schuljahr 2017/2018. 
Vielleicht hinkt die SPD ein bisschen der Zeit hinterher. Den-
noch lohnt es sich, bei dieser Gelegenheit zu erläutern, wie ei-
ne ausgewogene Bildungs- und vor allem Betreuungspolitik 
funktioniert.

Der Ausbau der Ganztagsbetreuung muss sich tatsächlich am 
Bedarf der Menschen vor Ort, der Menschen im Land orien-
tieren und auch einen qualitativen Mehrwert bieten. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Karl Zimmermann CDU: Genau!)

Deshalb ist es mehr als richtig, nicht über Parteiideologie über 
die Köpfe der Menschen hinweg zu entscheiden, sondern die-
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se tatsächlich mitzunehmen und einzubinden. Unter der De-
vise „Zuhören, bewerten, entscheiden“ wurden im November 
2016 und im Mai 2017 zwei Ganztagsgipfel mit mehr als 500 
Teilnehmern durchgeführt. Liebe SPD, so geht tatsächliche 
Bürgerbeteiligung; hierfür herzlichen Dank an unsere Kultus-
ministerin Dr. Susanne Eisenmann.

Das Ergebnis: Die Menschen im Land wünschen sich quali-
tätsvolle, familienfreundliche und bedarfsgerechte Angebote. 
Konkret bedeutet das einen geeigneten Mix aus rhythmisier-
tem Ganztagsunterricht, flexiblen Betreuungsangeboten, aber 
auch klassischem Halbtagsunterricht.

Im Laufe des Schuljahrs bieten 434 Grundschulen und SBBZ 
eine Ganztagsbetreuung an. Allerdings sind davon – das wur-
de vorher angesprochen – nur 16 % mit verbindlicher Ganz-
tagsbetreuung. Von allen Grundschulen des Landes wären es 
dann 2 %, die den verbindlichen Ganztag anbieten. 

Im kommenden Schuljahr haben wir 36 weitere Schulen, da-
von 35 Grundschulen in Wahlform. Das ist der Bedarf, wie er 
beantragt wurde. Das ist der Bedarf der Menschen vor Ort. 
Ich glaube – Kollege Born, Sie haben es vorher angesprochen 
–, genau das ist keine staatliche Zwangsbeglückung. Wir ma-
chen das, was die Menschen, die Schulträger vor Ort wollen. 
Genau das ist richtig.

(Beifall bei der CDU – Abg. Karl Zimmermann CDU: 
Sehr richtig! – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: So ist 

es!)

Deshalb sind gut ausgebaute kommunale Betreuungsangebo-
te eine sinnvolle Möglichkeit, um den Bedarf an Ganztagsbe-
treuung flächendeckend zu erfüllen. Die Angebote müssen na-
türlich angemessen finanziert sein.

Unter der Verantwortung der SPD wurden die Zuschüsse für 
die kommunale Betreuung so gekürzt, dass sich hinterher ein 
Defizit von 15 Millionen € angehäuft hat. Für uns, die CDU-
Landtagsfraktion, sind die kommunalen Betreuungsangebote 
allerdings kein Ballast, sondern Teil des Ganzen. Deshalb be-
grüßen wir die Pläne des Kultusministeriums, kommunale Be-
treuungsangebote wieder stärker zu unterstützen.

Einen Punkt muss ich ansprechen: Bis 2025 möchte die Bun-
desregierung einen gesetzlichen Anspruch auf die Ganztags-
betreuung im Grundschulalter schaffen. Das Land muss hier-
bei auf eine adäquate Umsetzung und solide Finanzierung 
durch den Bund achten. Liebe Kolleginnen und Kollegen der 
SPD, da bitten wir auch um Unterstützung bei Ihrer Bundes-
tagsfraktion, damit dann auch die entsprechende Finanzierung 
hier im Land ankommt. 

(Abg. Daniel Born SPD: Das müssen Sie auch wei-
tergeben! – Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD) 

– Wir hatten das vorher schon: Einer spricht, und die anderen 
hören zu. 

Wir, die CDU-Landtagsfraktion, sehen die positiven Möglich-
keiten eines Ausbaus der Ganztagsschule. Wichtig ist aber: 
Wir berücksichtigen die Menschen, die Gegebenheiten und 
die Wünsche vor Ort. Unser Augenmerk liegt auf der Quali-
tät in der Bildung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Ich rufe Herrn Abg. Dr. 
Balzer für die AfD-Fraktion auf.

(Abg. Jürgen Walter GRÜNE: Um Gottes willen!)

Abg. Dr. Rainer Balzer AfD: Sehr geehrte Damen und Her-
ren, sehr geehrte Frau Präsidentin! Die Gemeinschaftsschule 
als Ganztagsschule war von Anfang an mit Ideen und Utopi-
en beladen. Die Ganztagsschule soll ein zentrales Instrument 
für den Ausgleich von Bildungschancen und für mehr Bil-
dungsgerechtigkeit sein. Das gesellschaftliche Experiment ist 
offensichtlich, ein Experiment an den Kindern. Ist dies echte, 
gelebte Verantwortung? 

Es ist die alte Klassenkampfrhetorik der SPD – wieder einmal –, 
und es ist der totalitäre Anspruch auf den Menschen, 

(Abg. Jürgen Walter GRÜNE: Totalitär ist doch euer 
Denken!)

insbesondere auf den jungen und formbaren Menschen, der 
linken Parteien.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Meine Güte!)

Hier beziehe ich explizit die Grünen mit ein.

(Beifall bei der AfD – Abg. Jürgen Walter GRÜNE: 
Die Hitlerjugend war doch euer Ding!)

Gerade weil Sie, die Grünen in Baden-Württemberg, als Na-
turschutzpartei angetreten und gewählt worden sind, vermis-
se ich eine Distanzierung von den destruktiven linken Ideolo-
gien der Vergangenheit. 

Meine Damen und Herren, die Aufstellung der Karl-Marx-
Statue in Trier vor einiger Zeit ist einmal mehr Gelegenheit, 
sich mit den Resultaten dieser Utopien zu befassen 

(Abg. Sandra Boser GRÜNE: Können Sie zum An-
trag reden? – Abg. Jürgen Walter GRÜNE: Sie haben 
wahrscheinlich eine Hitlerstatue daheim! – Abg. Da-
niel Born SPD: Könnten Sie noch etwas zum Antrag 

in Baden-Württemberg sagen?)

– jawohl, kann ich –: Sie brachten Chaos und Unglück für das 
Volk.

Sie erlauben mir an dieser Stelle nur zwei Sätze zu einer his-
torischen Bemerkung; denn in der Sache dürfte die Positions-
lage bekannt sein: Alle Revolutionen – und die Mutter der Re-
volutionen war die Französische Revolution – führten ins Cha-
os, in den Terror und dienten zuletzt – die Französische Re-
volution – dazu, dass ein Adeliger sich selbst beförderte und 
zum Kaiser krönte. Napoleon war per Stipendium von Kaiser 
Ludwig XIV. gefördert worden. Es ist ein Narrativ, das Nar-
rativ des Halbwaisen aus einfachen Verhältnissen, das sich 
lange hielt. 

Hier können Sie etwas lernen. Liebe Linke, liebe Noch-Volks-
partei SPD – 9 % in Sachsen-Anhalt –, merken Sie sich: Wer 
bei den Linken Karriere machen möchte, muss das passende 
Narrativ – Narrativ: aus dem Lateinischen für Kundtun oder 
Erzählung – pflegen, und dieses pflegen Sie.

(Abg. Jürgen Walter GRÜNE: Wie hat der es eigent-
lich in den Schuldienst geschafft? Da ist doch etwas 

schiefgelaufen!)
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Sie wollen wie alle Revolutionäre, wie alle Umstürzler den 
Hebel bei der Jugend ansetzen. Die berühmte „Lufthoheit über 
den Kinderbetten“ möchte man erobern,

(Beifall bei der AfD)

um eigene Ziele zu erreichen.

Zum Thema Klassenkampfrhetorik erfindet man ja auch gern 
schöne neue Wörter. Es gibt keine armen Menschen mehr, es 
gibt nur sozial Benachteiligte. Es gibt auch keine Unterschicht 
mehr, es gibt nur noch bildungsferne Schichten. 

(Abg. Jürgen Walter GRÜNE: Aber es gibt intellek-
tuell unterirdische Reden!)

Ich verrate Ihnen ein Geheimnis: Es gibt trotzdem noch Ar-
me, überhaupt bei den Älteren. 

Ein Narrativ ist auch der Ganztag als pädagogischer Mehr-
wert. 

(Glocke der Präsidentin) 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Lieber Herr Abg. Dr. Bal-
zer, Sie könnten die übrigen zwei Minuten Ihrer Redezeit bit-
te noch zum Thema sprechen. 

(Lebhafte Zurufe, u. a. Abg. Anton Baron AfD: Das 
ist eine Sauerei! – Abg. Jürgen Walter GRÜNE: Es 

wird dadurch aber nicht besser!)

Abg. Dr. Rainer Balzer AfD: Das mache ich genau jetzt. – 
Denn wir wollen in diesen Dingen einfach ehrlicher werden. 
Wir, die AfD, wollen die Ganztagsschule nur dann, wenn sie 
wirklich erforderlich ist.

(Zurufe, u. a. Abg. Jürgen Walter GRÜNE: Ihnen hät-
te Ganztagsschule auch gutgetan!)

Ein ausgewogener achtstündiger Schultag soll angeblich zum 
entspannten Familienleben beitragen. Das tut er eben nicht, 
wenn in der Schule die Konzentration fehlt, und dann dauert 
der Schultag halt acht oder neun Stunden. 

(Lachen des Abg. Jürgen Walter GRÜNE – Abg. Sa-
bine Wölfle SPD: Keine Ahnung!)

Ich bin froh, dass ich dies nicht mitmachen musste. 

Deshalb sollen, um Rhythmisierung zu schaffen, außerschu-
lische Partner aus Sport, Musik, Kirchen und Verbänden her-
halten – eine schöne Theorie. Wir haben bei der Anhörung der 
Musikschulen doch gehört – Sie waren dabei –, dass qualifi-
zierte Musikangebote zu diesen Bedingungen nicht gemacht 
werden können. Die Gruppen sind zu groß für qualifizierten 
Unterricht. 

Im Übrigen gilt: Die bessere Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf soll ebenfalls Sinn und Zweck der Ganztagsschule sein. 
Das bedeutet eine weitere Instrumentalisierung und grenzen-
lose Ökonomisierung der Familien. 

(Beifall bei der AfD – Lachen des Abg. Jürgen Wal-
ter GRÜNE)

Warum müssen heutzutage beide Elternteile arbeiten und in 
– – 

(Abg. Daniel Born SPD: Haben Sie das mal mit Fa-
milien besprochen?)

– Jawohl.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Mit Ihrer eigenen wahr-
scheinlich!)

Ich kann Ihnen aus der „Rhein-Neckar-Zeitung“ wieder einen 
schönen Leserbrief, der sich gegen die Ganztagsbetreuung 
richtet, zeigen. 

So bestätigt sich auch unser Ansatz, 

(Unruhe – Glocke der Präsidentin) 

wenn von 52 Anträgen auf Einrichtung einer Ganztagsschule 
48 für eine Ganztagsschule in Wahlform gestellt werden. Denn 
die verbindliche Form lehnen wir ab, weil Schüler gerade die 
Zeit am Nachmittag zur Erholung und zur Persönlichkeitsent-
wicklung brauchen. 

Das einzig Positive an diesem Thema ist, dass insbesondere 
die klassischen Schulformen Realschule und Gymnasium 
wenn, dann nur in der Wahlform als Ganztagsschule geführt 
werden.

Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD – Abg. Jürgen Walter GRÜNE: 
Das ist uns schwergefallen!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Dr. Kern, bit-
te, für die FDP/DVP-Fraktion. 

(Abg. Sabine Wölfle SPD: Jetzt wird wieder zum 
Thema geredet! – Gegenruf der Abg. Sandra Boser 
GRÜNE: Nein! – Gegenruf der Abg. Sabine Wölfle 
SPD: Mehr als davor! – Abg. Anton Baron AfD: Frau 
Präsidentin, wir werden keine Belehrungen zur Sa-

che mehr akzeptieren!)

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! 

(Der Redner fährt das Redepult nach oben.)

Wie Sie sehen, versuche ich das Niveau etwas anzuheben. 

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen und der SPD – Lachen bei der AfD – Abg. 
Daniel Born SPD: Sehr gut! – Abg. Reinhold Gall 
SPD: Das ist aber nicht so schwierig! – Lebhafte Un-

ruhe)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, es ist mir wirk-
lich ein Rätsel, warum die SPD-Fraktion diesen Antrag heu-
te zur Debatte angemeldet hat.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Das geht 
ihr selber so! – Abg. Jürgen Walter GRÜNE: Man 

muss nicht alles verstehen!)
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In Ziffer 2 des Antrags wird nach der Zahl der Ganztagsschu-
len gefragt, die zum Schuljahr 2017/2018 in der verbindlichen 
Form oder in der Wahlform eingerichtet werden sollen. Ant-
wort des Kultusministeriums: Von 52 beantragten Ganztags-
grundschulen waren 48 für die Wahlform und nur vier in der 
verbindlichen Form vorgesehen. 

Zum Schuljahr 2018/2019 sieht die Bilanz für das grün-rote 
Konzept noch verheerender aus: Unter den 31 Grundschulen, 
die zum Zuge kamen, findet sich nur eine einzige verbindli-
che Ganztagsgrundschule. Die 30 anderen Grundschulen ha-
ben sich für die Wahlform entschieden. 

Diese Zahlen sind der unwiderlegbare statistische Beweis für 
das krachende Scheitern des grün-roten Ganztagsschulkon-
zepts und damit der Bevormundungspolitik der ehemaligen 
grün-roten Regierungskoalition, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Abg. Jürgen Walter GRÜNE: Ganz Baden-Württem-
berg hat es verstanden, bloß einer nicht!)

Klarer können die Eltern den Wunsch nach mehr Wahlfreiheit 
beim Ganztag nicht ausdrücken. Denn das grün-rote Ganz-
tagsgesetz kannte nur die sogenannte verbindliche Ganztags-
schule; eine offene Form mit Unterricht am Vormittag und of-
fenen Angeboten am Nachmittag suchte man dort vergeblich. 
Auch die sogenannte Wahlform entpuppte sich als Schein-
Wahlfreiheit, denn die Wahlmöglichkeit beschränkte sich auf 
die Entscheidung zwischen dem Ganztag und dem Nicht-
Ganztag, und das ist für Liberale eben keine Wahlfreiheit. Da 
gibt es deutlich mehr, wenn man einmal genauer hinschaut.

Nach der JAKO-O Bildungsstudie aus dem Jahr 2011 wün-
schen sich aber 48 % der Eltern ein Ganztagsangebot mit frei-
willigem Nachmittagsprogramm, 24 % eine Ganztagsschule 
mit verbindlichem Nachmittagsprogramm und 25  % eine 
Halbtagsschule.

Die FDP/DVP-Landtagsfraktion hat deshalb einen Gesetzent-
wurf zur Verankerung der offenen Ganztagsschule im Schul-
gesetz vorgelegt. 

(Abg. Jürgen Walter GRÜNE: Ein richtiger Rück-
schritt damals!)

Unseren Gesetzentwurf dazu werden wir morgen in erster Le-
sung beraten. 

Die Eltern haben, wie aus der Stellungnahme zu dem SPD-
Antrag eindrucksvoll hervorgeht, mit den Füßen gegen das 
grün-rote Ganztagsmodell und damit gegen das aktuelle 
Schulgesetz gestimmt. Das bestätigt uns Freie Demokraten 
einmal mehr, dass wir mit unserem Gesetzentwurf wieder 
richtigliegen. So werben wir an dieser Stelle schon einmal um 
Unterstützung für den liberalen Gesetzentwurf für echte Wahl-
freiheit beim Ganztag, den wir morgen an dieser Stelle disku-
tieren werden. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Abg. Daniel Born SPD: Sie halten eine Rede ohne 
das Wort Pädagogik! Das Wort kam in Ihrer Rede 
nicht vor! – Gegenruf des Abg. Dr. Timm Kern FDP/
DVP: Damit unterstellst du, dass die offene Ganz-

tagsschule keine Pädagogik hat!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Regierung hat das Wort 
Herr Staatssekretär Volker Schebesta.

Staatssekretär Volker Schebesta: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Dass wir uns 
heute und morgen, also zwei Mal, mit dem Thema Ganztag 
beschäftigen – der Kollege Dr. Kern hat gerade darauf hinge-
wiesen, dass morgen der Gesetzentwurf der FDP/DVP auf der 
Tagesordnung steht –, hat sicher auch seinen Grund darin, dass 
am Montag ein Fachtag des Kultusministeriums zum Ganz-
tag stattfindet. Damit wird klar, dass das Gegenteil von dem 
läuft, Herr Born, was Sie beschrieben haben, nämlich Nichts-
tun. Wenn Sie Ganztagsgipfel, Gespräche mit allen am Schul-
leben Beteiligten, Arbeitsgruppen aus den am Schulleben Be-
teiligten, Erarbeitung von Konzepten als Nichtstun bezeich-
nen, dann haben wir grundsätzlich unterschiedliche Auffas-
sungen von dem, wie Politik die Entwicklung von Konzepten 
mit den am Schulleben Beteiligten richtigerweise gestaltet. 
Das tun wir, das machen wir in einem geordneten Verfahren, 
und wir werden zu richtigen und wichtigen Ergebnissen für 
die Entwicklung der Schulen und auch der Ganztagsschulen 
in Baden-Württemberg kommen.

(Vereinzelt Beifall – Abg. Daniel Born SPD: Wann? 
– Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

– Am Montag ist Fachtag. Sie sind herzlich eingeladen. Kom-
men Sie dazu! 

Sie haben beschrieben, dass es unsererseits an mehr Überzeu-
gungsarbeit mangele, dass Rahmenbedingungen durch uns 
verändert werden müssten. Herr Born, ich will Ihnen einfach 
die Zahlen aus der Zeit sagen, in der das SPD-geführte Kul-
tusministerium die Verantwortung trug. Das wird Ihnen zei-
gen, dass es an uns allein wohl nicht liegen kann. Denn zu Be-
ginn der Einführung der Ganztagsschulen nach §  4  a des 
Schulgesetzes wurden 170 neue Ganztagsschulen im Bereich 
der Grundschulen im Schuljahr 2014/2015 genehmigt. 

Wenn ich Ihre Zielsetzung nehme, die Sie auch im Antrag wie-
derholt haben, 70 % der Grundschulen zu Ganztagsschulen 
zu machen – und das über einen Zeitraum bis 2023 –, und von 
dieser Basis berechne, wie viele dann pro Jahr kommen müss-
ten, dann zeigt sich: Es hat schon dieses erste Jahr nicht dazu 
ausgereicht, überhaupt auf das jährliche Level zu kommen. 
Da müsste doch nach Ihrem Einstieg in die Rede ein unglaub-
licher Stau an Schulen dagewesen sein, die nur darauf gewar-
tet haben, einen Antrag nach § 4 a des Schulgesetzes stellen 
zu können.

Was die Folgejahre betrifft, ist die Zahl im Schuljahr 2015/2016 
auf 118 heruntergegangen; im Schuljahr 2016/2017 – diesen 
Zeitraum nehme ich noch hinzu, weil die Bewilligungen zu den 
entsprechenden Anträgen noch vor dem Regierungswechsel 
erfolgt waren – sank die Zahl auf 92 Anträge auf neue Ganz-
tagsschulen nach § 4 a. 

Wenn man diese Zahlen sieht, kann man doch nicht von einer 
Entwicklung sprechen, die erst mit dem Schuljahr 2016/2017 
eingetreten sei und ausschließlich mit der Führung im Kultus-
ministerium, mit unserer Werbung und unseren Rahmenbe-
dingungen zu tun habe. Hier müssen doch tiefer gehende 
Gründe ausschlaggebend gewesen sein, die auch zu der Zeit 
vor 2016 schon bestanden haben. 
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Diese Gründe liegen in der Anforderung, auch flexible Be-
treuungsangebote zu haben. Die gerade mehrfach genannten 
Zahlen in Bezug auf Anträge sowohl für verbindliche Ganz-
tagsschulen als auch für die Wahlform zeigen doch, dass auch 
innerhalb der Schulen die Tür offengehalten werden soll, um 
Eltern Entscheidungen zu ermöglichen. Es zeigt sich, dass es 
hierzu auch etwas anderes braucht. Dieses andere hatten Sie 
in Ihrer Konzeption in der vergangenen Legislaturperiode 
eben nicht zur Verfügung gestellt. 

(Abg. Daniel Born SPD: Jetzt sind wir gespannt!)

Wir wollen, dass es eine klare Profilierung der Ganztagsschu-
le mit der Möglichkeit und der Chance der Rhythmisierung 
und der damit verbundenen positiven Wirkung gibt; wir wol-
len, dass eine solche Profilierung möglich ist. Ob es dabei 
hilft, allen Kommunen, die ein neues Konzept für Betreuungs-
angebote aufstellen wollen und hierzu Mittel vom Land be-
antragen möchten, zu sagen: „Dann müsst ihr eben einen 
§-4-a-Antrag auf Ganztagsschule stellen; das ist die einzige 
Möglichkeit, um Betreuungsangebote irgendwie durch das 
Land mitfinanziert zu bekommen“, sei dahingestellt. Ob das 
bei der Profilierung eines rhythmisierten Ganztags hilft? Hier 
setze ich nicht nur ein Fragezeichen, sondern ich betone durch 
ein Ausrufezeichen die Antwort: Nein! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Daniel 
Born SPD: Sieht das Ihr Koalitionspartner auch so?)

Deshalb ist natürlich der richtige Ansatz, dass wir den Ganz-
tagsschulen mit ihrer Möglichkeit und Chance für die Rhyth-
misierung auch Schulen mit Betreuungsangeboten zur Seite 
stellen. Wir sollten dort, wo nach Betreuungsangeboten ge-
fragt wird, nicht immer sagen müssen: Es gibt nur die Mög-
lichkeit, das im rhythmisierten Ganztag zu machen. Das wird 
nicht dazu beitragen, klare Konzepte zu vermitteln. Wir soll-
ten aber den Eltern klar vermitteln können, was hinter wel-
cher Schulform steht. 

Ich wage hier einmal die Aussage: Wenn Eltern diese Debat-
te nun mitverfolgen, wird ihnen dadurch auch nicht unbedingt 
klar werden, was mit welchem Konzept gemeint ist. Deshalb 
ist es wichtig, dass wir den rhythmisierten Ganztag auch als 
rhythmisierten Ganztag so möglich machen und gestalten, wie 
er gedacht ist, um die darin liegenden Chancen auch nutzen 
zu können, und bei Nachfrage nach Betreuungsangeboten 
dann die Betreuung ermöglichen. 

Die beschriebenen Hinderungsgründe für diesen Prozess – ich 
verweise auf die Ganztagsgipfel – sind auch mit der klaren 
Ansage verbunden gewesen: Die §-4-a-Ganztagsschule ist zu 
kompliziert ausgestaltet. 

Herr Born, ich freue mich, dass Sie nun das Pilotprojekt 
„Kommunale Koordinierungsstelle“ begrüßen. Ich frage mich 
nur, warum Sie diesen Weg der Unterstützung für kommuna-
le Schulträger, für die Schulen nicht von Ihrer Seite aus ge-
gangen sind und warum nicht Sie bereits diese Unterstützung 
angeboten hatten. In guter Partnerschaft und enger Abstim-
mung mit der kommunalen Seite wird es im Rahmen der Pi-
lotierung Hilfestellung für alle Fragen, die mit dem Ganztag 
verbunden sind, geben können. Im Schuljahr 2018/2019 wird 
die kommunale Koordinierungsstelle ihre Arbeit aufnehmen. 

Bei der Verwaltung und Bewirtschaftung der monetarisierten 
Lehrerwochenstunden, der Vertragsgestaltung mit außerschu-
lischen Partnern wird es eine entsprechende Unterstützung ge-
ben, sodass sich die Schulen auf die pädagogische Qualität 
konzentrieren können. Wir machen das; Sie hätten das von 
Anfang an mit dem Prozess der Implementierung von §-4-a-
Ganztagsschulen nach § 4 a des Schulgesetzes verbinden kön-
nen. 

Das ist eines der Ergebnisse, die wir aus dem Prozess – den 
Sie mit dem Kommentar begleitet haben, es werde nichts ge-
tan – gewonnen haben. Genau solche konkreten Schritte der 
Hilfestellung werden wir anbieten. Damit kommen wir zu ei-
ner effektiven Unterstützung der Ganztagsschulen. 

Diejenigen, die diesen Weg gehen wollen, sollen sich daran 
nicht durch Rahmenbedingungen gehindert sehen. Wir ver-
bessern diese und bekommen damit eine bessere Unterstüt-
zung der Ganztagsschulen hin. Das ist unser Weg, den wir am 
Montag beim Fachtag weitergehen werden.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Daniel Born SPD: Wenig Applaus bei Grün!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Mir liegt noch eine Wort-
meldung von Herrn Abg. Dr. Gedeon vor. Gibt es weitere 
Wortmeldungen? – Dann Herr Abg. Dr. Gedeon, bitte.

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Herr Balzer hat die Hintergrund-
thematik sehr gut dargestellt. Ich finde es nicht richtig, Frau 
Präsidentin, wenn Sie das als nicht zum Thema gehörend be-
trachten. Das ist sogar der wichtigere Teil des Themas, den er 
hier angesprochen hat. Wir können uns doch nicht auf vorder-
gründige Argumentationen reduzieren. 

Es geht also darum, dass die Wahlform – auch in dem Sinn, 
dass der Träger entscheiden kann, ob offen oder nicht – kei-
ne wirkliche Freiheit bedeutet. Ich bin dafür, dass die offene 
Form grundsätzlich verpflichtend für die Gymnasien sein 
muss. 

Warum? Herr Balzer hat es gesagt: Es geht um die Erholung 
der Schüler, es geht um die persönliche Entwicklung, es geht 
nicht zuletzt auch um das, was wir schöpferische Intelligenz 
nennen. Meine Damen und Herren, auch wenn wir die beste 
Schule mit den besten Lehrern hätten, die die Schüler in uns-
rem Land unterrichten – bei der Ideologie, die teilweise 
herrscht, haben wir das sicherlich nicht –, selbst dann wäre es 
falsch, die Schüler morgens und nachmittags zum Unterricht 
zu verpflichten. 

Warum? Ich nenne das Rezeptionismus. Das heißt: Das rezep-
tive Element, das aufnehmende Element, das passivisierende 
Element in der Bildung wird überbetont, und das selbststän-
dige, schöpferische Denken – dazu braucht man Alleinsein, 
dazu braucht man auch die Freiheit von der Institution Schu-
le – geht verloren. 

(Beifall bei der AfD)

Deswegen ist es ganz entscheidend für die geistige Entwick-
lung des Einzelnen und damit auch für den geistigen Zustand, 
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den Freiheitszustand der Gesellschaft und für das Bildungs-
niveau insgesamt, ob diese Freiheit in der Schule gewährleis-
tet ist und ob die Einzelnen, insbesondere die schöpferisch In-
telligenten, die Möglichkeit haben, sich am Nachmittag un-
abhängig von Lehrern oder sonst etwas entwickeln zu kön-
nen. 

Deswegen bin ich dafür, dass die offene Form der Ganztags-
schule verpflichtend ist – im Gymnasium und möglichst auch 
in allen anderen Schulformen.

Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen jetzt zur geschäftsordnungsmäßigen Behand-
lung des Antrags Drucksache 16/1255. Das ist ein reiner Be-
richtsantrag. Wir können ihn für erledigt erklären. – Dem stim-
men Sie zu. 

Dann kehre ich jetzt zu Punkt 7 unserer heutigen Sitzung zu-
rück:

Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz zur Einführung des Gesetzes zur Ausführung des 
Tiergesundheitsgesetzes und anderer tiergesundheitsrecht-
licher Vorschriften und zur Änderung weiterer Gesetze – 
Drucksache 16/4028

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz – Drucksache 
16/4054

Berichterstatter: Abg. Udo Stein

Ich verkünde das Ergebnis der namentlichen Abstimmung:

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Stichwahl!)

Beteiligt haben sich 129 Abgeordnete. 

Mit Ja haben 28 Abgeordnete gestimmt, 
mit Nein haben 101 Abgeordnete gestimmt; 
es hat sich niemand enthalten.

Damit ist der Änderungsantrag Drucksache 16/4234 abge-
lehnt.

*

Mit  J a  haben gestimmt:

AfD: Dr. Rainer Balzer, Anton Baron, Dr. Christina Baum, Klaus Dürr, 
Bernd Gögel, Dr. Bernd Grimmer, Stefan Herre, Harald Pfeiffer, Dr. Rai-
ner Podeswa, Daniel Rottmann, Emil Sänze, Hans Peter Stauch, Udo 
Stein, Klaus-Günther Voigtmann, Carola Wolle.

FDP/DVP: Dr. Gerhard Aden, Dr. Friedrich Bullinger, Andreas Glück, 
Dr. Ulrich Goll, Jochen Haußmann, Klaus Hoher, Jürgen Keck, Dr. Timm 
Kern, Gabriele Reich-Gutjahr, Dr. Hans-Ulrich Rülke, Dr. Erik Schwei-
ckert, Nico Weinmann.

Fraktionslos: Dr. Wolfgang Gedeon.

Mit  N e i n  haben gestimmt:

GRÜNE: Muhterem Aras, Theresia Bauer, Andrea Bogner-Unden, San-
dra Boser, Martina Braun, Nese Erikli, Jürgen Filius, Josef Frey, Martin 
Grath, Petra Häffner, Martin Hahn, Thomas Hentschel, Winfried Her-
mann, Hermann Katzenstein, Manfred Kern, Petra Krebs, Daniel And-
reas Lede Abal, Andrea Lindlohr, Bettina Lisbach, Brigitte Lösch, Man-
fred Lucha, Alexander Maier, Thomas Marwein, Bärbl Mielich, Dr. 
Bernd Murschel, Jutta Niemann, Reinhold Pix, Thomas Poreski, Daniel 
Renkonen, Dr. Markus Rösler, Barbara Saebel, Alexander Salomon, Ale-
xander Schoch, Andrea Schwarz, Andreas Schwarz, Stefanie Seemann, 
Edith Sitzmann, Thekla Walker, Jürgen Walter, Dorothea Wehinger, El-
ke Zimmer. 

CDU: Norbert Beck, Thomas Blenke, Klaus Burger, Andreas Deuschle, 
Thomas Dörflinger, Konrad Epple, Arnulf Freiherr von Eyb, Sylvia Fel-
der, Marion Gentges, Friedlinde Gurr-Hirsch, Manuel Hagel, Sabine 
Hartmann-Müller, Raimund Haser, Peter Hauk, Ulli Hockenberger, Dr. 
Nicole Hoffmeister-Kraut, Karl Klein, Wilfried Klenk, Joachim Kößler, 
Sabine Kurtz, Dr. Bernhard Lasotta, Siegfried Lorek, Winfried Mack, 
Claudia Martin, Paul Nemeth, Christine Neumann-Martin, Claus Paal, 
Julia Philippi, Nicole Razavi, Dr. Wolfgang Reinhart, Karl-Wilhelm 
Röhm, Karl Rombach, Volker Schebesta, Dr. Stefan Scheffold, Dr. Alb-
recht Schütte, August Schuler, Willi Stächele, Stefan Teufel, Tobias Wald, 
Guido Wolf, Karl Zimmermann. 

AfD: Dr. Heiner Merz.

SPD: Sascha Binder, Daniel Born, Wolfgang Drexler, Dr. Stefan Fulst-
Blei, Reinhold Gall, Gernot Gruber, Rainer Hinderer, Peter Hofelich, An-
dreas Kenner, Gerhard Kleinböck, Georg Nelius, Martin Rivoir, Gabi 
Rolland, Rainer Stickelberger, Andreas Stoch, Dr. Boris Weirauch, Sa-
bine Wölfle.

Fraktionslos: Dr. Heinrich Fiechtner.

*

Dann setzen wir die Abstimmung fort. 

Wir kommen zur Abstimmung über Artikel 2 – Änderung des 
Gesetzes über Mitwirkungsrechte und das Verbandsklagerecht 
für anerkannte Tierschutzorganisationen – in der vorliegen-
den Fassung der Beschlussempfehlung. Wer Artikel  2 zu-
stimmt – wissen Sie noch, worum es geht? –, 

(Zurufe: Ja!)

den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – 
Enthaltungen? – Damit ist Artikel  2 mehrheitlich zuge-
stimmt. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Knapp!)

Jetzt rufe ich auf

Artikel 3

Änderung des Landeswaldgesetzes 

Wer Artikel 3 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist Artikel 3 mehr-
heitlich zugestimmt.
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Ich rufe auf

Artikel 4

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Wer Artikel 4 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist Artikel 4 mehr-
heitlich zugestimmt.

Die Einleitung

lautet: „Der Landtag hat am 13. Juni 2018 das folgende Ge-
setz beschlossen:“.

Die Überschrift

lautet: „Gesetz zur Einführung des Gesetzes zur Ausführung 
des Tiergesundheitsgesetzes und anderer tiergesundheitsrecht-

licher Vorschriften und zur Änderung weiterer Gesetze“. – Sie 
stimmen der Überschrift zu.

Wir kommen zur

S c h l u s s a b s t i m m u n g

Wer dem Gesetz im Ganzen zustimmt, den bitte ich, sich zu 
erheben. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist dem 
Gesetz mehrheitlich zugestimmt.

Punkt 7 unserer Tagesordnung ist damit erledigt.

Wir sind jetzt am Ende der heutigen Tagesordnung angelangt. 

Die nächste Sitzung findet morgen, 14. Juni 2018, um 9:30 
Uhr statt.

Ich verweise auf die verschiedenen parlamentarischen Aben-
de, danke Ihnen und schließe die Sitzung.

Schluss: 17:35 Uhr
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Anlage

Vorschlag
der Fraktion der SPD

Umbesetzung im Ausschuss für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz

Ausschuss	 Funktion	 scheidet aus	 tritt ein

Ausschuss für Ländlichen	 stellvertretendes Mitglied	 Stoch	 Rolland 
Raum und Verbraucherschutz	

12.06.2018

Stoch und Fraktion 
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